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1.  Entstehung  und  Entwicklung  der 
Abonnenten-Versicherung. 

„Insoweit  die  Reklame  ein  Mittel  der  Kundenwerbung  ist,  erscheint 
sie  selbst  nur  als  ein  Teil  eines  höheren  Ganzen,  als  ein  Glied  in  der  Kette 
der  verkehrsmittelnden  und  vertriebsfördernden  Maßnahmen.  Sie  gehört 
damit  zum  Bereiche  des  Gegenstückes  der  Produktionstechnik,  nämlich 
der  Vertriebstechnik,  welche  sich  mit  der  lohnenden  Organisation  und 
Ausdehnung  des  Absatzes  befaßt.“^)  Sie  bezweckt,  die  Menschen  auf 
den  Gegenstand  oder  die  Person,  der  sie  jeweils  dient,  aufmerksam  zu 
machen  und  ihn  zu  veranlassen,  ein  in  diesem  Gegenstand  oder  dieser 
Person  begründetes  Geschäft  abzuschließen.  Sie  bedient  sich  zu  diesem 
Zwecke  der  verschiedensten  Methoden,  wie  der  Anfachung  der  Kauf- 
lust durch  Darbietung  und  Schaustellung  der  Waren,  Veranstaltung  ein- 
zelner besonders  günstiger  Angebote  und  vor  allem  durch  Nebenleistun- 
gen, die  über  das  hinausgehen,  was  nach  der  Natur  des  Geschäftes  zu  bie- 
ten wäre,  wie  Zugaben,  Prämien  usw.  Diese  Gratisdarbietungen,  seien  es 
nur  vorgetäuschte  oder  tatsächliche,  gehen  mitunter  weit  über  den  Rah- 
men des  Geschäftes  hinaus,  dem  sie  dienen  sollen.  In  besonders  auf- 
fallender Weise  findet  sich  diese  Erscheinung  auf  dem  Gebiete  des 
Zeitungswesens.  Hier  finden  sich  Darbietungen,  die  völlig  den  Zusam- 
menhang mit  dem  Geschäftszweck  der  Zeitung  vermissen  lassen. 

Großes  Aufsehen  erregte  im  Jahre  1903  in  England  das  Vorgehen 
der  „Times“,  die  ihren  Lesern  das  Angebot  machte,  die  Encyclopädia  bri- 
tannica  zu  ermäßigtem  Preis  gegen  Abzahlung  zu  liefern,  sofern  die  Be- 
stellung bis  zu  einem  bestimmten  Dezembertage  eintreffe;  die  Kosten 
dieser  Reklame  sollen  6 Millionen  Mark  betragen  haben.  Französische 
Zeitungen  haben  ihren  Lesern  allerhand  Vergünstigungen  bei  Einkäufen  in 
Aussicht  gestellt,  beispielsweise  verhieß  ein  Blatt  die  Besorgung  besonders 
billigen  Weines,  andere  Blätter  veranstalteten  Ausflüge  mit  Frühstück, 
Abendessen,  Musik,  Tanz  und  Tombola.  Eine  bulgarische  Zeitung  bietet 
als  Zugabe  eine  Taschenuhr,  einen  Strohhut,  eine  Zigarettenspitze,  eine 
Bluse  und  dergleichen.  Auch  in  deutschen  Zeitungen  sind  grobe  Aus- 
wüchse der  Konkurrenz  zutage  getreten,  die  manchmal  geradezu  groteske 
Formen  angenommen  haben.  So  wurden  in  einer  preußischen  Provinz- 
hauptstadt den  Abonnenten  60  Saisonvorstellungen  zugänglich  gemacht, 
worauf  die  Konkurrenz  mit  Dichter-  und  Künstlerabenden  antwortete. 
In  einem  kleineren  Orte  versprach  der  Herausgeber  eines  Blättchens  jedem 
Abonnenten  soviel  Pergamynpapier,  als  er  für  seine  Familie  zum  Stullen- 
einwickeln brauche.  Allen  diesen  preßgewerblichen  Propagandamitteln 
kann  jedoch  eine  besondere  Bedeutung  nicht  beigemessen  werden,  wenn 
sie  auch  deutlich  zeigen,  welche  Formen  der  bis  ins  intensivste  gesteigerte 
K.iinpf  um  die  größtmögliche  Abonnentenzahl  im  Zeitungsgewerbe  ange- 


1)  Mataja:  Die  Reklame, 
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nommeB  hat.  Erst  die  Idee  eines  englischen  Verlegers,  durch  Ver- 
sicherung seiner  Abonnenten  seinem  Blatte  wirksame  Reklame  zu 
verschaffen,  hatte  so  durchschlagenden  Erfolg  und  wurde  im  Laufe  der 
Zeit  so  vielgestaltig  ausgebaut  und  verbreitet,  daß  ihr  heute  eine  beach- 
tenswerte volkswirtschaftliche  Bedeutung  nicht  mehr  abgesprochen 
werden  kann. 

Die  Londoner  Wochenschrift:  „Tit  Bits“  (Leckerbissen)  führte  näm- 
lich im  Jahre  1882  eine  Reiseunfall-Versicherung  zugunsten  ihrer  Abon- 
nenten ein.  Der  Verleger  ließ  sich  von  der  Erwägung  leiten,  daß  das 
Publikum  eine  Zeitschrift,  die  ihm  neben  dem  üblichen  Lesestoff  noch  eine 
Gratisversicherung  böte,  notwendigerweise  vorziehen  müsse.  Der  Erfolg 
bat  ihm  Recht  gegeben,  denn  binnen  kurzer  Zeit  erreichte  sein  Blatt  die 
Auflagenhöhe  von  420  000.  Das  englische  Publikum  fand  den  Gedanken 
originell  und  sehr  praktisch,  konnte  man  sich  doch  mit  dem  Aufwand 
von  einem  Penny  gegen  einen  Reiseunfall  mit  Todesfolge  innerhalb  der 
vereinigten  Königreiche  ohne  besondere  Formalitäten  mit  20  000  Mark 
versichern.  In  dem  Text  des  Blattes  war  eine  Art  Police  eingerückt  und 
diese  mußte  mit  der  Unterschrift  des  Abonnenten  versehen  sein,  wenn  man 
gegebenenfalls  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme  erheben  wollte.^) 

Der  Gedanke  breitete  sich  rasch  auch  auf  andere  Länder  aus  und 
schon  im  nächsten  Jahre  führte  der  Gaulois^)  eine  Reiseunfallversicherung 
ein  mit  der  Maßgabe,  daß  nicht  nur  die  Abonnenten  in  deren  Genuß  treten 
sollten,  sondern  jeder,  der  auf  dem  Wege  zur  Arbeit,  sei  es  in  der  Eisen- 
bahn, Trambahn,  im  Omnibus,  Fiaker  oder  Flußdampfer  eine  Nummer  des 
Gaulois  gekauft  hatte.  Die  Erben  desjenigen,  der  unterwegs  getötet 
wurde,  erhielten  5000  Fr.,  ebensoviel  erhielt  derjenige,  der  durch  einen 
Reiseunfall  dauernd  und  völlig  arbeitsunfähig  wurde.  Mit  2500  Fr.  war 
derjenige  versichert,  der  durch  einen  Unfall  ein  lokales  Gebrechen  erlitt 
und  300  Fr.  wurden  in  Aussicht  gestellt  für  den  Fall  einer  durch  den  Unfall 
hervorgerufenen  Arbeitsunfähigkeit  von  mindestens  30  Tagen. 

Verhältnismäßig  spät  erst  fand  die  Abonnenten-Versicherung  Eingang 
in  Deutschland.  Hier  war  es  der  Verleger  des  „Leipziger  Dorf-  und  Stadt- 
anzeigers“, der  in  Verbindung  mit  der  ersten  Oesterreichischen  Unfall- 
versicherungsgesellschaft seine  Abonnenten  gegen  Unfall  prämienfrei  ver- 
sicherte.^) (Heute  „Leipziger  Allgemeine  Zeitung“.)  Der  Verleger  hat  bis 
heute  bereits  über  eine  halbe  Million  an  Unfallentschädigung  an  seine 
Abonnenten  geleistet. 

Da  sich  durch  die  Einführung  der  Abonnentenversicherung  der  Abon- 
nentenstand des  „Leipziger  Dorf-  und  Stadtanzeigers“  augenfällig  ver- 
mehrte, beeilten  sich,  durch  das  Beispiel  angeregt,  andere  Zeitungen,  sie 
ebenfalls  einzuführen.  So  1892  die  „Leipziger  Gerichtszeitung“,  1894  die 
„Niederschlesische  Zeitung“  in  Görlitz,  im  gleichen  Jahre  der  „Hausfreund 
für  Stadt  und  Land“  in  Hamm,  Neurode  und  Speyer,  1896  der  „General- 


is s.  Annalen  des  gesamten  Versicherungswesens  Jahrg.  1889  S.  438. 

2)  Annalen  des  ges.  Versicherungswesens  Jahrg.  1883. 

3)  Zeitschr.  f.  Abonnenten-Versicherung  1912  No.  8. 
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anzeiger  für  Nürnberg“  (heute  „Nürnberger  Zeitung“),  die  „Neunkirchner 
Volkszeitung“  u.  a. 

Immerhin  hielt  sich  die  Abonnenten- Versicherung  im  letzten  Jahrzehnt 
des  vergangenen  Jahrhunderts  noch  in  verhältnismäßig  bescheidenen  Gren- 
zen und  beschränkte  sich  auf  einzelne  Tageszeitungen.  Erst  als  im 
Jahre  1899  der  Verleger  des  in  Leipzig  erscheinenden  Wochenblattes 
„Nach  Feierabend“  sie  in  seinen  Betrieb  aufnahm  und  dadurch  allmählich 
einen  Abonnentenstand  von  1 Million  erzielte,  rückte  die  Abonnenten- 
Versicherung  in  den  Bereich  der  allgemeinen  Aufmerksamkeit,  da 
offensichtlich  nur  sie  dem  Blatte  zu  seinem  beispielslosen  Erfolge 
verholfen  hatte.  Nun  folgten  in  Bälde  eine  Anzahl  ähnlicher  Un- 
ternehmungen, so  1905  das  Wochenblatt  „Für  die  Familie“,  1906  „Nach 
der  Arbeit“,  im  gleichen  Jahre  eine  Versicherungsausgabe  für  „Das  neue 
Blatt“,  1907  „Die  Fürsorge“.  Diese  Unternehmungen  erreichten  außer- 
ordentlich hohe  Auflageziffern.  Sie  trugen  die  Abonnenten- Versicherung 
durch  das  Reich  nach  Oesterreich  und  in  die  Schweiz  und  es 
fanden  sich  bald  auch  die  Verleger  kleinerer  und  kleinster  Blättchen 
dazu  veranlaßt,  es  auch  mit  der  Abonnenten- Versicherung  zu  ver- 
suchen, sei  es,  weil  sie  glaubten,  dadurch  konkurrenzfähiger  zu 
werden,  oder  weil  sie  hofften,  ihr  Blatt  werde  größere  Auflagenziffern 
erreichen  und  damit  gewinnbringender  werden.  Dadurch  mehrte  sich 
die  Zahl  der  die  Abonnenten-Versicherung  betreibenden  Blätter 
außerordentlich  und  wir  zählen  heute  nahezu  5^2  Millionen  Per- 
sonen, die  durch  die  Abonnenten-Versicherung  Versicherungs- 
schutz genießen.  Von  den  297  Zeitungen,  die  ihre  Abonnenten  versicher- 
ten, waren  Ende  1911: 

192  Tageszeitungen, 

69  Wochenschriften, 

36  Fachzeitschriften. 

Ihrer  politischen  Richtung  nach  waren: 

93  farblos, 

30  Zentrum, 

23  liberal, 

11  nationalliberal, 

10  polnisch, 

9 national, 

6 Amtsblätter, 

3 konservativ, 

2 freikonservativ, 

1 mittelständisch, 

1 regierungsfreundlich, 

1 katholisch, 

1 bayerische  Volkspartei, 

1 fortschrittliche  Volkspartei.^) 


1)  ZS.  Abonnentenversicherung  No.  5,  1912. 
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II.  Das  Wesen  der  Abonnenten- 
Versicherung  im  Allgemeinen. 

1.  Begriff. 

„Unter  Abonnentenversicherung  versteht  man  diejenige  Versicherung, 
welche  die  Abonnenten  von  Zeitungen  in  ihrer  Eigenschaft  ais  Abonnen- 
ten genießen.“  Diese  Definition,  die  sich  in  der  Regierungsdenkschrift 
über  die  Abonnentenversicherung  findet,  dürfte  im  allgemeinen  das  Rich- 
tige treffen,  wenn  auch  der  Ausdruck  „Versicherung,,  auf  die  Abonnenten- 
Versicherung  nicht  immer  zutrifft.  Es  gibt  Abonnentenfürsorge-Einrich- 
tungen, bei  denen  der  Verlag  an  Hand  seiner  Bücher  einwandfrei  nacli- 
zuweisen  vermag,  daß  der  Bezugspreis  niedriger  ist,  als  die  Leistungen, 
die  der  Verlag  bietet  . Der  Begriff  „Versicherung“  hat  die  Voraus- 
zahlung einer  Prämie^)  zur  Voraussetzung  und  die  Prämie  muß  „als 
Prämie  gewollt“  und  von  den  Parteien  „zum  Gegenstand  vertragsmäßiger 
Abrede“  gemacht  sein.^)  Fürsorgeeinrichtungen  der  erwähnten  Art  fehlt 
also  ein  wichtiges  Kriterium  der  Versicherung  und  sie  können  daher  als 
Abonnenten- Versicherung  nicht  bezeichnet  werden. 

Man  mag  ein  wenden,  daß  die  Prämienzahlung  trotzdem  im  Bezugs- 
preis enthalten  sei  und  zwar  „als  verkappte  Prämie“.  Es  ist  indessen 
zu  unterscheiden  zwischen  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Natur  der 
Prämie.  Wirtschaitlich  ^ielit  der  Verlag  seine  Entschädigung  in  der 
größeren  Zugkraft,  der  wachsenden  Abonnentenzahl  seines  Blattes  und 
damit  in  dem  größeren  Gewinn,  die  ihm  daraus  zufließen.  Von  einer 
Prämie  in  rechtlichem  Sinne  kann  jedoch  keine  Rede  sein,  denn  wo  nach- 
weisbar keine  Vergütung  für  die  versprochene  Leistung  gewährt  wird, 
wo  also  eine  Prämie  nicht  einmal  teilweise  feststellbar  ist,  kann  der  Be- 
zugspreis nicht  als  Versicherungsprämie  angesprochen  werden. 

Es  ist  demnach  zu  unterscheiden: 

1)  Abonnenten-Versicherung  im  engeren  Sinn.  — Bei  dieser  ist  die 
Prämie  im  Bezugspreis  enthalten  und  an  Hand  der  Bücher  jederzeit  fest- 
stellbar. 

2)  Abonnenten-Versicherung  im  weiteren  Sinne.  — Diese  umfaßt  alle 
versieherungsähnlichen  Einrichtungen  von  Zeitungen,  einschließlich  derer, 
die  ihren  Abonnenten  unentgeltlich  Schutz  gegen  irgendv/elche  Ereignisse 
versprechen,  eine  Versicherung  im  rechtlichen  Sinne  jedoch  nicht  dar- 
stellen müssen. 

2.  Zweige  der  Abonnenten-Versicherung. 

Die  Domäne  der  Abonnenten-Versicherung  ist  die  Unfallversicherung. 
Diese  schützt  den  Versicherungsnehmer  vor  Schäden,  die  er  oder  seine  Hin- 
terbliebenen durch  seinen  Tod  bzw.  durch  eintretende  dauernde  oder  teil- 
weise Invalidität  durch  Unfall  erleiden.  Unter  Unfall  versteht  man  hierbei 
jede  ärztlicherseits  sicher  erkennbare  Körperbeschädigung,  von  welcher 


1)  s.  Maier:  Versicherungsvertragsrecht.  S.  77. 

2)  Jahrbuch  für  Entscheidungen  des  Kammergerichts  Bd.  23  S.  81. 
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der  Versicherte  unfreiwillig  durch  ein  plötzliches,  von  außen  mechanisch 
auf  seinen  Körper  wirkendes  Ereignis  betroffen  wird. 

Daß  diese  Versicherungsart  zum  Betrieb  der  Abonnenten- 
Versicherung  sehr  geeignet  ist,  dürfte  einleuchten.  Sie  ist  kurz- 
fristig, denn  die  Versicherungsperiode  läuft  nur  solange,  als  der 
Bezugspreis  für  die  Zeitung  bezahlt  ist.  Dies  ist  bei  den  Tages- 
zeitungen in  der  Regel  ein  Monat.  Außerdem  ist  das  Ereignis, 
gegen  dessen  Eintritt  die  Versicherung  gewährt  wird,  bei  der 

Unfallversicherung  im  Gegensatz  zur  Lebensversicherung  ungewiß.  Nach 
dem  Gesetz  der  großen  Zahl  wird  das  Risiko  so  verteilt,  daß  man  mit  einer 
gewissen  Stetigkeit  der  Schadenfälle  rechnen  kann.  Treten  sie  nicht  in 
der  erwarteten  Häufigkeit  ein,  um  so  besser  für  den  Versicherer.  Da 
ferner  bei  der  Unfallversicherung  die  Berufe  nach  Gefahrenklassen  einge- 
teilt werden,  nach  denen  sich  jeweils  die  Höhe  der  Prämie  bemißt,  wird 
bei  der  Abonnenten-Versicherung  jenes  Blatt  am  besten  fahren, 
dessen  Leserschaft  sich  aus  weniger  gefährdeten  oder  womöglich 

ganz  ungefährdeten  Berufen  zusammensezt  (Lehrer,  Geistliche  und 
andere  Gelehrtenberufe,  Bürobeamte  u.  a.).  Da  nun  erfahrungs- 
gemäß gerade  diese  Berufe  ein  geringes  Bedürfnis  nach  einer 

Unfallversicherung  haben,  sei  es,  daß  sie  durch  die  staatliche 
Fürsorge  hinreichend  gedeckt  sind,  oder  sei  es,  daß  sie  sich  durch  eine 
Versicherung  bei  einer  privaten  Versicherungsgesellschaft  gedeckt  haben, 
wird  eine  Abonnentenversicherung  für  solche  Leser  kein  ausschlaggeben- 
des Moment  bei  der  Wahl  einer  Zeitung  oder  Zeitschrift  bilden.  Ein  Ver- 
leger, der  diese  und  andere  besser  situierte  Kreise  zu  seinem  Lesepublikum 
zählt,  wird  sie  nicht  in  seinen  Betrieb  aufnehmen.  Ein  wesentlich  anderes 
Bild  ergibt  sich,  wenn  man  die  niederen  Kreise  ins  Auge  faßt,  ln  diesen  sind 
auch  größtenteils  die  mehrgefährdeten  Berufe  zu  finden  und  natürlicher- 
weise geben  diese  einem  Blatte  den  Vorzug,  das  ihnen  neben  dem  üblichen 
Lesestoff  noch  billigen  Versicherungsschutz  gegen  Gefahren  gewährt, 
denen  sie  bei  Ausübung  ihres  Berufes  täglich  ausgesetzt  sind. 

Neben  der  Unfallversicherung  wird  von  vereinzelten  Verlegern  auch 
eine  Sterbegeldversicherung  gewährt.  Deren  Unterstellung 
unter  das  Aufsichtsgesetz  ist  auch  allgemein  unbestritten  und  sie  kann 
nur  in  Verbindung  mit  einer  Versicherungsgesellschaft  betrieben  werden. 
Daß  sie  einen  sehr  großen  Reiz  zum  Abonnement  bietet,  leuchtet  ein  und 
die  Auflagenziffer  der  sie  gewährenden  Blätter  sind  Beweis  genug.  Sie 
bildet  auch  den  Hauptanziehungspunkt  für  die  Abonnenten,  sei  es,  daß 
sie  sich  ihretwegen  zu  einem  Abonnement  entschließen,  sei  es,  daß  sie  mit 
Rücksicht  auf  sie  ein  etwa  beabsichtigtes  Aufgeben  des  Abonnements 
unterlassen. 

Als  dritte  hat  sich  auch  die  Haftpflichtversicherung  noch 
in  den  Dienst  der  Abonnenten-Versicherung  gestellt.  Sie  erfaßt  in  der 
Regel  die  Abonnenten  einer  Fachzeitschrift  in  ihrer  besonderen  Fach- 
eigenschaft, z.  B.  Schmiede,  Hausbesitzer  u.  a.,  oder  sie  schützt  bestimmte 


li 


allgemeine  Risiken  wie  Dienstherren,  Mieter,  Haushaltungsvorstände  u.  a. 
gegen  die  Folgen  der  gesetzlichen  Haftpflicht.  Große  Verbreitung  hat 
diese  Versicherungsart  jedoch  durch  die  Abonnenten-Versicherung  nicht 
gefunden  und  ihre  Leistungen  sind  so  geringfügig,  daß  sie  im  Schadens- 
fälle unter  Unständen  gar  nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Schließlich  finden  sich  noch  unbedeutendere  Zweige,  wie  Aus- 
steuerversicherung, Viehunfallversicherung  (!),  Kin- 
derversicherungen, Militärdienstversicherungen  u. 
a.,  die  jedoch  keinerlei  praktische  Bedeutung  haben  und  außer  Betracht 
bleiben  können. 

3.  Charakteristische  Merkmale  der  Abonnenten-Versicherung. 

Abgesehen  von  der  Volks  Versicherung  hat  wohl  keine  in  jüngerer 
Zeit  entstandene  Versicherungsart  solche  Erfolge  aufzuweisen,  wie  die 
Abonnenten-Versicherung.  Es  bleibt  daher  die  Frage  zur  Beantwortung, 
welche  Umstände  dazu  beigetragen  haben.  Das  Geheimnis  liegt  wohl 
in  der  gemeinsamen 

Organisation, 

die  das  Versicherungswesen  mit  dem  Zeitungsbetrieb  verbindet.  Darin 
liegt  natürlich  ein  ganz  bedeutender  Vorteil,  den  die  Abonnenten-Ver- 
sicherung vor  andern  Versicherungsarten  voraus  hat.  Man  denke  nur 
an  die  großen  Organisations-  und  Verwaltungskosten,  die  das  Schmer- 
zenskind der  Volksversicherung  bilden.  Um  diese  große  Last  abzu- 
wälzen,  wurde  angeregt,  die  Volksversicherung  mit  der  Post,  Sparkasse, 
u.  a.  bereits  bestehenden  Organisationen  zu  verbinden,  indes  ohne 
Erfolg.^)  Die  Abonnenten-Versicherung  dagegen  fand  in  der  Organi- 
sation des  Verlagsgeschäftes  bereits  gut  bestelltes  Feld,  und  daß  ihre 
Träger  sich  den  Vorteil  zunutze  machten,  soll  man  ihnen  nicht  verden- 
ken. Es  liegt  ohne  Zweifel  ein  sachlicher  Berührungspunkt  zwischen 
Verlagsgeschäft  und  Versicherungsgeschäft  vor,  wie  auch  der  Direktor 
der  Nürnberger  Lebensversicherungsbank,  Regierungsrat  Dr.  Leibi,  auf 
der  Konferenz  im  Reichsamt  des  Innern  am  21.  Juni  1913  mit  Recht 
erklärte^),  nämlich  die  auf  Ausbreitung  gerichtete  Organisation,  die  auf 
dem  Gebiete  des  Zeitungsgeschäftes  eine  gewisse  Uebereinstimmung  mit 
dem  Außenbetrieb  einer  Versicherungs-Gesellschaft  aufweist  und  sich 
daher  neben  ihrer  geschäftlichen  Aufgabe  auch  für  die  Verbreitung  des 
Versicherungsgedankens  verwerten  läßt.  Dadurch,  daß  man  sich  diesen 
Umstand  zunutze  zu  machen  verstand,  konnten  die  außerordentlich  hohen 
Anwerbe-  und  Organisationskosten,  wenn  auch  nicht  ganz  vermieden,  so 
doch  bedeutend  herabgemindert  werden. 

Ferner  ist  der  Abonnenten-Versicherung  eigentümlich  ihre  Abhängig- 
keit von  einem  anderen  Geschäft,  dem  Abonnementsvertrag.  Sie  wird 
nur  für  eine  bestimmte,  meist  kurze  Zeitdauer  genommen.  Mit  dem 

1)  Mehler.  Die  Volksversicherung  in  der  Schweiz,  Heft  25  der  Wirtschafts-  und  Verwaltungs- 
Studien.  Herausg.  von  Prof.  Dr.  Schanz-Würzburg. 

2)  s.  Zeitungsverlag  Jahrgang  1913  No.  27. 
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Abonnement  steht  und  fällt  die  Versicherung.  Dieser  Umstand  hält  viele 
Personen  ab,  das  Abonnement  aufzugeben,  weil  sie  nicht  gern  ihre  Ver« 
Sicherung  verlieren  möchten.  Dadurch  erzielt  der  Verleger  eine  gewisse 
Stabilität  seines  Abonnentenstandes,  was  für  ihn  sehr  wertvoll  ist  und 
nicht  sein  geringstes  Interesse  an  der  Versicherung  darstellt. 

Ein  anderes  Charakteristikum  der  Abonnenten-Versicherung,  das 
ihre  relative  Beliebheit  beim  Abonnenten  erklärlich  erscheinen  läßt,  ist 
die 

Formlosigkeit 

des  Aufnahmeverfahrens.  Es  findet  keine  Untersuchung  statt,  es  ist  kein 
Fragebogen  auszufüllen,  in  dem  nach  Vorerkrankungen  geforscht  wird. 
All  die  mancherlei  Formalitäten  und  Schreibereien,  Gebühren  und  Un- 
kosten, die  beim  Abschluß  einer  Einzelunfallversicherung  bei  einer  Privat- 
gesellschaft sich  mißliebig  geltend  machen,  kommen  in  Wegfall.  Für  die 
Versicherer  entstehen  keine  Agenturprovisionen,  wodurch  ihnen  die 
Durchführung  sehr  verbilligt  wird.  Es  bestehen  keine  Abstufungen  im 
Abonnementspreis,  sodaß  auch  die  Versicherungsleistung  durchaus  ein- 
heitlich ist.  Wenn  auch  manche  Blätter  für  ihre  Ausgaben  zweierlei  Be- 
zugspreise feststellen,  was  der  Fall  ist,  wenn  den  Abonnenten  die  Wahl 
gelassen  werden  soll,  ob  sie  sich  der  gebotenen  Versicherung  bedienen 
wollen  oder  nicht,  so  gilt  doch  die  Regel:  für  gleichen  Bezugspreis  die 
gleiche  Leistung.  Dadurch  wird  verhindert,  daß  sich  die  Abonnenten  im 
Interesse  einer  etwaigen  höheren  Entschädigungssumme  in  den  Prämien 
zu  sehr  übernehmen.  Im  Gegensatz  zu  der  Einzelunfallversicherung  han- 
delt es  sich  bei  den  Schutz  gegen  Unfall  gewährenden  Zeitungsver- 
sicherungen um  so  geringe  Prämienbeträge,  wenn  solche  überhaupt  er- 
hoben werden,  daß  sie  neben  dem  Bezugspreis  eine  fühlbare  Ausgabe, 
auch  für  Minderbemittelte,  selten  bedeuten.  Differenzierungen,  Sonder- 
rabatte, Konkurrenzrabatte  und  dergleichen  mehr,  wie  sie  in  der  ge- 
werbsmäßigen P r i V a t Versicherung  an  der  Tagesordnung  sind  und  ' 
schließlich  im  Interesse  des  Geschäftes  auch  sein  müssen,  kommen  nicht  in 
Betracht.  Jeder  Abonnent  weiß,  daß  er  für  die  gleiche  Entschädigungs- 
summe den  gleichen  Bezugspreis  zu  bezahlen  hat  wie  jeder  andere  Abon- 
nent auch,  mag  darin  nun  eine  Prämie  einkalkuliert  sein  oder  nicht. 

Ein  weiteres  Charakteristikum  der  Abonnenten-Versicherung  ist  der 
unbeschränkte  Personenkreis, 

dem  sie  Schutz  gewährt.  Leute,  die  bei  einer  Gesellschaft  überhaupt  nicht 
oder  nur  unter  erschwerenden  Bedingungen  und  teuereren  Prämien  Unter- 
kommen könnten,  nimmt  sie  in  der  Regel  zu  den  gleichen  Bedingungen  an 
wie  Angehörige  ungefährdeter  Berufe.  Vom  Standpunkt  des  Ver- 
sicherungstechnikers aus  ist  dies  allerdings  kein  wünschenswerter  Zu- 
stand, indessen  ist  zu  bemerken,  daß  der  Fehler  nicht  allzugroß  ist,  weil 
sich  die  Abonnenten  eines  Blattes  in  der  Regel  aus  annähernd  gleichen 
Bevölkerungsklassen  zusammensetzen,  sodaß  eine  leidlich  gleiche  Risiko- 
verteilung stattfinden  wird.  Bei  der  Kollektivunfallversicherung  haben 
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wir  ja  eine  analoge  Erscheinung  und  die  Vorteile,  die  durch  ein  solches 
summarisches  Verfahren  entstehen,  wiegen  die  Bedenken  dagegen  reich- 
lich auf.  Der  Kreis  der  Versicherungskandidaten  wird  also  bedeutend 
erweitert.  Das  tritt  besonders  in  Erscheinung  bei  der  Abonnentensterbe- 
geldversicherung. Bei  der  Aufnahme  in  diese  wird  nur  verlangt,  daß  der 
Abonnent  zur  Zeit  der  Aufnahme  nicht  bewußt  an  einer  lebensgefährlichen 
Krankheit  leidet.  Dieser  Umstand  mag  Leute,  die  an  sich  in  der  Lage  und 
geneigt  wären,  eine  Lebensversicherung  bei  einer  Gesellschaft  abzu- 
schließen, veranlassen,  sich  dieser  bequemeren  Art  anzuschließen,  da  bei 
dieser  durch  den  Mangel  einer  ärztlichen  Untersuchung  die  Kosten  nicht 
erhöht  werden,  wie  etwa  bei  der  Volks  Versicherung. 

Damit  kommen  wir  auf  die  unerreichbare 

Billigkeit, 

die  die  Abonnenten-Versicherung  vor  anderen  Versicherungsarten  aus- 
zeichnet. Sie  ist  beispielsweise  in  der  Lage,  für  einen  Prämienbeitrag 
von  zirka  1 Mark  pro  anno  ein  Sterbegeld  von  100  Mark  zu  gewähren, 
während  die  Volksversicherung  für  den  gleichen  Versicherungsschutz  einen 
Aufwand  von  zirka  6 — 7 Mark  erfordert.  Das  Versicherungsgeschäft  ist 
nicht  im  Stande,  dem  Publikum  zu  gleich  niedrigen  Prämien  die  erwähnte 
Leistung  anzubieten,  weil  die  Kosten  der  Einziehung,  die  eine  ausgedehnte 
Organisation  erfordert,  ein  solches  Angebot  unmöglich  machen.  Erst  da- 
durch, daß  der  auf  dem  Reisebuchhandel  sich  aufbauende  Zeitschriftenver- 
trieb die  Versicherung  von  diesen  Kosten  entlastet,  daß  der  seine  Abonnen- 
ten versichernde  Zeitungsunternehmer,  wenn  er  mit  einer  Gesellschaft  in 
Verbindung  steht,  der  Versicherung  die  gesamte  Prämienquote  aus  einer 
Hand  und  in  einer  Summe  zur  Verfügung  stellt,  erwächst  der  Versiche- 
rungsgesellschaft die  finanzielle  Möglichkeit  zu  einer  derartigen  Leistung. 

Die  Versicherung  gegen  Unfall  und  Sterbefall  stellt  zweifellos  ein  Mittel 
wirtschaftlicher  Vorsorge  und  Klugheit  dar.  Nur  die  Verbindung  von  Ver- 
sicherungsgeschäft und  Zeitungsgeschäft  bietet  die  Möglichkeit,  daß  sich 
auch  die  bedürftigsten  Volkskreise  seiner  bedienen  können.  Darin  beruht 
die  soziale  Bedeutung,  die  die  Abonnenten-Versicherung  heute  für  sich  in 
Anspruch  nehmen  kann. 

4.  Die  Betriebsarten  der  Abonnenten-Versicherung. 

Die  Abonnenten-Versicherung  wird  auf  zweierlei  Arten  betrieben: 

1.  Der  Verlag  verbindet  sich  mit  einer  Versicherungsgesellschaft  und 
schließt  mit  dieser  einen  Versicherungsvertrag  zugunsten  seiner  Abonnen- 
ten ab,  der  in  vielen  Beziehungen  den  bei  der  Kollektivunfallversicherung 
üblichen  Verträgen  ähnelt.  Versicherer  ist  in  diesem  Falle  die  Gesell- 
schaft, Versicherungsnehmer  der  Verlag,  Versicherter  der  Abonnent.  Die 
Rechte  aus  dem  Versicherungsverträge  stehen  nur  dem  Abonnenten  zu 
(§  75,  1 VVG.),  die  Verfügung  über  diese  Rechte  nur  dem  Versicherungs- 
nehmer, in  diesem  Falle  also  dem  Verlag  (§  76,  1.  VVG.). 

2.  Der  Verlag  betreibt  die  Abonnenten-Versicherung  auf  eigenes  Risiko 
und  eigene  Rechnung.  Er  tritt  in  diesem  Falle  selbst  als  Versicherer  auf 
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und  die  Abonnenten  haben  ihre  Rechte  aus  dem  Vertrage  gegen  den  Verlag 
geltend  zu  machen.  Wie  die  Gerichte  annehmen^),  handelt  es  sich  hierbei 
um  Nebenabreden  mit  versicherungsähnlicher  Wirkung,  eine  Aufsichts- 
pflicht liegt  also  nicht  vor.  Sie  wird  daher  als  unbeaufsichtigte  Abonnen- 
ten-Versicherung  bezeichnet.  Ihre  Berechtigung  ist  viel  bestritten  worden. 

In  der  Praxis  kommen  auch  Fälle  vor,  die  gewissermaßen  eine  Ver- 
bindung von  1)  und  2)  darstellen.  Wir  haben  gesehen,  daß  bei  der  in  Ver- 
bindung mit  einer  Versicherungsgesellschaft  betriebenen  Abonnenten- Ver- 
sicherung (gewöhnlich  beaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung  genannt) 
dem  Verleger  Rechte  aus  dem  Vertrage  nicht  zustehen,  sondern  nur  dem 
Abonnenten.  Der  Verleger  hat  also  keinerlei  Mitbestimmungsrecht,  ob 
Schadenzahlungen  stattfinden  sollen  oder  nicht,  denn  er  ist  nur  Versiche- 
rungsnehmer. Er  kann  diesen  Uebelstand  vermeiden,  wenn  er  mit  der  Ge- 
sellschaft einen  Vertrag  in  der  Weise  abschließt,  daß  er  sich  verpflichtet, 
der  Gesellschaft  jede  Auszahlung  zuzüglich  eines  gewissen  Aufschlages  für 
Verwaltungskosten  zurückzuzahlen.  Er  muß  zu  diesem  Zv/ecke  eine 
jeweils  besonders  festzustellende  Sicherheit  — Kaution  — hinterlegen,  hat 
aber  dafür  den  Vorteil,  daß  ihm  vertraglich  ein  Mitbestimmungsrecht  bei 
der  Schadenregulierung  zugestanden  wird,  d.  h.  die  Gesellschaft  darf  keinen 
Anspruch  ablehnen,  ohne  Einverständnis  des  Verlegers.  Dieses  Recht 
kann  für  ihn  dann  wertvoll  werden,  wenn  die  Bank  aus  irgend  welchen 
Gründen  einen  Anspruch  ablehnt.  Es  heißt  die  praktischen  Verhältnisse 
verkennen,  wenn  behauptet  wird,^)  daß  durch  die  Ablehnung  eines  An- 
spruches dem  Verleger  kein  Schaden  erwachse,  weil  er  als  unbeteiligter 
Dritter  seinen  Abonnenten  und  der  Gesellschaft  gegenüberstehe,  sodaß 
lediglich  die  Gesellschaft  das  Odium  der  Ablehnung  auf  sich  lade. 
Die  Betroffenen  sind  mit  ihrem  Urteil  rasch  bei  der  Hand  und  erklären  in 
der  Regel,  daß  Verlag  und  Gesellschaft  unter  einer  Decke  stecken.  Solche 
absprechende  Urteile  finden  besonders  an  kleineren  Orten  rasch  ihren  Weg, 
wenn  aber  das  Vertrauen  der  Leserschaft  in  ein  Blatt  schwindet,  ist  die 
Entscheidung  über  dessen  Zukunft  gefallen. 

Vereinzelt  kommt  noch  eine  andere  Betriebsform  vor,  die  aber  als 
eine  äußerst  unerfreuliche  Erscheinung  bezeichnet  werden  muß.  Sie 
geht  dahin,  daß  dem  Abonnenten  ein  Anspruch  auf  die  Leistung  im  Scha- 
densfälle überhaupt  nicht  eingeräumt,  sondern  die  Auszahlung  in  das  freie 
Ermessen  des  Verlegers  gestellt  wird.  In  diesem  Falle  kann  von  einer 
Versicherung  überhaupt  nicht  gesprochen  werden  und  den  Abonnenten,  die 
auf  solche  Anreißermittel  hereinfallen,  ist  schließlich  nicht  zu  helfen.  Wün- 
schenswert wäre  es,  daß  eine  Möglichkeit  bestände,  derartigen  Unfug  ge- 
setzlich zu  verbieten.  Dies  ist  aber,  wie  die  Verhältnisse  zur  Zeit  liegen, 
schwer  zu  erreichen. 


1)  Entscheidungen  in  Strafsachen,  Bd,  33  S.  34B  ff.,  Bd.  36  S 127  ff. 

2)  Manuskript  der  Nürnberger  Lebensversicherungsbank. 
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III.  Das  Wesen  der  Abonnenten- 
Versicherung  im  Besonderen. 

1,  Die  beaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung. 

„Die  Abonnenten-Versicherung  hat  sich  zweifellos  in  manchen  Be- 
ziehungen als  ein  wirksames  Mittel  erwiesen,  den  breiten  Schichten  des 
Volkes  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Segnungen  des  Versicherungs- 
schutzes zugänglich  zu  machen  und  somit  zur  Festigung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  im  Arbeiter-  und  Handwerkerstand  beizutragen.  Han- 
delt es  sich  demnach  um  eine  den  Bedürfnissen  der  großen  Masse  der  Be- 
völkerung angepaßte  Versicherung,  so  sind  weiterhin  auch  die  tatsäch- 
lichen Leistungen,  die  den  Versicherungsnehmern  (besser:  Versicher- 
ten! d.  V.)  bei  der  beaufsichtigten  Abonnenten-Versicherung  fort- 
gesetzt zufließen,  sehr  erheblich  und  nur  geeignet,  die  große  wirtschaftliche 
Bedeutung  dieser  Einrichtung  darzutun.  In  dieser  Beziehung  sei  darauf 
hingewiesen,  daß  im  Jahre  1911  den  auf  dem  Wege  der  beaufsichtigten 
Abonnenten-Versicherung  versicherten  Zeitungsabonnenten  über  drei  Mil- 
lionen Mark  an  Schadengeldern  ausgezahlt  worden  sind.“^) 

Mit  dieser  unzweideutigen  Feststellung  hat  die  Regierung  all  den 
bewußt  oder  unbewußt  gegen  die  Abonnenten-Versicherung  erhobenen 
Anwürfen  den  Boden  entzogen.  Sie  spricht  jedoch  nur  von  der  beauf- 
sichtigten Abonnenten-Versicherung,  obwohl  diese  kaum  die  Hälfte  aller 
durch  die  Abonnenten-Versicherung  überhaupt  versicherten  Personen 
umfaßt.  Indessen  ist  dies  begreiflich,  da  die  Regierung  ihre  Feststellun- 
gen und  die  darauf  beruhenden  Folgerungen  nur  auf  vollständig  einwand- 
freie Ermittlungen  gründen  kann,  was  bei  der  unbeaufsichtigten  Abonnen- 
ten-Versicherung deshalb  ausgeschlossen  ist,  weil  etwaige  Angaben  nicht 
auf  ihre  Richtigkeit  geprüft  werden  können. 

Was  nun  die  beaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung  anlangt,  so  ist 
es  anzuerkennen,  daß  das  K.  A.  A.  fP.  trotz  der  an  mehreren  Stellen  ge- 
äußerten Bedenken  gegen  die  Verbindung  von  Zeitungsbetrieb  und  Ver- 
sicherungsbetrieb es  verstanden  hat,  die  Abonnenten-Versicherung  so  aus- 
zubauen, daß  sie  den  vom  Amte  erstrebten  Endzweck:  „Gewährung  wirk- 
samen Versicherungsschutzes“  auch  wirklich  erreicht. 

a.  Die  Abonnenten-UsifaSlversicherung. 

Es  hat  diesen  Zweck  bei  der  Abonnenten-Unfallversicherung  dadurch 
erreicht,  daß  es  sowohl  die  vertraglichen  Beziehungen  zwischen  Gesell- 
schaft und  Verleger  als  auch  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Ver- 
sicherung gewährt  werden  soll,  seiner  Genehmigung  und  laufenden  Be- 
aufsichtigungen unterwirft.  Die  Berechtigung  dazu  kann  ihm  nicht  be- 
stritten werden,  da  beide  Bestandteile  des  Geschäftsplanes  bilden  und 
deshalb  gemäß  § 4 VAG.  der  Genehmigung  unterliegen. 


1)  s.  Denkschrift  S.  71/2. 
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Die  Beziehungen  zwischen  Verlag  und  Gesellschaft  berühren  in  vielen 
Punkten  die  Interessen  der  Versicherten.  In  Wahrung  dieser  Interessen 
fordert  das  Aufsichtsamt  bei  Schließung  eines  Vertrages  zwischen  Verlag 
und  Gesellschaft  die  Aufnahme  gewisser,  die  Sicherung  der  Abonnenten 
betreffender  Punkte.  So  fordert  es,  daß  am  Kopfe  jeder  Nummer  ein  Hin- 
weis auf  das  Bestehen  einer  Versicherung  gebracht  wird,  der  auch  für  die 
ungebildeten  Klassen  in  verständlicher  Form  abgefaßt  sein  muß.  Dieser 
muß  ferner  noch  die  Fristen  zur  Anmeldung  von  Unfällen  und  Arztzu- 
ziehung angeben.  Außerdem  muß  wörtlich  beigefügt  werden:  „Ueber  die 
Voraussetzungen  der  Versicherung  geben  die  Versicherungsbedingungen 
Aufschluß,  die  vom  Verlag  oder  unmittelbar  von  der  N.  N.  Lebensver- 
sicherungsbank zu  beziehen  sind“. 

Ferner: 

Die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  sind  in  angemessenen 
Zwischenräumen,  tunlichst  allmonatlich,  in  einer  Nummer  des  Blattes  an 
augenfälliger  Stelle  zum  Ausdruck  zu  bringen  oder  als  Beilage  demselben 
beizugeben. 

Diese  Forderungen  sollen  zunächst  verhindern,  daß  die  Abonnenten 
eines  Blattes  im  Unklaren  über  das  Bestehen  einer  mit  dem  Bezug  des 
Blattes  verbundenen  Versicherung  gehalten  werden.  Außerdem  ist  durch 
sie  die  Verschleierung  der  Bedingungen,  unter  denen  der  Schutz  der 
Abonnenten-Versicherung  eintritt,  unmöglich  gemacht.  Um  den  Ver- 
sicherten davor  zu  schützen,  daß  er  durch  die  Zahlungsunfähigkeit  oder 
durch  Zahlungsverzug  von  seiten  des  Verlegers  unversichert  bleibt,  ist 
bestimmt,  daß  die  Gesellschaft  erst  nach  fruchtloser,  vorhergehender 
Mahnung  zur  Kündigung  berechtigt  ist.  Die  Kündigung  muß  an  augen- 
fälliger Stelle  im  Blatte  bekanntgemacht  werden  und  die  Zeit  angeben, 
wie  lange  der  Abonnent  noch  auf  Versicherungsschutz  rechnen  kann. 

Um  irreführende  Reklame  und  anderweitige  Veröffentlichungen,  die 
geeignet  wären,  falsche  Vorstellungen  über  den  Umfang  der  Versicherung 
zu  erwecken,  hintanzuhalten,  ist  gefordert,  daß  sämtliche  Drucksachen, 
Veröffentlichungen  u.  a.  der  vorherigen  Genehmigung  der  Gesellschaft 
unterliegen. 

Sollten  sich  bei  Betrieb  der  Abonnenten-Versicherung  durch  das  Ver- 
halten des  Verlegers  oder  seiner  Organe  Mißstände  nicht  vermeiden  lassen 
oder  sollte  das  Aufsichtsamt  der  Gesellschaft  den  Betrieb  der  Abonnenten- 
Versicherung  nach  § 67  VAG.  untersagen,  so  steht  der  Gesellschaft  das 
Kündigungsrecht  zu. 

Regeln  diese  Forderungen  die  Verhältnisse  zwischen  Verlag  und  Ge- 
sellschaft, insoweit  sie  die  Interessen  des  Abonnenten  berühren,  so  be- 
ziehen sich  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  auf  das  Verhält- 
nis der  Abonnenten  zu  Gesellschaft.  ' 

So  stehen  nur  diesem,  bzw.  seinem  Rechtsnachfolger  die  Rechte  aus 
der  Versicherung  zu  und  nur  er  ist  für  die  Erfüllung  der  Obliegenheiten 
verantwortlich.  Als  Anspruchsberechtigt  gelten:  der  Ehegatte,  in  zweiter 
Linie  die  Kinder  und  nur  für  den  Fall,  daß  weder  Ehegatte  noch  Kinder 
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vorhanden  sind,  Eltern  und  an  deren  Stelle  die  Geschwister  des  yerletzten. 
Uneheliche  Kinder  stehen  in  ihrer  Beziehung  zur  Mutter  den  ehelichen 
Kindern  gleich. 

Die  Voraussetzungen  für  die  Versicherung  sind  ähnlich  den  bei  der  Ein- 
zelunfall- bzw.  Kollektivunfallversicherung  gebräuchlichen.  So  wird  ver- 
langt, daß  der  Abonnent  mindestens  18  Jahre  alt  ist  und  das  X.  Lebens- 
jahr noch  nicht  überschritten  hat.  Letzteres  ist  Sache  der  freien  Verein- 
barung zwischen  Verlag  und  Gesellschaft  und  wird  in  der  Regel  auf  das 
65.  Lebensjahr  festgesetzt.  Außerdem  gilt  die  Versicherung  nur  für  den 
Aufenthalt  innerhalb  Europas  und  das  Abonnement  muß  mindestens^  ein 
Monat  bestanden  haben. 

Nach  Aufzählung  der  in  die  Versicherung  eingeschlossenen  und  von 
der  Versicherung  ausgeschlossenen  Unfälle  enthalten  die  Bedingungen  die 
beim  Eintritt  eines  Unfalls  vom  Versicherten  zu  beobachtenden  Verhal- 
tungsmaßregeln. Dem  Anspruchberechtigten  wird  die  unverzügliche  An- 
meldung eines  Unfalls  bei  der  Direktion  zur  Pflicht  gemacht,  dazu  hat  er 
alle  weiteren  auf  den  Unfall  Bezug  habenden  sachdienlichen  Auskünfte  und 
Atteste  spätestens  innerhalb  einer  Woche,  nachdem  er  zur  Einsendung  auf- 
gefordert wurde,  der  Gesellschaft  zuzustellen.  Tod  durch  Unfall  ist  tele- 
graphisch zu  melden,  auch  wenn  der  Unfall  bereits  gemeldet  wurde.  Um 
zu  verhindern,  daß  der  Abonnent  durch  Unkenntnis  der  Bedingungen  sei- 
nen Anspruch  verwirkt,  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  ihm  bzw.  dem  An- 
spruchberechtigten nach  Erhalt  der  Unfallanzeige  sofort  ein  Exemplar  der 
Bedingungen  zugehen  zu  lassen. 

Von  Wichtigkeit  ist  ferner  die  Bestimmung,  daß  für  den  Fall,  daß 
mehrere  Personen  von  ein  und  demselben  Ereignis  betroffen  werden,  nur 
eine  bestimmte  Gesamtsumme  unter  die  Anspruchsberechtigten  verteilt 
wird.  Diese  Gesamtsumme  ist  gewöhnlich  auf  3000  Mark  festgesetzt. 
Dadurch  soll  die  Gesellschaft  vor  allzugroßen  Schadenzahlungen  geschützt 
werden,  wenn  auch  auf  Kosten  der  Versicherten  und  ihrer  Hinterbliebenen. 
Man  kann  diese  Einrichtung  im  Interesse  derer,  die  betroffen  werden, 
nicht  gutheißen,  zumal  sie  ja  dem  Grundsätze  widerspricht,  daß  für  gleiche 
Leistung  auch  gleiche  Gegenleistung  stattfinden  soll.  Indessen  mußte  das 
Aufsichtsamt  eine  derartige  Bestimmung  unbeanstandet  lassen»^  wenn^  es 
den  Besonderheiten  der  Abonnenten-Versicherung  Rechnung  tragen 
wollte.  Soll  die  Abonnenten-Versicherung  ihren  Hauptvorzug,  die  Billig- 
keit, nicht  verlieren,  dann  mußte  eine  derartige  Höchstfestsetzung  vorge- 
nommen werden,  um  die  Gesellschaften  vor  Verlusten  zu  schützen.  An- 
läßlich der  Katastrophe  auf  der  Zeche  Lothringen  bei  Gerte  im  Jahre  1912 
hatte  die  Nürnberger  Lebensversicherungsbank  an  die  Abonnenten,  und 
deren  Hinterbliebene  verschiedener  bei  ihr  versicherter  Blätter  27  000  Mk. 
Schadenzahlungen  zu  leisten.  Es  ist  nicht  abzusehen,  welche  Summen  zu 
bezahlen  gewesen  wären,  wenn  sich  die  Gesellschaften  nicht  durch  derar- 
tige Klauseln  schützten. 

Von  Interesse  ist  die  Bestimmung,  daß  bei  Verletzung  einer  Obliegen- 
heit nur  dann  die  Verwirkung  aller  Ansprüche  eintritt,  wenn  die  Ver- 
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letzung  auf  Vorsatz  oder  auf  grober  Fahrlässigkeit  beruht.  Diese  Bestim- 
mung entspricht  § 6,  Abs.  2 VVQ.^)  und  unterscheidet  sich  vorteilhaft  von 
den  bei  der  unbeaufsichtigten  Abonnenten-Versicherung  vorkommenden 
Verwirklichungsklauseln,  die  unten  besprochen  werden.  Schließlich  wird 
der  Versicherte  für  den  Fall,  daß  die  Gesellschaft  seinen  Entschädigungs- 
anspruch verweigert,  über  Klagefrist  und  Gerichtsstand  aufgeklärt.  Wäh- 
rend der  auf  eigene  Rechnung  versichernde  Verleger  in  der  Regel  nur  an 
seinem  Wohnsitz  Recht  nimmt,  findet  sich  hier  die  für  die  Abonnenten  vor- 
teilhafte Bestimmung,  daß  die  Bank  vor  jedem  ordentlichen  Gericht  des 
Deutschen  Reiches  Recht  nimmt.  Wird  außer  der  Versicherung  für  Tod 
und  dauernde  gänzliche  Erwerbsunfähigkeit  noch  eine  solche  für  dauernde 
Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit  gewährt,  so  wird  die  Auszahlung  von 
Entschädigungen  nach  Invaliditätsgraden  berechnet,  wobei  folgende  Fest- 
setzungen maßgebend  sind:  zunächst  wird  eine  Höchstsumme  für  teilweise 
Invalidität  bestimmt  und  hierauf  je  nach  dem  Grad  der  Verminderung  der 
Erwerbsfähigkeit  ein  Teilbetrag  dieser  Höchstsumme  gewährt.  Dieser 
beträgt 

für  den  Verlust  des  rechten  Arms  oder  der  rechten  Hand  60% 

„ „ „ des  linken  Arms  oder  der  linken  Hand, 


eines  Beines  oder  eines  Fußes  ....  45% 

eines  Auges  30% 

eines  Daumes  der  rechten  Hand  . . . 20% 
eines  Daumes  der  linken  Hand  ....  12% 

des  Zeigefingers  der  rechten  Hand  . . . 12% 
des  Zeigefingers  der  linken  Hand  . . . 9% 


„ „ „ eines  d.  übrigen  3 Finger  der  r.  od.  Ik.  Hand  6% 

„ „ „ einer  großen  Zehe  od.  je  2 d.  übrigen  Zehen  6% 

Wenn  der  Versicherte  durch  den  Unfall  mehrere  Glieder  oder  deren 
Gebrauchsfähigkeit  verliert,  so  wird  die  zahlbare  Entschädigungssumme 
durch  Addition  der  für  die  betreffenden  Glieder  anfallenden  Teilbeträge 
ermittelt. 

Aus  diesen  Zusammenstellungen  geht  hervor,  daß  sich  das  K.  A.  A.  fP . 
mit  Erfolg  bemüht  hat,  die  Abonnenten-Versicherung  in  einer  für  die  Abon- 
nenten immerhin  begrüßenswerten  Weise  auszugestalten,  sodaß  sie  nach 
dem  heutigen  Stande  der  Angelegenheit  wohl  geeignet  ist,  den  Versicher- 
ten auch  wirkungsvollen  Versicherungsschutz  zu  bieten.  Durch  diese 
Ausgestaltung  der  Bedingungen  hat  das  Amt  zugleich  eine  Norm  geschaf- 
fen, nach  der  die  Bedingungen  der  unbeaufsichtigten  Abonnenten-Ver- 
sicherung gewertet  werden  können.  Es  hat  dadurch  erreicht,  daß  die 
Verleger  mehrerer  größerer  Blätter,  denen  es  mit  der  Gewährung  eines 
wirklichen  Versicherungsschutzes  ernst  ist,  die  aber  aus  irgend  welchen 
Gründen  cs  vorzichen,  auf  eigene  Rechnung  die  Abonnenten-Versicherung 
zu  betreiben,  ihre  Bedingungen  denen  der  beaufsichtigten  Abonnenten- 
Versicherung  nach  Möglichkeit  anpaßten.  Diejenigen  Verleger  dagegen, 

1)  Ist  eine  solche  BestimmunR  für  den  Fall  getroffen,  daß  eine  Obliegenheit  verletzt  .wird, 
die  nach  dem  Eintritt  des  Versicherungsfalles  dem  Versicherer  gegenüber  zu  erfüllen  ist,  so  tritt  die 
Hechtsfolge  nicht  ein,  wenn  die  Verletzung  weder  auf  Vorsatz  noch  auf  grober  Fahrlässigkeit  beruht. 
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die  dies  unterlassen  haben,  sprechen  damit  selbst  das  Urteil  über  die  von 
ihnen  gewährte  „Versicherung“  und  können  sich  nur  halten,  weil  sie  aus 
der  Unkenntnis  und  Urteilslosigkeit  des  Publikums  Nutzen  ziehen.  Daß 
Aufklärungen  und  Veröffentlichungen^)  hier  förderlich  wirken  könnten, 
dürfte  bei  der  Gleichgültigkeit  der  größeren  Masse  gegen  solche  Fragen 
ein  unangebrachter  Optimismus  sein. 

Die  Erlaubnis  zum  Betrieb  der  Zeitungsunfallversicherung  erhielten 
nach  dem  Stande  von  191 P)  drei  inländische  Gesellschaften  gern.  §2  VAG. 
vom  K.  A.  A.  fP.  und  eine  ausländische  gern.  § 86  VAG.  vom  Reichskanzler. 
Von  den  146  Zeitungen  und  Zeitschriften,  die  die  Abonnenten-Versicherung 
in  Verbindung  mit  einer  Versicherungsgesellschaft  betreiben,  treffen  allein 
140  auf  die  Nürnberger  Lebensversicherungsbank,  während  sich  der  Rest 
auf  die  Deutschlands,  Berlin,  Urania,  Dresden  und  die  erste  allgemeine 
Oesterreichische  Unfallversicherungsgesellschaft  in  Wien  verteilt. 

Wie  schon  gesagt,  bildet  die  Unfallversicherung  das  liauptgebiet  der 
Abonnenten-Versicherung.  Um  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  ermessen 
zu  können,  sei  festgestellt,  daß  für  eine  einzige  Zeitschrift  im  Jahre  1912 
iür  Unfälle  1 700  000  Mark  entschädigt  wurden.  Dieser  Betrag  verteilte 
sich,  wie  aus  einer  dem  Verfasser  vom  Verlag  freundlich  überlassenen 
Statistik  hervorgeht,  beinahe  ausschließlich  auf  die  werktätige  Bevöl- 
kerungsschicht. Es  entfielen  von  114  780  Schadensfällen  auf: 


Bahndienst  3 151 

Beamte  (außer  Bahndienst) 1 067 

Baugewerbe  11313 

Bergbau,  Hütten-  u.  Salinenwesen,  Torfgräberei, 

Gasanstalten  11519 

Bekleidungsindustrie  und  Reinigungsgewerbe  . 1 499 

Beherbergungs-  und  Bewirtungsgewerbe  ...  1 438 

Chemische  Industrie  229 

Elektrizitätsbranche  311 

Eisen-  und  Stahlindustrie 4 544 

Fabrikarbeiter  6 923 

/ Tagelöhner  4 612 

Gelehrte  Berufe  61 

Handelsgewerbe  1 661 

Holzindustrie  (einschl.  Schnitzerei) 4 862 

Industrie  der  forstwirtschaftlichen  Nebenprodukte 

(Fette,  Oele  usw.) 188 

Künstlerische  Gewerbe  219 

Kaufmännische  Berufe  1 382 

Kunst-  und  Handelsgärtnerei 353 

Land-  und  Forstwirtschaft!.  Industrie  ....  6545 

Lederindustrie  530 


Maschinenindustrie,  Instrumenten-  u.  Apparatenbau  5 120 


1)  Manes;  Versicherungslexikon. 

2)  Denkschrift  S.  28. 
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Metaflindustrie  6 138 

Nahrungs-  und  Genußmittelindustrie 3 542 

Papierindustrie  344 

Polygraphische  Gewerbe 210 

Sanitäre  Berufe  248 

Schiffs-  und  Hafendienst 2 544 

Stein-  und  Erdindustrie  3 807 

Textilindustrie  1 151 

Verkehrsgewerbe  7 121 

Sonstige  Berufe  469 

Ehefrauen  18  538 

Witwen  1 323 

Mädchen  und  Frauen  im  Berufe 1 758 


Zusammen:  114  780 

Von  34  Berufsgruppen  entfällt  der  weitaus  größte  Teil  der  Schadenfälle, 
nämlich  19,89%,  auf  die  Berufe  Bergbau,  Hütten-  und  Salinenwesen,  Torf- 
gräberei,  Gasanstalten  sowie  auf  das  Baugewerbe. 

Von  sehr  großer  Bedeutung  für  die  Beurteilung  der  Abonnenten-Ver- 
Sicherung  wäre  es,  wenn  zuverlässige  Zahlen  nicht  nur  über  die  Auszah- 
lungen, mit  denen  sowieso  schon  zuviel  Reklame  getrieben  wird,  bekannt- 
gegeben würden,  sondern  auch  über  die  Beträge,  die  an  Prämien  den  Ge- 
sellschaften bzw.  Verlegern  zufließen.  Es  ist  dieser  Wunsch  in  der  Presse 
wie  von  der  Tribüne  des  Reichstags  schon  wiederholt  ausgesprochen  wor- 
den, ohne  daß  man  ihm  entsprochen  hätte.  Unter  diesen  Verhältnissen 
mögen  vielleicht  folgende  Zahlen  einen  Anhaltspunkt  geben,  die  den  Ver- 
lauf der  Abonnenten-Versicherung  gegen  Unfall  bei  einer  Versicherungs- 
gesellschaft darstellen.  Die  Aufstellung  zeigt  die  Geschäftsergebnisse  vom 
Jahre  1911. 

I.  Versicherung  mit  festen  Prämien: 

Gesamteinnahme  an  Prämien  ....  Mk.  171  834,90 

Gesamtschadenzahlungen  „ 93  795, — 

Mk.  78  039,90 

ab  Provisionen  4%  schätzungsweise  . . „ 6 870, — 

Gewinn  aus  I.  Mk.  71  169,90 

II.  Versicherung  mit  Rückersatz  und  Verwaltungsaufschlag: 

Gesamtschadenzahlungen  Mk.  201  983,50 

Verwaltungskostenaufschlag  daraus  . . „ 19  466,25 

Zusammenstellung: 

Gewinn  aus  I ....  Mk.  71  169,9j0 

Gewinn  aus  II  . . . . „ 19  466,25 

Mk.  90  636,15 

Während  man  den  Gewinn  aus  II  als  angemessen  betrachten  kann, 
muß  der  Gewinn  aus  I Bedenken  erregen,  weil  er  in  keinem  Verhältnis 
zu  den  Schadcnzahlungeii  stellt.  Dabei  stellen  die  genannten  Zahlen  noch 
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ein  sehr  unvollkommenes  Bild  dar,  da  sie  die  drei  größten  Abonnenten- 
Versicherungen,  die  des  „Nach  Feierabend“,  der  Zeitschrift  „Die  Für- 
sorge“ und  „Der  Volkshort“,  deren  Versichertenbestand  gegen  2 Millionen 
beträgt,  außer  Betracht  lassen.  Wenn  auch  die  Gewinne,  die  der  Gesell- 
schaft aus  dem  Betrieb  dieser  drei  Versicherungen  zufließen,  nicht  ein- 
wandfrei festgestellt  werden  konnten,  so  gibt  wenigstens  eine  Angabe  des 
Verlages  der  Zeitschrift  „Nach  Feierabend“  gelegentlich  der  Konferenz  im 
Reichsamt  des  Innern  vom  21.  Juni  1913  einen  Anhaltspunkt.  Der  Ver- 
leger dieser  Zeitschrift  erklärte,  daß  seine  Vertragsgesellschaft  an  seiner 
Abonnenten-Versicherung  in  einem  Jahr  zirka  180  000  Mk.  verdient  habe 
und  daß  er  sich  trotzdem  genötigt  gesehen  habe,  monatlich  6 — 8000  Mark 
für  solche  Versicherungsfälle  zu  vergüten,  welche  die  genannte  Versiche- 
rungsgesellschaft als  nicht  entschädigungspflichtig  bezeichnet  habe! 

Es  darf  indessen  nicht  übersehen  werden,  daß  große  Unternehmungen 
auch  entsprechende  Gewinne  abwerfen  müssen,  um  bestehen  zu  können, 
andererseits  ist  jedoch  zu  bedenken,  daß  diese  Gewinne  aus  den  Taschen 
größtenteils  unbemittelter  Bevölkerungskreise  gewonnen  werden  und 
wenn  es  den  Gesellschaften  bzw.  deren  mit  ihnen  verbundenen  Verlegern 
wirklich  ernst  ist,  mit  ihrer  Fürsorgetätigkeit,  sollen  sie  darnach  trachten, 
die  Abonnenten-Versicherung  billiger  zu  gestalten.  Sie  wird  dann  noch 
bedeutend  segensreichere  Wirkung  ausüben  als  bisher,  wo  sich  ihre 
segensreiche  Wirkung  für  die  Höhe  der  Aktionärdividende  so  deutlich 
zeigt  Daß  angesichts  solcher  Verhältnisse  die  Beteiligten  es  vermeiden, 
etwas  über  die  Höhe  der  Prämieneinnahmen  aus  der  Abonnenten-Ver- 
sicherung in  der  Oeffentlichkeit  verlauten  zu  lassen,  ist  begreiflich.  Wenn 
eine  Möglichkeit  vorhanden  wäre,  daß  das  K.  A.  A.  fP.  auch  bei  der  Be- 
messung der  Prämien  seinen  Einfluß  dahin  ausüben  könnte,  daß  Ausbeu- 
tungen des  Publikums  unterbleiben  müssten,  wäre  dies  im  Interesse  der 
Ausgestaltung  der  Abonnenten-Versicherung  sehr  begrüssenswert. 

b)  Die  Aboiinenten-Sterbegeldversicherung. 

Die  Sterbegeldversicherung  durch  Abonnement  findet  sich  nur  bei 
den  Zeitschriften,  nicht  bei  den  Tageszeitungen,  die  Abomienten-Versiche- 
rung  gewähren.  Das  erklärt  sich  daraus,  daß  in  der  Regel  bei  dem  Her- 
ausgeber einer  Tageszeitung  die  Zeitung  doch  immer  der  Hauptgegen- 
stand seines  Gewerbebetriebes  ist,  in  dem  die  Abonnenten-Versicherung 
lediglich  Propagandamittel  darstellt.  Bei  den  meisten  Zeitschriften  je- 
doch findet  man,  daß  die  Abonnenten-Versicherung  den  eigentlichen  Qe- 
schäftszweck  des  Unternehmens  bildet,  während  die  Zeitschrift  nur  das 
Reklamemittel  darstellt.  Daß  aber  gerade  diese  Zeitschriften  eine  so 
unerhörte  Verbreitung  finden  konnten,  trotzdem  ihr  literarischer  Wert 
ein  recht  mäßiger  ist,  verrät  wieder,  daß  das  kleine  Publikum  schließ- 
lich auch  mit  einem  minderwertigen  literarischen  Produkt  vorlieb  nimmt, 
wofern  es  nur  eine  billige  Versicherung  dafür  erstehen  kann.  Das  Ver- 
sicherungsfcedürfnis  ist  auch  in  den  niederen  Klassen  rasch  geweckt 
wenn  eine  sehr  billige  oder  womöglich  kostenlos  erscheinende  Versiehe- 
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rung  geboten  wird.  Andererseits  darf  jedoch  nicht  übersehen  werden^ 
daß  für  Zeitschriften  eine  viel  ausgedehntere  Verbreitungsmöglichkeit  be~ 
steht  als  für  Tageszeitungen,  die  in  der  Regel,  besonders  soweit  die  mit 
Abonnenten-Versicherung  in  Betracht  kommen,  nur  lokalen  Charakter 
haben  und  nur  lokales  Interesse  erwecken  können.  Das  Bedürfnis  da- 
gegen nach  einer  billigen  Versicherung  ist  ein  allgemeines  und  deshalb 
kann  auch  nur  eine  Zeitschrift  Riesenbetriebe  entwickeln,  deren  Verbrei- 
tung keinerlei  örtliche  Grenzen  gezogen  sind.  Dadurch,  daß  sie  es  ver- 
stehen, ihre  Leistungen  immer  höher  zu  schrauben,  strömen  ihnen  die 
Abonnenten  zahlreich  zu  und  es  besteht  kein  Zweifel,  daß  solche  Unter- 
nehmungen der  Aufsicht  unterstehen,  da  von  einem  Zeitungsgeschäft  nur 
ganz  untergeordnet  die  Rede  sein  kann.  Diese  Unternehmungen  züchten 
sozusagen  die  Abonnenten-Versicherung  in  Reinkultur  und  was  sie 
leisten,  muß  beim  Uneingeweihten  Staunen  erregen.  Beispielsweise  bietet 
die  mit  der  Deutschland,  Berlin,  in  Verbindung  stehende  Zeitschrift  „Für 
die  Familie“  gegen  eine  wöchentliche  Abonnementsgebühr  von  20  Pfg. 
folgende  Leistungen: 

1.  eine  Sterbegeldversicherung  für  den  natürl.  Todesfall  100  Mk. 

2.  eine  Unfallversicherung  für  den  Abonnenten  und  seine 

Ehefrau  f.  d.  Todesfall 1200  Mk. 

3.  für  den  Fall  dauernder  Invalidität  durch  den  Unfall  . . 1200  Mk. 

4.  für  den  Fall  dauernder  teilweiser  Invalidität  ....  300  Mk. 

Diese  gewiß  weitgehenden  Leistungen  wären  nicht  möglich  ohne 

einen  großen  Versicherten-  bzw.  Abonnentenbestand.  Das  beste  Mittel 
zur  Gewinnung  eines  solchen  ist  die  Sterbegeldversicherung,  da  sie  ein 
Ereignis  versichert,  welches  jeden  Menschen  einmal  trifft. 

Analog  wie  bei  der  Unfallversicherung  durch  Zeitungsabonnement 
wird  auch  bei  der  Sterbegeldversicherung  zwischen  Gesellschaft  und 
dem  die  Versicherung  gewährenden  Verleger  ein  Vertrag  abgeschlossen, 
der  die  Beziehungen  zwischen  diesen  beiden  Kontrahenten  regelt.  Er 
unterscheidet  sich  bei  einer  Gesellschaft  nur  in  den  die  Natur  der  Sterbe- 
geldversicherung berührenden  Punkten  von  dem  bei  Abschluß  einer  Un- 
fallversicherung üblichen  Vertragsformular. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  Sterbegeld-  und  Unfallver- 
sicherung besteht  darin,  daß  bei  dieser,  soweit  sie  beaufsichtigt  betrieben 
wird,  alle  Abonnenten  ohne  Ausnahme  von  der  Versicherung  erfaßt  wer- 
den, während  bei  jener  nur  diejenigen  Abonnenten  als  versichert  gelten,, 
deren  Anträge  von  der  Gesellschaft  angenommen  wurden. 

Außerdem  ist  der  Verleger  gehalten,  für  die  zu  zahlenden  Prämien  eine 
Sicherheit  zu  leisten,  die  der  Summe  der  für  das  letzte  Quartal  des  abge- 
laufenen Kalenderjahres  bezahlten  Monatsprämien  gleichkommt.  Eine 
andere  Bestimmung  zum  Schutze  des  Abonnenten  lautet  dahin,  daß  der 
Verleger  verpflichtet  ist,  „den  Abonnementspreis  für  die  mit  Sterbegeld 
bereits  versicherten  Abonnenten  unverändert  zu  lassen  und  für  neu  zu- 
gehende Abonnenten  ohne  Zustimmung  der  Bank  nicht  zu  erhöhen.  Die 
Bank  darf  die  Zustimmung  nicht  verweigern,  wenn  der  Verleger  nach- 
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weist,  daß  der  bisherige  Abonnementsbeitrag  zur  Deckung  der  Aus- 
gaben für  Versicherung,  Herstellung  des  Blattes,  Verwaltung  und  son- 
stiger mit  dem  Verlage  desselben  verbundenen  Kosten  nicht  mehr  aus- 
reicht“. 

Um  dem  Abonnenten,  der  bereits  mindestens  zwei  Jahre  lang  durch 
die  Abonnenten-Sterbegeldversicherung  versichert  war,  Gelegenheit  zu 
geben,  bei  Aufgabe  des  Abonnements  in  deren  Genuß  zu  bleiben,  ist  die 
Gesellschaft  verpflichtet,  ihn  gegen  eine  monatliche  Pfennigprämie  weiter 
in  Versicherung  zu  nehmen. 

Wie  man  sieht,  ist  es  auch  bei  der  Abonneten-Sterbegeldversicheruiig 
dem  Aufsichtsamt  gelungen,  einigermaßen  eine  Garantie  dafür  zu  schaf- 
fen, daß  bei  der  Schließung  des  Vertrages  zwischen  Verlag  und  Gesell- 
schaft die  Interessen  der  versicherten  Abonnenten  gewahrt  werden.  Was 
nun  die  Bedingungen  anlangt,  unter  denen  die  Abonnenten-Sterbegeldver- 
sicherung  den  Abonnenten  gewährt  wird,  muß  unterschieden  werden 
zwischen  der  kleinen,  vollwertigen  Lebensversicherung,  wie  sie  von  einer 
Gesellschaft  anerkanntermaßen  gewährt  wird,  und  der  von  Jahr  zu  Jahr 
fortlaufenden  Risikoversicherung,  welche  eine  andere  Gesellschaft  als 
Form  für  ihre  Sterbegeldversicherung  gewählt  hat. 

Bei  der  ersteren  muß  der  Abonnent  durch  formularmäßige  Angaben 
erst  die  Versicherung  bei  der  Gesellschaft  beantragen,  die  dann  darüber 
entscheiden  kann,  ob  sie  den  Antrag  annehmen  will  oder  nicht.  Nimmt 
sie  den  Antrag  an,  so  erhält  der  Abonnent  gegen  eine  geringe  Aufnahme- 
gebühr einen  Versicherungsschein.  Lehnt  die  Gesellschaft  dagegen  den 
Antrag  ab,  dann  hat  der  Abonnent  das  Recht,  sofort  auf  das  Abonnement 
zu  verzichten.  Da  jedoch  bei  der  Abonnenten-Sterbegeldversicherung  der 
Grundsatz  herrscht,  daß  sich  die  Prämien  stets  gleich  bleiben  sollen,  hat 
man  die  Sache  so  geregelt,  daß  das  Eintrittsalter  für  die  Höhe  des  Sterbe- 
geldes maßgebend  sein  soll.  (Bekanntlich  ist  bei  der  Lebensver- 
sicherung das  Eintrittsalter  für  die  Bemessung  der  Prämie  maßgebend.) 
Die  Höhe  des  Sterbegeldes  bleibt  dabei  natürlich  Vertragsgegenstand. 
Um  sich  vor  Verlusten  durch  schlechte  Risiken  zu  schützen,  ist  vorgesehen, 
daß  im  Falle  des  Todes  im  ersten  Versicherungsjahr  ein  Sterbegeld  über- 
haupt nicht,  im  zweiten  Versicherungsjahr  ein  Drittel,  im  dritten  zwei 
Drittel  desselben  gewährt  werden.  Erst  nach  Ablauf  des  dritten  Versiche- 
rungsjahres wird  das  Sterbegeld  voll  ausbezahlt. 

Diese  Regelung  kann  nicht  beanstandet  werden,  da  es  sich  um  un- 
untersuchte Risiken  handelt,  die  nach  den  bei  der  Lebensversicherung 
ohne  ärztliche  Untersuchung  üblichen  Maßgaben  behandelt  werden. 

Von  wesentlichem  Vorteil  für  den  Versicherten  ist  die  Bestimmung, 
daß  bei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  der  Prämie  die  erloschene  Versiche- 
rung wieder  auflebt  und  zwar  ohne  Gesundheitsnachweis,  wenn  die  rück- 
ständigen Beiträge  nebst  einer  Erneuerungsgebühr  innerhalb  zweier  Mo- 
nate nach  dem  Erlöschen  des  Abonnements  bzw.  der  Versicherung  an  die 
Direktion  der  Bank  kostenfrei  entrichtet  werden  oder  nach  Vorlage  eines 
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Nachweises  guter  Gesundheit,  wenn  die  rückständigen  Prämien  nebst  einer 
bestimmten  Erneuerungsgebühr,  innerhalb  acht  Monaten  nach  dem  Er- 
löschen der  Versicherung  an  die  Direktion  der  Bank  kostenfrei  gezahlt 
werden.  Verzichtet  der  Versicherte  auf  die  Wiederinkraftsetzung  der 
Versicherung,  so  hat  die  Gesellschaft  ihn  auf  das  Rückkaufsrecht  auf- 
merksam zu  machen,  vorausgesetzt,  daß  der  Rückkaufspreis  der  Ver- 
sicherung eine  bestimmte  Höhe  überschreitet.  Der  Rückkaufspreis  be- 
trägt in  der  Regel  75%  des  Deckungskapitals. 

Bei  Sterbefällen,  die  die  Versicherten  erleiden,  wenn  sie  Europa  län- 
ger als  drei  Monate  verlassen  oder  wenn  sie  Kriegsdienste  leisten,  zahlt 
die  Gesellschaft  das  volle,  auf  den  Tag  des  Erlöschens  berechnete  Dek- 
kungskapital. 

Wesentlich  anders  ist  die  Sterbegeldversicherung  im  zweiten  Falle 
geregelt.  Die  Versicherung  gilt  hier  nicht  für  dauernd,  sondern  nur  als 
für  ein  Jahr  geschlossen.  Somit  haftet  die  Gesellschaft  nur  für  die  inner- 
halb eines  Jahres  eintretenden  Sterbefälle.  Auch  ist  die  Höhe  des  Sterbe- 
geldes nicht  wie  im  vorigen  Falle  nach  dem  Alter  des  Eintretenden 
abgestuft,  sondern  die  Sterbegeldsumme  hält  sich  bei  gleichen  Prämien 
auf  gleicher  Höhe,  in  der  Regel  100  Mark.  Dem  Versicherten  wird  vom 
Verleger  ein  Versicherungsausweis  ausgestellt,  der  auch  die  Versiche- 
rungsbedingungen enthält.  Voraussetzung  für  diese  Versicherung  ist: 
Der  Abonnent  muß  bei  Ausstellung  des  Versicherungsausweises  min- 
destens 18  Jahre  und  darf  nicht  über  55  Jahre  alt  gewesen  sein,  der 
Abonnent  darf  bei  seinem  Tode  das  70.  Lebensjahr  noch  nicht  überschrit- 
ten haben  und  muß  bei  seinem  Ableben  mindestens  ein  Jahr  ununter- 
brochen Abonnent  gewesen  sein.  Auch  hier  wird  dem  Abonnenten, 
Wenn  das  Abonnement  mindestens  2 Jahre  bestanden  hat,  das  Recht  ein- 
geräumt, sich  bei  der  Gesellschaft  weiterzuversichern,  indem  er  eine 
lebenslängliche  Versicherung  nimmt,  für  die  er  monatliche  Beiträge  in 
Höhe  von  20 — 143  Pfg.  zu  entrichten  hat  je  nachdem  er  alt  ist.  Um  ihm 
ferner  die  Möglichkeit  zu  geben,  auch  nach  Erreichung  des  70.  Lebens- 
jahres weiter  versichert  zu  bleiben,  kann  er  gegen  Entrichtung  der  für  das 
Alter  des  Tarifs  S.  3 (ohne  ärztliche  Untersuchung)  vorgesehenen  Prä- 
mien den  Anspruch  aufrechterhalten.  Neuerdings  kann  sogar  die  Ver- 
sicherung auf  Lebenszeit  ohne  Beitragserhöhung  genommen  werden,  wo- 
bei nur  gefordert  wird,  daß  der  Abonnent  die  Gesellschaft  von  der  Er- 
reichung des  70.  Lebensjahres  unterrichtet.^) 

Will  der  Abonnent  unter  den  gleichen  Bedingungen  auch  noch  seine 
Ehefrau  mitversichern,  so  erhält  auch  diese  einen  auf  ihren  Namen  lau- 
tenden Versicherungsausweis.  In  diesem  Falle  sind  zu  der  Wochen- 
gebühr noch  5 Pfg.  Zuschlag  pro  Heft  zu  entrichten.  Das  gleiche  gilt 
im  umgekehrten  Falle,  wenn  also  die  Ehefrau  Abonnent  des  Blattes  ist, 
für  den  Ehemann. 


1)  Veröffentl.  d.  K.  A.  A.  1913  S.  97. 


Die  praktische  Durchführung  dieser  Sterbegeldversicherung  gestaltet 
sich  verhältnismäl3ig  einfach  in  folgender  Weise: 

Der  Abonnent  erhält  jährlich  ein  Certifikat,  in  welchem  die  bisherige 
Dauer  seiner  ununterbrochenen  Versicherung  von  der  Gesellschaft  bestä- 
tigt wird.  Mit  der  Zusendung  des  Versicherungsausweises  durch  den 
Verleger  wird  von  diesem  zugleich  eine  Registerkarte,  welche  die  nötigen 
Angaben  über  Name,  Beruf,  Geburtsjahr  u.  a.  enthält,  an  die  Gesell- 
schaft abgesandt.  Sodann  findet  alljährlich  eine  Bestandsrevision  statt, 
indem  von  dem  die  Abnonentenliste  führenden  Buchhändler  auf  Bestands- 
kontrollkarten mitgeteilt  wird,  ob  und  wie  lange  die  einzelnen  Abonnen- 
ten während  des  verflossenen  Jahres  die  Zeitschrift  regelmäßig  bezogen 
oder  bei  Unterbrechung  gegebenenfalles  nachbezogen  haben.  Auf  Grund 
dieser  Feststellungen  stellt  die  Gesellschaft  den  Abonnenten  die  oben- 
erwähnten Certifikate  aus,  ebenso  für  die  Ehefrauen,  falls  diese  mitver- 
sichert sind.  Im  Todesfall  des  Abonnenten  sind  dann  die  erforder- 
lichen Nachweise  zu  bringen.  Diese  sind:  1.  der  Versicherungsaus- 

weis, 2.  die  standesamtliche  Sterbeurkunde,  3.  im  Falle,  daß  seit  der  Aus- 
stellung des  Versicherungsausweises  noch  nicht  zwei  Jahre  verflossen 
sind,  ein  ärztliches  Attest  über  die  Todesursache  und  die  Dauer  der  vor- 
angegangenen Krankheit,  4.  der  Nachweis  über  die  Dauer  des  ununterbro- 
chenen Abonnements,  der  z.  B.  durch  eine  Bescheinigung  der  Buchhand- 
lung, von  welcher  die  Wochenschrift  geliefert  wurde,  erbracht  werden 
kann. 

Der  Abrechnungsverkehr  mit  dem  Verleger  gestaltet  sich  in  der 
Weise,  daß  auf  Grund  der  Zusammensetzung  des  Bestandes  nach  Eiii- 
trittsaltern  eine  einheitliche  Prämie  für  den  Abonnenten  festgestellt  wird. 
Wird  die  Versicherung  durch  Aufgabe  des  Abonnements  oder  durch 
Nichtinanspruchnahme  der  Weiterversicherung  gelöscht,  so  wird  die  für 
den  betreffenden  Abonnenten  und  gegebenenfalls  für  seine  Ehefrau  ange- 
sammelte Prämienreserve  dem  versicherungsnehmenden  Verleger  von 
der  Gesellschaft  gutgeschrieben. 

Die  Nürnberger  Lebensversicherungsbank  schildert  die  technische 
Durchführung  dieser  Versicherung  folgendermaßen: 

„Die  von  der  Nürnberger  Lebensversicherungs-Bank  gebotene  Form 
der  Sterbegeldversicherung  ist  eine  vollwertige  Lebensversicherung.  Die 
Vorteile  dieser  für  das  Gebiet  der  Abonnenten-Versicherung  neuartigen 
Versicherung  liegen  unter  anderem  darin,  daß  ein  Ausscheiden  aus  der 
Versicherung  bei  Erreichung  eines  höheren  Alters  nicht  stattfindet  und 
der  Verleger  von  Anfang  an  mit  der  gleichen  Durchschnittsausgabe  für 
jeden  Abonnenten  zu  rechnen  hat,  während  nach  dem  seither  am  meisten 
vertretenen  System  die  Versicherung  im  höheren  Lebensalter  des  ver- 
sicherten Abonnenten  aufhört  und  die  Belastung  des  Verlegers  auf  den 
Kopf  jedes  versicherten  Abonnenten  gerechnet  bis  zur  Erreichung  eines  Be- 
harrungszustandes von  Jahr  zu  Jahr  steigt,  sodaß  nur  ein  über  beson- 
dere Zahlungsmittel  verfügender  Verleger  die  Versicherung  auf  die  Dauer 
durchhalten  kann. 
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Die  Prämienberechnung  erfolgt  in  Uebereinstimmung  mit  den  Anfor- 
derungen eines  rationellen  Versicherungsbetriebes,  nicht  willkürlich,  son- 
dern auf  Grund  sorgfältig  ausgewählter,  vom  A.  A.  fP.V.  genehmigter 
Grundlagen,  zu  denen  in  erster  Linie  die  Sterbetafel,  der  rechnungs- 
mäßige Zinsfuß  und  der  Verwaltungskostenaufschlag  gehören.  Die  not- 
wendige Ergänzung  der  gleichbleibenden  Prämien  bildet  die  sog.  Prä- 
mienreserve (auch  Deckungskapital),  deren  Aufgabe  es  ist,  die  gleichblei- 
benden Beiträge  auf  die  Höhe  der  im  Laufe  der  Zeit  infolge  des  Aelter- 
werdens  der  Abonnenten  zunehmenden  Sterbefall-Leistungen  zu  ergän- 
zen. Gibt  nun  ein  Abonnent  mit  seinem  Abonnement  auch  die  Sterbegeld- 
versicherung endgültig  auf,  d.  h.  ohne  von  der  bedingungsmäßig  vorge- 
sehenen Weiterversicherung  bei  der  Bank  innerhalb  eines  Jahres  Ge- 
brauch zu  machen,  so  wird  für  jeden  Abonnenten  die  angesammelte  Prä- 
mienreserve und  zwar  ohne  Abzug  zurückvergütet.  Die  Prämie,  die  die- 
ser der  Bank  zahlt,  setzt  sich  also  gewissermaßen  aus  zwei  Teilen  zu- 
sammen, deren  einer  dazu  dient,  das  laufende  Risiko  und  die  laufenden 
Verwaltungskosten  zu  decken,  während  der  andere  Teil  als  rechnungs- 
mäßig erforderliche  Rücklage  für  spätere  Zeiten  anzusehen  und  nur  für 
den  Fall  der  dauernden  Fortsetzung  der  Versicherung  notwendig  ist,  im 
übrigen  aber  ein  Guthaben  des  Verlages  darstellt.“ 

Die  verhältnismäßig  große  Zahl  von  Zeitungsabonnenten-Sterbegeld- 
versicherungen,  die  Denkschrift  gibt  sie  auf  1 166  766  Personen  an,  zeigt, 
daß  diese  Versicherungsart  den  Bedürfnissen  der  großen  Masse  der  Be- 
völkerung in  mancher  Weise  entspricht.  Sie  hat  auch  gegen  die  ande- 
ren Lebensversicherungen  die  stärkste  Zunahme  gegen  das  Vorjahr  (1909) 
aufzuweisen,  nämlich  10%^).  Ihr  Versicherungsbestand  beläuft  sich  auf 
95  000  000  Mark.  Bedenkt  man,  aus  welch  minimalen  Beträgen  sich  dieser 
zusammensetzt,  der  Durchschnitt  für  den  Betrag  einer  Polize  beläuft  sich 
auf  81  Mark,  so  wird  man  diesem  Zweige  der  Abonnenten-Versicherung 
eine  ins  Gewicht  fallende  wirtschaftliche  Bedeutung  und  eine  aussichts- 
reiche Zukunft  nicht  absprechen  können. 

c)  Die  Abonnenten-Haftpflichtversicherung. 

Auch  bei  dieser  zeigen  die  Verträge  der  Gesellschaft  mit  dem  Ver- 
leger gegenüber  der  Unfallversicherung  keine  Abweichungen.  Im  ganzen 
versichern  nur  vier  Fachzeitschriften  in  Verbindung  mit  einer  Versiche- 
rungsgesellschaft ihre  Abonnenten  gegen  die  Folgen  der  gesetzlichen  Haft- 
pflicht. Drei  davon  gewähren  ihren  Abonnenten  als  Inhabern  bestimmter, 
der  reichsgesetzlichen  Unfallversicherung  unterliegender  Betriebe  Ver- 
sicherungsschutz, während  die  vierte  ihre  Abonnenten  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Hausbesitzer  versichert.  Ein  Vergleich  zwischen  den  im  allge- 
meinen Verkehr  üblichen  Haftpflichtversicherungsbedingungen  mit  den  bei 
der  Abonnenten-Versicherung  zur  Anwendung  kommenden  zeigt,  daß  sich 
wesentliche  Abweichungen  nicht  finden. 


1)  Denksclir.  S.  72. 
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Die  Wirksamkeit  der  Versicherung  beginnt  in  der  Regel  mit  dem  An- 
fang des  Quartals,  für  welches  das  Abonnement  zu  zahlen  ist,  sie  endet 
mit  dem  Ablauf  des  Quartals,  für  welches  das  Abonnement  bezahlt  war. 

Wird  gegen  den  Versicherten  ein  Haftpflichtanspruch  erhoben,  der 
Gegenstand  der  Versicherung  ist,  so  hat  er  dies  binnen  einer  Woche  der 
Gesellschaft  schriftlich  anzuzeigen.  Mit  der  Anzeige  ist  gleichzeitig  die 
Abonnentsquittung  für  dasjenige  Quartal,  in  welchem  der  Schaden  eiii- 
getreten  ist,  einzusenden.  Im  übrigen  regeln  sich  die  Bedingungen,  insb. 
was  Voraussetzung  der  Versicherung,  ihre  Ausdehnung  und  Leistungen 
sowie  Ausschlußklausel  anlangt,  nach  den  durch  das  Versicherungsver- 
tragsgesetz vorgezeichneten  Richtlinien.  Eine  Besonderheit  der  Abon- 
nenten-Haftpflichtversicherung  besteht  noch  darin,  daß  die  einzelne  Ver- 
sicherung dem  versicherten  Abonnenten  von  seiten  der  Gesellschaft  mit 
zweiwöchiger  Frist  gekündigt  werden  kann,  sobald  innerhalb  der  Dauer 
der  Versicherung  die  Gesellschaft  diesem  Versicherten  in  zwei  Fällen 
Schaden  zu  leisten  hatte.  Diese  Kündigung  muß  jedoch  spätestens  zwei 
Wochen  nach  geschehener  zweiter  Schaden-  und  Kostenzahlung  erfolgen. 
Dem  Gekündigten  steht  kein  Anspruch  auf  Erneuerung  der  Versicherung 
zu,  worauf  der  Abonnent  im  Kündigungsschreiben  hinzuweisen  ist.  — Er 
ist  daraufhin  berechtigt,  das  Abonnenment  vom  Tage  des  Erlöschens  der 
Versicherung  ab  aufzuheben  und  vom  Verlage  den  über  diesen  Tag 
hinausschießenden  Abonnementsbetrag  zurückzuverlangen.  Ferner  ist 
auch  bei  der  Haftpflichtversicherung  am  Kopfe  des  Blattes  ein  auf  diese 
hinweisender  Vermerk  zu  bringen,  der  an  augenfälliger  Stelle  in  deutlich 
lesbarer  Schrift  zu  setzen  ist.  Wird  der  zwischen  der  Gesellschaft  und 
dem  Verlage  geschlossene  Vertrag  gekündigt,  so  muß  dies  der  Verleger 
vorher  einen  Monat  lang  oder,  wenn  er  erst  später  von  dem  Erlöschen 
Kenntnis  erhält,  unverzüglich  nach  erlangter  Kenntnis  in  jeder  Nummer 
an  augenfälliger  Stelle  des  Blattes  unter  genauer  Angabe  des  Zeitpunktes 
des  Erlöschens  bekanntgeben.  Das  Erlöschen  der  Versicherung  wird 
gegenüber  den  Abonnenten  frühestens  wirksam  mit  der  Veröffentlichung 
im  Blatte  oder,  wenn  eine  Veröffentlichung  nicht  erfolgt,  mit  dem  Fortfall 
des  Vordrucks  am  Kopfe  des  Blattes.  Die  Ansprüche  aus  den  vor  dem  Er- 
löschen der  Versicherung  eingetretenen  Schadenfällen  bleiben  natürlich 
unberührt. 

Erlischt  der  Vertrag  zwischen  der  Gesellschaft  und  dem  Blatte,  so  ist 
der  bisher  versicherte  Abonnent  berechtigt,  von  dem  etwa  auf  längere  Zeit 
abgeschlossenen  Abonnementsvertrage  zurückzutreten  und  der  Verlag 
verpflichtet,  den  über  den  Zeitpunkt  des  Erlöschens  der  Versicherung 
hinausbezahlten  Abonnementsbeitrag  zurückzuerstatten. 

Große  Bedeutung  ist  der  Abonnenten-Haftpflichtversicherung  ange- 
sichts ihrer  geringen  Verbreitung  nicht  zuzuschreiben.  Die  Leistungen, 
die  sie  bisher  aufgebracht  hat,  waren  nicht  zu  ermitteln  und  es  ist  anzu- 
nehmen, daß  die  in  Betracht  kommenden  Verleger  entweder  nichts  oder 
nicht  viel  zu  verschweigen  haben.  Da  die  Abonnenten-Haftpflichtver- 
sicherung  in  der  Lage  ist,  mit  großen  Zahlen  zu  blenden,  bildet  sie  zwar  ein 
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sehr  geeignetes  Lockmittel  für  naive  Abonnenten,  ein  praktischer  Wert 
kann  ihr  aber  ruhig  abgesprochen  werden.  Sie  versichert  in  der  Haupt- 
sache Inhaber  von  gewerblichen  Betrieben  und  Hausbesitzer.  Auf  sie 
trifft  also  in  verstärktem  Maße  zu,  was  man  zu  Unrecht  der  unter  Um- 
ständen segensreichen  Abonnenten-Unfallversicherung  zum  Vorwurfe 
macht,  daß  sie  das  Publikum  hindere,  eine  Versicherung  bei  einer  soliden 
Gesellschaft  zu  nehmen.  Ein  Bedürfnis  nach  ihr  ist  in  keiner  Weise  vor- 
handen und  es  wäre  kein  Schaden,  wenn  sie  eingingen. 

d)  Würdigung. 

Um  die  erheblichen  und  andauernd  wachsenden  Interessen,  die  das 
Volk  an  der  Abonnenten- Versicherung  hat  und  die  es  zu  schützen  ^It,  an- 
schaulich zu  machen,  bringt  die  Begründung  des  Schweizer  Bundesräts- 
beschlusses  betr.  die  Abonnenten- Versicherung  folgende,  den  Geschäfts- 
berichten der  in  der  Schweiz  konzessionierten  Unfallversicherungsgesell- 
schaften entnommenen  Zahlen: 


Jahr 

Abonn.-Zahl 

Gesamtbetr.  d, 

1906 

7 354 

8 809 

1907 

8 720 

22  667,40 

1908 

26  000 

50  072,32 

1909 

125  334 

184  412,43 

1910 

132  333 

188  912,95 

1911 

128  637 

211466,66 

In  Deutschland  betrug  die  Zahl  der  durch  die  Abonntnten-Versiche- 
rung  versicherten  Abonnenten  im  Jahre  1911:  1 766  465  gegen  128  637  in 
der  Schweiz,  die  Auszahlungen  im  selben  Jahre  3 000  856,72  gegen 
211  466,66  in  der  Schweiz.  Nimmt  man  an,  daß  zu  der  für  Deutschland  in 
Betracht  kommenden  Abonnentenzahl  noch  die  Zahl  der  mitversicherten 
Ehefrauen  hinzukommt,  so  ergibt  sich  ein  Abonnentenstand  von  3 091  314 
bei  einem  Prozentsatz  von  75  vom  Hundert.  Diese  waren  nach  dem 
Stande  von  1911  in  Deutschland  durch  die  beaufsichtigte  Abonnenten-Ver- 
sicherung  gedeckt.  Zu  diesen  kommen  noch  2V2  Millionen  durch  die  unbe- 
aufsichtigte Versicherung  gedeckte  Abonnenten,  sodaß  sich  für  Deutsch- 
land eine  Versichertenzahl  von  5V2  Millionen  ergibt.  Umsomehr  trifft  hier 
die  Forderung  zu,  daß  es  erhebliche  Interessen  des  Volkes  zu  schützen  gilt. 
In  der  Schweiz  hat  man  geglaubt,  dieser  Forderung  durch  allgemeine 
Untcraufsichtstellung  der  Abonnenten-Versicherung  Rechnung  zu  tragen, 
in  Deutschland  ist  die  Angelegenheit  noch  in  der  Entwicklung  begriffen 
und  es  ist  nicht  zu  wünschen,  daß  diese  bei  uns  den  gleichen  Lauf  nehme, 
wie  in  der  Schweiz.  Die  Gründe  hierfür  sind  weiter  unten  dargelegt. 

Mißstände  auf  dem  Gebiete  der  beaufsichtigten  Abonnenten-Versiche- 
rung haben  sich  nach  den  Wahrnehmungen  des  Aufsichtsamtes  so  gut  wie 
nicht  ergeben.’)  In  der  Zeit  vom  1.  Januar  1909  bis  Anfang  Dezember 
1912  sind  beim  Aufsichtsamt  nur  50  Beschwerden  über  die  beteiligten  Ver- 
sicherungsgesellschaften aus  Anlaß  der  von  ihnen  betriebenen  Abonnen- 
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ten-Versicherung  eingegangen.  Von  diesen  erwiesen  sich  34  als  unbe- 
gründet, 6 als  begründet.  Tn  8 Fällen  handelte  es  sich  um  zweifelhafte 
Rechtsfragen  oder  bestrittene  Tatsachen,  weshalb  das  Amt  die  Be- 
schwerdeführer auf  den  Rechtsweg  verweisen  mußte.  Eine  Beschwerde 
war  teilweise  begründet  und  eine  schwebend.  Die  Denkschrift  stellt  diese 
verhältnismäßig  geringe  Anzahl  von  Beschwerden  der  großen  Zahl  der 
Versicherten  gegenüber  und  schließt  daraus,  daß  die  Gesellschaften 
gerade  bei  dieser  Versicherungsart  bestrebt  seien,  die  Versicherungs- 
nehmer in  weitgehendem  Maße  zufriedenzustellen.  Es  ist  dies  ein  kühner 
Optimismus.  Man  darf  doch  nicht  vergessen,  daß  es  eine  Eigenart  der 
Abonnenten-Versicherung  ist,  daß  sie  nahezu  ausschließlich  in  der  arbei- 
tenden und  niederen  Klasse  der  Bevölkerung  Verbreitung  hat.  Es  wäre 
von  Interesse,  zu  wissen,  wie  viele  von  diesen  von  der  Existenz  eines  Auf- 
sichtsamtes oder  von  der  Möglichkeit  einer  Beschwerde  dortselbst  etwas 
wissen.  Abgesehen  davon,  handelt  es  sich  bei  der  Abonnenten-Versiche- 
rung, wenn  nicht  gerade  Todesfälle  Vorkommen,  um  so  geringe  Beträge, 
daß  sich  die  Beteiligten  lieber  zufrieden  geben,  als  sich  in  Scherereien  ein- 
zulassen. Das  Gleiche  gilt  von  der  geringen  Zahl  der  Prozesse,  die  an- 
läßlich der  Abonnenten-Versicherung  zum  Austrag  kommen.  Bei  der 
Nürnberger  Lebensversicherungsbank  kamen  im  Jahre  1912  auf  58  614 
Schadenfälle  nur  124  Prozesse,  d.  i.  0,212  %.  Diese  geringe  Zahl  wäre 
sehr  erfreulich  und  könnte  dieser  Gesellschaft  für  die  Handhabung  der 
Abonnenten-Versicherung  bei  ihr  nur  das  beste  Zeugnis  darstellen,  wenn 
nicht  die  gleichen  Einschränkungen  gälten,  wie  bei  den  Beschwerden  ans 
Aufsichtsamt. 

2.  Die  unbeaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung. 

Ein  wesentlich  anderes  Bild  bietet  die  auf  eigene  Rechnung  der  Ver- 
leger betriebene,  unbeaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung.  Konnte  von 
der  beaufsichtigten  Abonnenten-Versicherung  gesagt  werden,  daß  sie  so 
ziemlich  die  Erwartungen,  die  man  billigerweise  an  sie  stellen 
kann,  erfüllt,  so  läßt  sich  dies  bei  der  unbeaufsichtigten  Abonnenten- 
Versicherung  leider  nicht  ohne  weiteres  behaupten.  Es  scheint,  daß 
einige  Verleger,  besonders  was  die  Bedingungen  anlangt,  die  mangelnde 
Beaufsichtigung  reichlich  zu  ihrem  Vorteil  auszunützen  verstehen.  Um 
ihren  Zweck,  die  Anlockung  zahlreicher  Abonnenten  zu  erreichen,  leisten 
sie  sich  die  unglaublichsten  und  lächerlichsten  Stilblüten,  in  denen  sie  sich 
als  selbstlos  fürsorgenden  Freund  der  Abonnenten  darstellen.  Es  wird 
auch  in  der  Denkschrift  darauf  hingewiesen,  daß  eines  der  Hauptbedenken 
gegen  die  unbeaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung  sei,  daß  bei  dem 
heutigen  Stand  der  Rechtsprechung  übel  beleumundete  und  vorbestrafte 
Personen  in  die  Lage  versetzt  werden,  das  Publikum  in  gewissenloser 
Weise  auszubeuten.  Die  Angelegenheit  sieht  jedoch  schlimmer  aus  als  sie 
ist,  da  man  sich  auf  den  verschiedensten  Seiten  bemüht,  derartige  Aus- 
wüchse möglichst  in  der  Oeffentlichkeit  bekanntzumachen,  sodaß  man  den 
Eindruck  bekommt,  als  seien  derartige  Fälle  bei  der  unbeaufsichtigten 
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Abonnenten-Versicherung  an  der  Tagesordnung.  Dem  ist  aber  keineswegs 
so  und  es  gibt  eine  große  Anzahl  von  Verlegern,  ja  von  deren  Mehrzahl 
trifft  dies  zu,  die  sich  ehrlich  bemühen,  die  von  ihnen  gewährte  Versiche- 
rung, es  handelt  sich  nur  um  die  Unfallversicherung,  in  gediegener  Weise 
zu  handhaben.  Als  Beispiel  sei  die  kostenlose  Unfallversicherung,  welche 
der  Verlag  der  Nürnberger  Zeitung  seinen  Abonnenten  bietet,  heran- 
gezogen. Dieser  bietet  neben  einer  großzügig  und  sehr  reichhaltig  ge- 
haltenen Tageszeitung  um  den  sehr  billigen  Bezugspreis  von  monatlich 
60  Pfg.  noch  eine  Unfallversicherung,  deren  Bedingungen  folgendermaßen 
lauten: 

§ 1.  Voraussetzung  für  den  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme 
ist,  daß  der  Verunglückte  zur  Zeit  des  Unfalles  wenigstens  18  Jahre  alt  ist 
und  das  60.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  hat,  sich  im  Vollbesitz 
seiner  geistigen  und  körperlichen  Kräfte  befindet,  sich  innerhalb  der  Gren- 
zen Deutschlands  aufhält,  mindestens  seit  drei  Monaten  ununterbrochen 
Abonnent  der  „Nürnberger  Zeitung“  gewesen  ist,  das  Abonnementsgeld 
bezahlt  sowie  den  Eintrag  seines  Namens,  Vornamens,  Geburtstags,  Stan- 
des und  Wohnortes  in  die  Versicherungsliste  bei  dem  Verlage  veranlaßt 
und  eine  Bestätigung  seitens  des  Verlages  über  die  erfolgte  Eintragung 
erhalten  hat,  die  bei  Erhebung  eines  Entschädigungsanspruches  vorzu- 
weisen ist.  Wochenabonnenten  sind  nicht  versicherungsfähig.  Derjenige 
Abonnent,  welcher  sich  zur  Versicherungsliste  nicht  anmeldet,  hat  auf  die 
Versicherung  verzichtet  und  es  steht  den  Hinterbliebenen  beim  Eintritt 
eines  Unfalles  mit  tödlichem  Ausgang  keinerlei  Anspruch  zu.  Es  ist  nicht 
Angelegenheit  der  „Nürnberger  Zeitung“,  für  pünktliche  Bezahlung  des 
Abonnementsgeldes  zu  sorgen,  sondern  die  des  Abonnenten.  Für  ein  und 
denselben  Abonnenten  wird  die  Versicherung  nur  einmal  gewährt,  gleich- 
viel ob  der  Versicherte  zwei  oder  mehrere  Exemplare  der  „Nürnberger 
Zeitung“  bezieht  und  bezahlt  hat.  Für  jedes  abonnierte  Exemplar  der 
„Nürnberger  Zeitung“  kann  nur  eine  bestimmte  Person  die  Versicherung 
in  Anspruch  nehmen;  sollten  auf  ein  Abonnement  mehrere  Anmeldungen 
und  Eintragungen  in  die  Versicherungsliste  erfolgt  sein,  so  gilt  nur  die 
erste  Eintragung,  es  sei  denn,  diese  wird  ausdrücklich  zurückgezogen  oder 
umgemeldet. 

§ 2.  Als  Unfall  im  Sinne  dieser  Versicherung  gilt  jede  unfreiwillige 
und  von  dem  Willen  des  Abonnenten  unabhängige,  durch  plötzliche,  ge- 
waltsame äußere,  mechanische  Einwirkung  hervorgerufene  Körperver- 
letzung, welche  nachgewiesenermaßen  den  Tod  des  Verletzten  sofort  oder 
innerhalb  dreißig  1'agen  nach  dem  Ereignisse  verursacht  hat.  Wenn  zur 
Herbeiführung  des  Todes  solche  Krankheiten  oder  Gebrechen  mitgewirkt 
haben,  die  für  sich  allein,  d.  h.  ohne  Hinzutreten  des  Unfalles,  den  Tod  hät- 
ten herbeiführen  können,  so  wird  eine  Entschädigung  nicht  geleistet. 

§ 3.  Jeder  Unfall,  für  welchen  der  Verlag  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  ist  von  dem  Verletzten  oder  dem  etwaigen  Bezugsberechtig- 
ten sofort,  spätestens  binnen  3 Tagen,  dem  Verlage  der  „Nürnberger  Zei- 
tung“ in  Nürnberg  anzuzeigen  und  es  sind  alle  weiteren,  den  Unfall  und 
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dessen  Folgen  betreffenden  Auskünfte  und  Zeugnisse,  welche  der  Verlag 
verlangt,  spätestens  innerhalb  7 Tagen  an  denselben  einzureichen.  Die 
todes  f enudn  in  der  selben  mit  der  algeminen  Deniumlhnaimulaumlhd 
Abonnementsquittungen,  welche  das  ununterbrochene  dreimonatige  Abon- 
nement der  „Nürnberger  Zeitung“  ausweisen,  sind  der  Anmeldung  des 
Unfalles  beizufügen.  Todesfälle  müssen  sofort,  spätestens  aber  innerhalb 
zweier  Tage  nach  dem  Eintritte,  dem  Verlage  angezeigt  werden.  — Der 
Verletzte  hat  sich  sofort,  spätestens  aber  24  Stunden  nach  dem  Unfall,  in 
ärztliche  Behandlung  zu  begeben;  auch  muß  er  Aerzten,  welche  von  dem 
Verlage  zu  ihm  gesandt  werden,  jederzeit  Zutritt  gestatten.  Den  ärzt- 
lichen, die  Heilung  der  Verletzung  betreffenden  Anordnungen  hat  der  Ver- 
letzte Folge  zu  leisten.  Die  Kosten  des  Arztes,  welchen  der  Verlag  zu  dem 
Verletzten  senden  sollte,  trägt  der  Verlag. 

§ 4.  Nicht  entschädigungspflichtig  sind  Unfälle,  die  veiarsacnt  sind 
durch  vorsätzliche  Tötung  oder  vorsätzliche  Körperverletzung  mit  töd- 
lichem Ausgang,  herbeigeführt  durch  eine  andere  Person,  durch  bürger- 
liche Unruhen,  Aufruhr,  Selbstmord,  Ertrinken,  innere  Erkrankung, 
Krampf,  Schwindel,  Schlag-  oder  epileptische  Anfälle,  Trunkenheit,  Bruch- 
leiden, Körperbeschädigungen  und  Kraftleistungen,  Erfrieren,  Sonnenstich, 
Operationen,  welche  durch  Erkrankung  von  Körperteilen  notwendig  ge- 
worden waren,  oder  durch  Erklettern  von  Bergen,  Beteiligung  an  sport- 
lichen Veranstaltungen,  z.  B.  Radrennen,  Fußballspiel,  entstanden  sind, 
ferner  solche  Todesfälle,  welche  durch  Fahrlässigkeit  oder  durch  vorsätz- 
liches oder  fahrlässiges  Nichtbeachten  polizeilicher  oder  gesetzlicher  Vor- 
schriften seitens  des  Verletzten,  sowie  diejenigen,  welche  beim  Begehen 
eines  Verbrechens  oder  einer  strafbaren  Handlung  sich  ereignen  oder  in- 
folge vorsätzlicher  Körperverletzung  entstanden  sind.  Ausgeschlossen 
von  der  Versicherung  sind  auch  Unfälle  von  Abonnenten,  welche  bei  der 
Herstellung  von  Explosivstoffen  und  -Körpern  herbeigeführt  werden.  Für 
Bergleute,  welche  unter  Tag  arbeiten,  ist  nur  die  Hälfte  der  Versicherungs- 
summe zu  entschädigen;  durch  schlagende  Wetter  herbeigeführte  Unfälle 
sind  von  der  Versicherung  ausgenommen.  Schließlich  sind  alle  Todes- 
fälle von  der  Entschädigungspflicht  ausgeschlossen,  die  herbeigeführt  wur- 
den durch  Kriegsereignisse  oder  vorbereitende  Maßnahmen  zum  Schutze 
gegen  zukünftige  Angriffe  und  durch  Nachwirkungen  der  vom  Angreifer 
oder  Verteidiger  wegen  des  Krieges  vorgenommenen  Handlungen,  gleich- 
viel ob  Zivil-  oder  Militärpersonen  betroffen  werden.  Ferner  scheiden 
aus  Unfälle  im  Dienste  des  Heeres  oder  der  Marine,  in  militär-  oder  see- 
dienstlicher Unterkunft. 

§ 5.  Werden  von  ein  und  demselben  Ereignisse  fünf  oder  mehr  ver- 
sicherte Abonnenten  betroffen,  so  gelangt  höchstens  der  fünffache  Betrag 
der  Einzelversicherungssumme  zur  Auszahlung,  und  ist  derselbe  dann 
gleichmäßig  auf  die  betroffenen  Abonnenten  zu  verteilen. 

§ 6.  Alle  Zahlungen  erfolgen  spätestens  innerhalb  14  Tagen  nach  Fest- 
stellung der  Entschädigungsverpflichtung  gegen  Quittung  bei  der  Kasse  des 
Verlages  in  Nürnberg,  und  zwar  in  erster  Linie  an  den  Ehegatten,  für  den 
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Fall  aber,  daß  der  Ehegatte  nicht  mehr  am  Leben  ist,  an  die  Kinder,  und 
für  den  Fall,  daß  weder  Ehegatte  noch  Kinder  vorhanden  sind,  an  die 
Eltern  des  Abonnenten.  Verwandte  entfernteren  Grades  haben  nur  An- 
spruch auf  die  Vergütung,  wenn  der  Verunglückte  ihren  Lebensunterhalt 
ganz  oder  zum  größten  Teil  bestritten  hat.  — Auf  Wunsch  des  Verlages 
sind  die  Ansprucherhebenden  verpflichtet,  an  einen  Dritten  bestehende  An- 
sprüche auf  Schadenersatz  für  den  Unfall  bis  zur  Höhe  des  erhaltenen 
Versicherungsbetrages  ohne  Vorbehalt  an  den  Verlag  abzutreten.  — Per- 
sonen, welche  den  Tod  des  Verletzten  in  vorsätzlicher  oder  fahrlässiger 
Weise  verschuldet  haben,  verlieren  dadurch  ihre  sämtlichen  etwaigen 
Ansprüche. 

§ 7.  Bei  Meinungsverschiedenheiten  über  den  erhobenen  Ver- 
sicherungsanspruch ist  ein  Schiedsgericht  von  5 Personen  zu  bestellen, 
wovon  2 Personen  vom  Verlage  und  2 Personen  von  den  Hinterbliebenen 
bestimmt  werden,  welche  sich  einen  unparteiischen  Vorsitzenden  als  5. 
Person  zu  wählen  haben.  Dieses  Schiedsgericht,  dem  der  Sachverhalt 
mit  Beweismaterial  von  beiden  Parteien  zu  unterbreiten  ist,  entscheidet 
endgültig  über  den  Streitfall.  Die  Kosten  des  Schiedsgerichts  trägt  jede 
Partei  zur  Hälfte.  Bedient  sich  eine  Partei  der  Vermittlung  oder  Vertre- 
tung einer  weiteren  Person,  so  hat  sie  selbst  die  Kosten  hierfür  zu  tragen. 

§ 8.  Die  Versicherungsbestimmungen  gelten  jeweils  nur  für  die  Dauer 
des  bezahlten  Abonnements  und  können  mit  Ablauf  desselben  durch  neue 
Bestimmungen,  die  stets  nur  in  der  „Nürnberger  Zeitung“  bekannt  zu 
geben  sind,  ersetzt  werden.  Frühere,  anders  lautende  Bestimmungen 
werden  dann  durch  die  neuen  Bestimmungen  aufgehoben. 

§ 9.  Da  für  diese  Versicherung  von  den  Abonnenten  keinerlei  Ent- 
schädigung oder  Zahlung  zu  leisten  ist,  so  stellt  dieselbe  eine  freiwillige 
Zuwendung  des  Verlages  an  die  Hinterbliebenen  der  Abonnenten  dar. 
Es  müssen  deshalb  alle  in  den  vorstehenden  Paragraphen  aufgeführten 
Bedingungen  erfüllt  sein,  sonst  können  Ansprüche  aus  dieser  Versicherung 
nicht  erhoben  werden. 

Diese  Bedingungen  lehnen  sich  im  wesentlichen  an  die  bei  der  beauf- 
sichtigten Abonnenten-Versicherung  üblichen  an.  Abweichungen  zeigen 
sich  höchstens  in  der  Bestimmung,  daß  zum  Inkrafttreten  der  Versicherung 
die  Anmeldung  und  Eintragung  ins  Versicherungsregister  erfolgen  muß. 
Der  Verleger  hat  naturgemäß  ein  Interesse  daran,  zu  wissen,  welches 
Risiko  er  übernommen  hat  und  wie  viele  Personen  von  seiner  Ver- 
sicherung Gebrauch  machen.  Die  Bestimmung  kann  daher  nicht  bean- 
standet werden.  Nicht  üblich  ist  bei  der  sonstigen  Abonnenten-Versiche- 
rung die  Einrichtung  eines  Schiedsgerichts,  wie  sie  sich  hier  findet.  Diese 
soll  jedenfalls  (bei  Meinungsverschiedenheiten)  die  gute  Absicht  des  Ver- 
lags dartiin,  seinen  Abonnenten  eine  vertrauenswürdige  Versicherung  zu 
bieten.  Es  kann  nicht  bestritten  werden,  daß  diese  Einrichtung  sich  in 
vielen  Fällen  als  nützlich  erwiesen  hat  und  der  Verlag  kann  sich  rühmen, 
daß  aus  Anlaß  seiner  Abonnenten-Versicherung  noch  kein  Prozeß  gegen 
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ihn  angestrengt  worden  ist.  Seine  Versicherung  besteht  seit  1896,  aiso 
nunmehr  20  Jahre,  gewiß  ein  gutes  Zeichen  für  die  loyale  tiandhaburig 
seiner  Versicherungsbedingungen ! 

Solche  Abonnenten- Versicherungen,  wir  haben  deren  eine  große  An- 
zahl, werden  natürlich  im  Interessenkampfe  unbeachtet  und  unerwähnt 
gelassen^  sodaß  man  den  Eindruck  bekommt,  als  handle  es  sich  bei  der 
unbeaufsichtigten  Abonenten-Versicherung  um  eine  restlos  faule  Ersdiei- 
nung,  die  beseitigt  werden  müsse.  Allerdings  sind  einige  periodisch  er- 
scheinende Druckschriften  das  Betätigungsfeld  mancher  fragwürdiger  iii- 
dmduen  gewesen,  die  es  sich  angelegen  sein  lassen,  die  von  ihnen  schwül- 
stig angekündigte  „Wohlfahrtseinrichtung  ersten  Ranges“  durch  allerlei 
Kniffe  in  den  Bedingungen,  wenn  sie  solche  überhaupt  aufstellen, 
unmöglich  zu  machen.  In  welcher  Weise  dies  geschieht,  mag  an  Hand 
folgender  Gegenüberstellung  der  Bedingungen,  wie  sie  vom  K.  Aufsichts- 
amt genehmigt  wurden  und  wie  sie  andererseits  eine  Reihe  beaufsichtigter 
A-bonnenten-Versicherungen  aufweisen,  ersehen  werden: 

1.  Während  bei  der  privaten  Einzel-Unfallversicherung  die  Frist, 
binnen  deren  der  Tod  eingetreten  sein  muß,  auf  ein  Jahr  festgesetzt  ist, 
findet  sich  bei  der  beaufsichtigten  Abonnenten-Versicherung  eine  Frist 
von  3 Monaten.  Bedenkt  man,  welch  kleiner  Prämieiiaufwand  einer 
relativ  bedeutenden  Leistung  gegenübersteht,  so  kann  diese  Regelung 
nicht  beanstandet  werden. 

Sehen  wir  uns  dagegen  in  den  Bedingungen  mancher  unbeaufsich- 
tigter Abonnenten-Versicherung  um,  so  entdeckten  wir  Fristen  von 
zwei,  eineinhalb,  einem  und  einem  halben  Monat,  ja  es  finden 
sich  sogar  Fristen  von  drei  Tagen!  Daß  durch  solche  Einschränkungen 
der  Nutzen  der  Abonnenten-Versicherung  illusorisch  gemacht  wird, 
liegt  auf  der  Hand.  Vergegenwärtigt  man  sich  die  Lage  der  vom  Unglück 
Betroffenen  oder  deren  Hinterbliebenen,  so  wird  man  es  verstehen  können, 
daß  ihnen  die  ärztliche  Kunst,  die  vielleicht  das  Leben  des  Verunglückten, 
wenn  auch  nicht  retten,  so  doch  verlängern  kann,  geradezu  als  Nachteil 
und  Unglück  erscheinen  muß. 

2.  Während  bei  der  beaufsichtigten  Abonnenten-Versicherung  keine 
nicht  in  der  Natur  der  Unfallversicherung  liegende  Ausschließungsgründe 
vorgesehen  sind,  wird  bei  der  unbeaufsichtigten  vereinzelt  verlangt,  daß 
durch  nichts  gemilderte  Notlage  vorliegen  müsse,  wenn  man  Anspruch 
auf  die  Entschädigung  erheben  wolle. 

Abgesehen  davon,  daß  sich  in  vielen  Fällen  schwer  Grenzlinien  ziehen 
lassen,  wo  die  Bedürftigkeit  aufhört  bzw.  wo  sie  anfängt,  geht  daraus 
hervor,  daß  der  Verleger  seine  Leistung  lediglich  als  Armenunterstützung 
ansieht.  Diese  ist  jedoch  nicht  Aufgabe  des  Verlages  und  es  muß  als  eine 
gänzliche  willkürliche  Einschränkung  bezeichnet  werden,  wenn  die 
Leistung  im  Schadensfälle  nicht  allen  Abonnenten  in  gleicher  Weise  zuge- 
wendet wird.  Von  einer  Abonnenten-Versicherung  kann  in  diesen  Fällen 
keine  Rede  sein. 
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3.  Bei  der  beaufsichtigten  Abonnenten-Versicherung  ist  es  durchweg 
die  Regel,  daß  ohne  weiteres  sämtliche  Abonnenten  in  die  Rechte  der  Ver- 
sicherung eintreten.  Bei  der  unbeaufsichtigten  dagegen  finden  sich  viel- 
fach Bestimmungen,  die  den  Anspruch  auf  die  Leistung  von  der  Eintragung 
in  ein  Versichertenregister  oder  von  der  Unterzeichnung  der 
Abonnentenquittung  abhängig  machen.  Gegen  ersteres  ist  aus  bereits  ge- 
nannten Gründen  nichts  einzuwenden,  im  letzteren  Falle  bleibt  die  Frage 
zu  beantworten,  welchen  Zweck  der  Verleger  mit  der  Bestimmung  ver- 
folgt. Es  kommt  darauf  an,  ob  die  Unterlassung  entschuldbar  ist  oder  nicht. 
Ist  sie  entschuldbar,  so  kann  sie  eine  Verwirkung  des  Anspruchs  nicht 
nach  sich  ziehen^),  ganz  abgesehen  davon,  ist  die  Bestimmung,  daß  der 
Abonnent  vor  Eintritt  des  Unfalles  den  Abonnementsschein  eigenhändig 
unterzeichnet  haben  muß,  doch  in  den  meisten  Fällen  nur  als  Beweis  ge- 
dacht, daß  der  Abonnent  die  Zeitung  z.  Zt.  des  Unfalles  bezogen  hat.  Ist 
er  in  der  Lage,  den  Beweis  auf  andere  Weise  zu  führen,  dann  ist  die  Be- 
stimmung gegenstandslos  und  kann  lediglich  noch  zur  Schikane  benutzt 
werden.  Da  in  den  meisten  Fällen  auch  noch  die  Ehefrau  als  ermächtigt 
gilt,  die  Unterschrift  zu  vollziehen,  so  wird  es  dem  Verlage  schwer  fallen, 
nachzuprüfen,  ob  die  Unterschrift  vor  oder  nach  dem  Unfall  auf  dem  Abon- 
nementsschein vollzogen  wurde.  Kurzum,  eine  solche  Gestaltung  der  Be 
dingungen  kann  nur  den  Zweck  haben,  bei  den  Abonnenten  Verwirrung 
über  ihre  Ansprüche  anzurichten  und  eine  Handhabe  zu  Schikanen  aller 
Art  zu  bieten.  Wesentlich  anders  stellt  sich  die  Sache  jedoch  dar,  wenn 
der  Verlag  nach  dem  Wortlaut  der  Bedingungen  keinen  Zweifel  darüber 
gelassen  hat,  daß  das  Zustandekommen  des  Vertrages  von  der  Vollziehung 
der  eigenhändigen  Unterschrift  auf  dem  Abonnementsschein  abhängig  ge- 
macht werde.  Aus  welchen  Gründen  der  Verlag  diese  vielleicht  etwas 
rigoros  klingende  Bestimmung  aufgenommen  haben  will,  kommt  nicht  in 
Betracht,  da  ihm  die  Formulierung  der  Versicherungsbedingungen  ebenso 
frei  steht,  wie  den  Abonnenten  deren  Annahme  durch  Zahlung  des  Be- 
zugspreises. Es  kommt  in  diesem  Falle  mit  dem  Abonnementsvertrag 
nicht  zugleich  auch  ein  Versicherungsvertrag  zustande^  sondern  mit  erste- 
rem  verbindet  sich  eine  Vertragsofferte  an  den  Abonnenten,  durch  Erfül- 
lung gewisser  Verbindlichkeiten  einen  Versicherungsvertrag  für  sich  und 
gegebenenfalls  seine  Ehefrau  als  Versicherte  zum  Abschluß  zu  bringen. 
Unterschreibt  daher  der  Abonnent  den  Versicherungsschein  nicht,  so  ist 
ein  Versicherungsvertrag  überhaupt  nicht  zustande  gekommen,  sodaß  eine 
Prüfung,  aus  welchen  Gründen  die  Erfüllung  der  Bedingung  unterbleibt, 
sich  vollständig  erübrigt.^) 

4.  Gemäß  § 6,  2 VVG.  kann  die  Verletzung  einer  Obliegenheit,  welche 
nach  Eintritt  des  Versicherungsfalles  zu  erfüllen  ist,  Verwirkung  nicht  zur 
Folge  haben,  wenn  die  Verletzung  weder  auf  Vorsatz  noch  auf  grober 
Fahrlässigkeit  beruht.  Gemäß  § 6,3  VVG.  stellt  diese  Vorschrift  zwingendes 


1)  Veröff.  des  K.  AAfPV.  1010  Anhang  S.  18. 

2)  Veröff.  d.  AAfPV.  1011.  Anh.  S.  50. 
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Recht  dar,  sodaß  von  ihr  zum  Nachteil  des  Versicherungsnehmers  nicht 
abgewichen  werden  kann.  Während  nun  die  beaufsichtigte  Abonnenten- 
Versicherung  in  ihren  Bedingungen  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  Rechnung 
trägt,  finden  sich  bei  der  unbeaufsichtigten  Abonnenten- Versicherung  Ver- 
wirkungsklauseln, die  diesen  Gesetzparagraphen  gänzlich  unbeachtet  las- 
sen. Wenn  diese  natürlich  auch  rechtsungültig  sind,  so  sind  sie  doch  ge- 
eignet, die  Versicherten  von  einer  rücksichtslosen  Verfolgung  ihres 
Rechtsanspruches  abzuschrecken.  Auch  hier  zeigt  es  sich,  wie  notwen- 
dig es  im  Interesse  der  Versicherten  wäre,  daß  von  irgend  einer  Stelle 
auf  die  Beseitigung  solcher,  die  Unkenntnis  des  Publikums  ausbeutender 
Bestimmungen  gedrungen  würde. 

5.  Auch  in  der  Bemessung  der  Klagefristen  weisen  viele  Verleger 
eine  glänzende  Unkenntnis  des  VVG.  auf,  dessen  § 12,  1,  2 die  Klagefrist 
auf  mindestens  6 Monate  festsetzt.  Bei  einigen  Bedingungen  finden  sich 
sogar  Klagefristen  von  nur  2 Wochen. 

Indessen  mag  nicht  zu  Unrecht  eingewandt  werden,  daß  es  Sache 
der  Abonnenten  sei,  die  Bedingungen  auf  ihren  Inhalt  hin  genau  durch- 
zulesen und  nachzuprüfen.  Man  darf  jedoch  auch  hier  nicht  vergessen, 
daß  es  sich  zum  weitaus  überwiegenden  Teil  um  Versicherte  handelt,  die 
ihrem  Bildungsgrade  nach  dazu  in  keiner  Weise  in  der  Lage  sind,  da  es 
ihnen  selbst  beim  besten  Willen  nicht  möglich  ist,  die  oft  absichtlich  un- 
klar gehaltenen  Bestimmungen  in  ihrer  vollen  Tragweite  zu  verstehen. 
Abgesehen  von  diesen  Fällen,  bringen  manche  Verleger  ihre  Bedingungen 
möglichst  wenig  zur  Kenntnis  ihrer  Abonnenten  oder  wenn  dies  geschieht, 
in  so  kleinem  Druck  und  an  einer  unbeachteten  Stelle,  daß  es  dem  Leser 
verleidet  wird,  sich  damit  abzumühen.  Der  Hauptnachteil  der  unbeauf- 
sichtigten Abonnenten- Versicherung  liegt  jedoch  vor  allem  darin,  daß  in 
keiner  Weise  Gewähr  dafür  geleistet  ist,  daß  die  versprochenen  Leistun- 
gen auch  im  Schadenfalle  wirklich  zur  Auszahlung  gelangen.  Die  Ver- 
sicherung von  oft  in  die  tausenden  gehenden  Abonnenten  stellt  ein  sehr 
großes  Risiko  dar,  dem  viele  Verleger  bei  einer  etwaigen  Häufung  der 
Schadensfälle  nicht  gewachsen  sind.  Nun  mag  freilich  ein  großer  und 
leistungsfähiger  Verlag  wohl  imstande  sein,  auch  in  solchen  Ausnahme- 
fällen aus  seinem  Geschäftsvermögen  größere  Auszahlungen  ohne  Er- 
schütterung zu  leisten,  zumal  ja  seine  Leistungspflicht  in  der  Regel  be- 
dingungsgemäß auf  eine  bestimmte  mäßige  Höhe  beschränkt  ist.  Ganz 
anders  aber  stellt  sich  das  Bild  dar,  wenn  ein  Verleger,  der  aus  irgend 
welchen  Gründen  die  Abonnenten-Versicherung  übernommen  hat,  ^ie 
aus  ihr  entstehenden  Lasten  zu  tragen  nicht  imstande  ist.  Hat  er  sich 
nicht  durch  allerhand  Klauseln  in  seinen  Bedingungen  geschützt,  so  sieht 
er  seine  oft  mühsam  aufgebaute  Existenz  zusammenbrechen  und  darf  froh 
sein,  wenn  er  nicht  noch  mit  Strafrichtern  in  Berührung  kommt.  Hat  er 
sich  dagegen  hinter  für  ihn  vorteilhafte  Bedingungen  verschanzt,  dann 
kann  er  sich  vielleicht  halten,  seine  Abonnenten-Versicherung  hat 
sich  jedoch  vor  aller  Welt  als  wertlos  erwiesen.  In  beiden  Fällen  wäre 
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die  Einführung?  der  Abönhenten-Versicherühg  besser  unterblieben,  da  sie 
statt  iNutzeh  zu  sfiftett,  lediglich  äüf  älleh  Seiten  Enttäuschungen  und  Ver- 
luste gebracht  hat. 

Der  bequemste  Weg  ist  jedoch  der,  seinen  Abonnenten  überhaupt 
keinen  Rechtsanspruch  einzuräumen,  und  die  Versicherungsleistung  ais 
im  freien  Ermessen  des  Verlegers  stehend  hinzustellen.  Immerhin  kann 
gesagt  weraen,  daß  in  diesem  Falle  wenigstens  nicht  das  Bestehen  einer 
vollgültigen  Versicherung  vorgetäuscht^)  wird  und  es  darf  ruhig  ange- 
nommen werden,  daß  niemand  so  beschränkt  ist,  daß  er  sich  bei  solcher 
Voraussetzung  für  versichert  hält. 

Man  sieht,  es  ist  manches  faul  auf  dem  Gebiete  der  unbeaufsichtigten 
Abonnenten- Versicherung.  Es  geht  jedoch  entschieden  zu  weil,  zu  be- 
haupten^), „die  sog.  unbeaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung  habe  keine 
weitere  Bedeutung,  als  daß  sie  unter  Umständen  geeignet  sei,  die  beauf- 
sichigte  Abonnneten-Versicherung  zu  diskreditieren.“  Die  Schadenregu- 
lierungen finden  auch  bei  der  beaufsichtigten  Abonnenten-Versicherung 
sehr  häufig  nicht  den  Beifall  der  Versicherten  und  es  kann  gesagt  werden, 
daß  bei  der  großen  Anzahl  von  Versicherten  (heute  nahezu  drei  Mihionen) 
sich  wenig  Klagen  und  Beschwerden  von  Bedeutung  ergeben  haben.  Es 
wäre  überhaupt  nicht  nötig,  einen  Unterschied  zu  machen  zwischen  beauf- 
sichtigt und  nichtbeaufsichtigt,  wenn  nicht  in  letzterem  Falle  auch  unsau- 
bere und  vorbestrafte  Individuen  eingegriffen  hätten,  um  das  Publikum 
auszubeuten.  Um  dies  unmöglich  zu  machen  und  um  den  Angriffen  auf 
die  unbeaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung  ein  Ende  zu  machen,  wird 
gewiß  der  Großteil  der  Verleger  mit  einer  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht 
auf  ihre  Betriebe  einverstanden  sein,  sofern  man  sie  ihre  Versicherung  auf 
eigene  Rechnung  weiter  betreiben  läßt  und  sie  nicht  zwingt,  den  Gesell- 
schaften leichtverdiente  Gewinne  zuzuführen.  Bei  den  reellen  Verlegern 
liegt  der  Kernpunkt  der  Frage  nicht  darin,  ob  Staatsaufsicht  oder  nicht, 
sondern  ob  mittelbare  oder  unmittelbare  Staatsaufsicht  ausgeübt  wer- 
den soll. 

Leider  ist  es  bis  heute  nicht  möglich  gewesen,  ein  auch  nur  einiger- 
maßen klares  Bild  über  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  unbeaufsichtig- 
ten Abonnenten-Versicherung  zu  erhalten.  Um  dies  zu  erreichen,  wäre 
es  unbedingt  erforderlich,  genauere  Angaben  über  die  von  den  Verlegern 
geleisteten  Zahlungen  zu  erhalten.  Dies  ist  jedoch,  wie  verschiedene  Ver- 
suche gezeigt  haben,  nicht  möglich.  Der  Herausgeber  der  Zeitschrift:  „Die 
Abonnenten-Versicherung“  hat  versucht,  eine  Zusammenstellung  der  Ge- 
samtleistungen der  Tageszeitungen  zu  geben,  v/as  ihm  nur  sehr  unvoll- 
kommen gelungen  ist.  Indessen  darf  wohl  angenommen  werden,  daß  die 
unbeaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung  bei  einem  Bestand  von  2 569  226 
Versicherten,  zu  denen  noch  eine  erhebliche  Anzahl  von  Ehefrauen  zuzu- 

1)  vßl.  Manes:  Masius’  Rundschau  19  8.  S.  19; 

Schn.-ider  Z.  S.  V.  Vers.-Wiss.  IX.  722. 

2)  vß'.  Badstübuer,  Z.  f.  V.-Wesen  No.  10.  1909. 
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zählen  ist,  der  beaufsichtigten  Abonnenten-Versicherung  kaum  nachstehen 
und  wenn  sich  bei  ihr  Schäden  gezeigt  haben,  so  liegen  diese  durchweg 
nicht  in  der  Natur  der  Abonnenten-Versicherung,  sondern  in  der  über  sie 
bestehenden  Rechtsunsicherheit,  deren  ßeseitigung  im  Interesse  aller  Be- 
teiligten dringend  zu  wünschen  ist. 

O 

IV.  Kritik  der  Abonnenten-Versicherung. 

Wer  weiss,  welch  trostlose  Verhältnisse  in  vielen  Familien  herrschen, 
die  lediglich  auf  die  Zeitungsversicherung  angewiesen  sind,  wer  es  erfah- 
ren hat,  was  für  diese  Personen,  die  oft  nichts  und  weniger  als  nihcts  ihr 
eigen  nennen,  der  Tod  des  einzigen  Ernährers  bedeutet,  wird  nicht  be- 
streiten, daß  selbst  durch  eine  geringe  Summe  viel  Elend  gemindert  wer- 
den kann.  Diesen  Familien  ist  nicht  damit  gedient,  wenn  die  Abonnenten- 
Versicherung,  wie  es  erstrebt  wurde,  kurzweg  verboten  würde.  Die  Be- 
hauptung, daß  die  Mehrzahl  derer,  die  de;i  Schutz  der  Abomienten-Ver- 
sicherung  genießen,  bei  Verbot  dieser  Einrichtung  eine  Versicherung  bei 
einer  soliden  Versicherungsgesellschaft  abschliessen  würde,  ist  kaum  zu 
beweisen.  Erstens  sind  diese  Personen  aus  Mangel  an  Mitteln  dazu 
meistens  nicht  in  der  Lage,  zweitens  sind  sie  durch  ihren  Beruf  von 
einer  Einzelimfallversicherung  häufig  ausgeschlossen,  sodaß  für  sie  außer- 
halb der  staatlichen  Fürsorge  keine  Versicherungsmöglichkeit  in  Betracht 
käme.  Auch  die  private  Einzelunfallversicherung  hat  schon  vielen  Ver- 
sicherten Enttäuschungen  bereitet,  was  nach  Lage  der  Verhältnisse  nicht 
vermieden  werden  kann.  Wenn  nun  auch  zugestandenermaßen  bei  der 
Abonnenten-Versicherung  nicht  alles  so  ist,  wie  es  sein  sollte,  so  darf  man 
nicht  übersehen,  daß  es  sich  um  einen  noch  sehr  jungen  und  erst  in  der 
Entwicklung  begriffenen  Versicherungszweig  handelt.  Wenn  auch  eine 
Versicherungsgesellschaft  dank  der  Tätigkeit  des  K.  Aufsichtsamts  für 
Privatversicherungen  bedeutend  bessere  Garantien  für  eine  einwandfreie 
Handhabung  der  Versicherungsbedingungen  bietet,  so  darf  nicht  verges- 
sen werden,  daß  sich  auch  bei  der  Geschäftsführung  der  privaten  Ver- 
sicherungsgesellschaften manche  Mängel  und  Schäden  gezeigt  haben,  die 
die  Einführung  einer  staatlichen  Aufsicht  nötig  machten. 

1.  Die  Abonnenten-Versicherung  und  ihre  Gegner. 

Es  dürfte  kaum  eine  andere  Versicherungsart  geben,  die  so- 
viel angefeindet  worden  wäre,  wie  die  Abonnenten-Versicherung.  Findet 
sie  doch  sogar  in  den  Verlegerkreisen,  die  sich  ihrer  Einrichtung  bedienen, 
ausgesprochene  Gegner.  Dies  rührt  daher,  daß  diese  unter  dem  Drucke 
der  Konkurrenz  gezw^ungen  zu  sein  glaubten,  die  Abonnenten-Versiche- 
rung ebenfaUs  einzuführen,  weshalb  ihnen  ein  generelles  Verbot  sehr  will- 
kommen wäre,  um  auf  gute  Art  die  unerwünschte  Belastung  loszu werden. 
Da  ein  gesetzliches  Verbot  nicht  zu  .exreichen  war,  versuchte  man  es  auf 
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dem  Wege  gegenseitiger  Vereinbarung,  indem  sich  die  Magdeburger  Zei- 
tungsverleger auf  Anregung  des  Vereins  Deutscher  Zeitungsverleger  ge- 
genseitig  verpflichteten,  auf  die  Abonnenten-Versicherung  als  Propaganda- 
mittel zu  verzichten.  Es  war  jedoch  nicht  möglich,  diesen  Bestrebungen 
weitere  Ausdehnung  zu  verschaffen,  da  die  Interessen  der  in  Betracht 
kommenden  Verleger  sich  zu  sehr  widersprachen.  So  ist  es  erklärlich, 
daß  mit  der  Zeit  selbst  kleinere  und  ganz  unbedeutende  Lokalblätter,  sei 
es  aus  eigener  Initiative,  sei  es  im  Interesse  der  Konkurrenzfähigkeit  da- 
zu gezwungen,  die  Abonnenten-Versicherung  einführten.  Diese  Unterneh- 
mer waren  naturgemäß  nicht  in  der  Lage  und  meist  wohl  auch  nicht  ge- 
willt, die  Versicherung  nach  einwandfreien  Grundsätzen  zu  betreiben.  Bei 
einer  Häufung  von  Schadenfällen  mußten  sie  sich  hinter  allerlei  Einwän- 
den verstecken,  um  ihre  schwindelhafte  Qeschäftsgebarung  zu  verheim- 
lichen. Denn  in  den  seltensten  Fällen  sind  solche  Gründungen  so  finan- 
ziert, daß  sie  auch  nur  ein  kleines  Risiko  auf  ihre  Rechnung  tragen  könn- 
ten. Eine  rigorose  Handhabung  der  Abonnenten-Versicherung  verfehlt 
aber  ihren  Zweck:  Hebung  des  Abonnentenstandes  von  vorneherein  und 
bedeutet  geradezu  eine  Schädigung  für  das  betr.  Blatt.  Es  ist  daher  be- 
greinich,  daß  der  bessere  Teil  dieser  Verleger,  die  über  dieses  würde- 
lose 1 reiben  erbittert  sind,  eine  Beseitigung  der  Abonnenten-Versiche- 
rung sehnlichst  wünschen.  Es  hieße  aber,  das  Kind  mit  dem  Bade  aus- 
schütten,  wenn  man  ein  generelles  Verbot  erstrebt.  Die  Mißstände  ließen 
sich  bei  gutem  Willen  beseitigen,  wie  im  letzten  Kapitel  dieser  Arbeit 
näher  ausgeführt  wird. 

Wenn  von  Seiten  der  Verleger,  die  sich  der  Abonnenten-Versicherung 
nicht  bedienen,  und  dies  ist  die  große  Mehrzahl,  behauptet  wird, 
durch  die  erhöhte  Belastung  des  Ausgabeetats  sei  eine  Verminderung  der 
literarischen  Qualitäten  bedingt,  so  geht  dieser  Vorwurf  zu  weit.  Durch 
die  Einführung  der  Abonnenten-Versicherung  erhofft  der  Verleger  eine 
wesentliche  Vermehrung  seines  Abonnentenstandes  und  damit  eine  Er- 
höhung der  Leistungsfähigkeit  seiner  Zeitung.  Eher  trifft  der  Vorwurf 
bei  den  illustrierten  Zeitschriften  zu,  deren  Geschättszweck,  wie  sie  in 
der  Regel  selbst  zugeben,  jedoch  nicht  die  Zeitschrift,  sondern  die  Ver- 
sicherung ist.  Daß  diese  neben  dem  Ausbau  und  der  Verwaltung  ihrer 
Versicherungseinrichtung  die  Zeitung  nur  als  von  untergeordneter  Be- 
deutung ansehen,  versteht  sich  von  selbst,  wenn  es  auch  nicht  zu  be- 
grüßen ist.  Indessen  stellen  speziell  die  Abonnenten  von  solche  Versiche- 
rungen gewährenden  Blättern  in  der  Regel  wenig  Ansprüche  an  ihre  gei- 
stige Kost.  Für  den  Verlag  einer  nur  mittleren  Tageszeitung  aber,  der 
etwa  einen  Abonnentenstand  von  50 — 60  000  Mark  aufweist,  spielt  eine 
Entschädigung  von  500—1000  Mark  für  den  Tod  durch  Unfall  nur  eine 
verhältnismäßig  bescheidene  Rolle,  zumal  bei  der  unbeaufsichtigten  Abon- 
nenten-Versicherung durchaus  nicht  alle  Abonnenten  von  der  Unfallver- 
sicherung Gebrauch  machen. 

Betrachten  wir  die  Aeußerungen  der  Versicherungsfach- 
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presse  zur  Frage  der  Abonnenten- Versicherung  seit  ihren  Anfängen, 
so  finden  wir,  daß  deren  ausgesprochene  Gegnerschaft  erst  mit  dem 
raschen  Anwachsen  um  die  Jahrhundertwende  bedeutsam  in  Erscheinung 
tritt.  Man  darf  jedoch  hierbei  nicht  außeracht  lassen,  daß  die  Versiche- 
rungsfachpresse größtenteils  das  Sprachrohr  der  Gesellschaften  ist,  die 
über  das  rasche  Aufblühen  dieses  Versicherungszweiges  wenig  Freude 
empfinden  konnten,  zumal  sie  es  nahezu  ausschließlich  als  unter  ihrer 
Würde  stehend  ansahen,  sich  damit  zu  befassen.  Ihr  Haupteinwand  lautet 
dahin,  daß  Versicherungswesen  und  Presse  nichts  miteinander  zu  tun 
haben,  ein  anderer,  daß  es  nicht  der  Würde  des  Versicherungswesens  ent- 
spreche, anderen  gewerblichen  Unternehmungen  Vorspanndienste  zu 
leisten,  um  ihnen  auf  die  Beine  zu  helfen.  Was  den  letzteren  Vorwurf  an- 
langt, so  dürfte  man  wohl  nicht  fehl  gehen  mit  der  Annahme,  daß  der 
Betrieb  der  Abonnenten- Versicherung  dann  mit  der  Würde  des  Ver- 
sicherungswesen vereinbar  wäre,  wenn  er  entsprechende  Geschäftsge- 
winne abzuwerfen  verspräche.  Der  Zweck  des  Versicherungsgeschäfts 
beruht  wie  der  jeden  anderen  Geschäfts  auf  der  Erzielung  von  möglichst 
hohen  Geschäftsgewinnen.  Es  ist  nicht  einzusehen,  inwiefern  der  Betrieb 
der  Abonnenten-Versicherung  einen  störenden  Einfluss  auf  die  Würde 
des  Versicherungswesens  haben  soll,  nachdem  doch  bereits  einige  und 
nicht  die  kleinsten  Gesellschaften  den  Betrieb  aufgenommen  haben,  ohne 
sich  ihrer  Würde  etwas  zu  vergeben.  Die  Schwierigkeit  liegt  nur  darin, 
daß  die  die  Abonnenten-Versicherung  betreibenden  Gesellschaften  Aus- 
zahlungen nach  Möglichkeit  zu  vermeiden  suchen.  Der  Verleger  dagegen 
sieht  seinen  Vorteil  in  möglichst  loyaler  Auffassung  seiner  Bedingungen. 
Deswegen  einen  Gegensatz  zwischen  Zeitung  und  Versicherung  als  volks- 
wirtschaftlichen Erscheinungen  zu  konstruieren,  ist  unangebracht.  Es  kann 
sich  nur  darum  handeln,  zu  untersuchen,  ob  die  Verbindung  zwischen  Ver- 
sicherung und  Presse  für  die  Allgemeinheit  von  Vorteil  ist  oder  nicht.  Die 
Interessen  der  Aktionäre  und  Verleger  können  in  diesem  Falle  außer  Be- 
tracht bleiben.  Die  Regierungsdenkschrift  erkennt  freimütig  an,  daß  sich 
die  Abonnenten-Versicherung  als  segensreich  in  mancher  Hinsicht  er- 
wiesen habe.  Damit  ist  über  die  Berechtigung  derartiger  Redensarten  ja 
bereits  das  Urteil  gesprochen  und  es  muß  wundernehmen,  daß  sich  die 
Regierung  trotzdem  diese  Auffassung  zu  eigen  gemacht  hat.  Es  ist  durch- 
aus nicht  einzusehen,  warum  das  deutsche  Versicherungswesen  sich  nicht 
auch  auf  Gebiete  wagen  will,  die  seinem  unmittelbaren  Zweck  nicht  ohne 
weiteres  entsprechen.  Es  wird  so  viel  von  dem  Ansehen  des  Versiche- 
rungswesens gesprochen,  daß  man  den  Eindruck  bekommt,  es  handle  sich 
nicht  um  Finanzinstitute,  deren  Endzweck  die  Dividende  darstellt.  Die  Ge- 
sellschaften würden  ihrem  Ansehen  durchaus  nichts  nachgeben,  wenn  sie 
sich  neuen  Erscheinungen  gegenüber  etwas  weniger  zurückhaltend  er- 
weisen wollten.  Es  muß  Wunder  nehmen,  daß  die  (beaufsichtigte)  Abon- 
nenten-Versicherung sozusagen  als  Monopol  einer  einzigen  Gesellschaft, 
der  Nürnberger  Lebensversicherungsbank,  betrieben  wird,  eine  Erschei- 
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nung,  die  der  Leitung  der  Gesellschaft  nur  zur  Ehre  gereichen  kann,  da 
sie  es  verstanden  hat,  auch  neuartige  Acquisitionsmethoden  für . ihre 
Zwecke  nutzbar  zu  machen.  Die  wenigen  Abonnenten-Versicherungen, 
die  von  anderen  Gesellschaften  betrieben  werden,  sind,  wie  u.  a.  die 
„Deutschland“  an  den  Verfasser  schrieben,  von  verschwindendem  Um- 
fang. Angesichts  der  sozialen  Bedeutung,  die  der  Abonnenten-Versiche:- 
rung  zugesprochen  werden  muß,  wäre  es  wünschenswert,  wenn  auch 
andere  Gesellschaften  sich  auf  diesem  Gebiete  etwas  mehr  beteiligen 
wollten. 

Am  schärfsten  ging  man  jedoch  bisher  im  Deutschen  Reichstage  mit 
der  Abonnenten- Versicherung  ins  Gericht.  In  der  147.  Sitzung  vom  1.  Mai 
1908  U behauptete  der  Zentrumsabgeordnete  Giesbert,  die  Abonnenten- 
Versicherung  habe  sich  zu  einem  Krebsschaden  der  Presse  wie  des  Ver- 
sicherungswesens entwickelt,  ein  reelles  Versicherungsgeschäft  und  ein 
reelles  Zeitungsgeschäft  seien  durchaus  nicht  miteinander  zu  vereinbaren, 
es  würden  Tausende  um  eine  gute  und  reelle  Versicherung  betrogen,  die 
Abonnenten-Versicherung  der  Zeitschrift  „Nach  Feierabend“  sei  nicht  mehr 
bloß  unlauterer  Wettbewerb,  ‘sondern  . öffentlicher  Volksbetrug  und 
Schwindel,  durch  die  Abonnenten-Versicherung  werde  dem  reellen  Ver- 
sicherungsgeschäft die  Ausbreitungsmöglichkeit  zum  Schaden  derjenigen 
Volks.kreise  eingeengt,  die  das  Bedürfnis  nach  Versicherung  haben  und  mit 
dieser  faulen  Abonnenten-Versicherung  hereinfallen. 

Von  den  Zinnen  der  Partei  des  Abgeordneten  Giesberts  mag  sich  die 
Sache  wohl  so  ansehen,  soweit  seine  Behauptungen  durch  die  bisherigen 
Ausführungen  noch  nicht  widerlegt  wurden,  sind  sie  eine  Widerlegung  gar 
nicht  wert.  Daß  die  ungewohnte  Entwicklung  der  Zeitschrift  „Nach  Feier- 
abend“ mit  ihren  Millionen  Abonnenten  der  Zentrumspresse  manchen  Abon- 
nenten weggeschnappt  hat,  gibt  einem  Volksvertreter  noch  nicht  das 
Recht,  über  eine  volkswirtschaftliche  Erscheinung,  die  ihm  nicht  genehm 
ist,  in  einer  derart  unsachlichen  und  unrichtigen  Weise  sich  zu  äußern,  wie 
es  hier  geschehen  ist.  Es  ist  hierbei  von  Interesse,  daß  bisher  etwa  40 
Zeitungen  ultramontaner  Gesinnung  sich  der  Abonnenten-Versicherung 
bedienen  und  es  ist  nicht  bekannt  geworden,  daß  dem  Anwachsen  der 
Abonnenten-Versicherung  in  den  Reihen  der  Zentrumspresse  durch  den 
Bannfluch  ihrer  Führer  Einhalt  geboten  worden  sei. 

Wie  schon  so  manchmal,  fanden  sich  auch  in  dieser  Frage  das  Zemriim 
und  die  Sozialdemokratie,  um  vereint  ihre  Wünsche  durchzusetzen.  Sic 
befürchten  mit  Recht,  daß  durch  die  Ausbreitung  der  die  Abonnenten-Ver- 
sicherung  betreibenden  (meist  farblosen)  Blätter  ein  Abbröckeln  ihres 
politischen  Einflusses  und  eine  Abnahme  der  Abonnentenzanl  .ihrer  Partei- 
blätter eintreten  werde,  v/as  auch  auf  die  Parteikasse  eine  peinliche  Rück- 
wirkung hätte.  Trotzdem  war  es  möglich,  daß  auf  der  Landesversamm- 
lung  der  sozialdemokratischen  Partei  im  Jahre  1910  die  Ortsgruppe  Geit- 
hain  folgenden  Antrag  einbraclite: 


1)  Stenogr.  Bericht  d.  Rcichstagsverh.  v.  1.  5.  1908. 
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„Die  Dandesyersammlung  wolle  beschließen,  das  Versicherungswesen 
in  der  Parteipresse  einzuführen.  In  Anbetracht  der  Tatsache,  daß  die  bür- 
gerlichen Zeitungen  durch  die  Gewährung  yon  Versicherungsprämien  (??!) 
bei  Unfällen  mit  tödlichem  Ausgange,  der  Parteipresse  die  Abonnenten 
unter  der  Arbeiterschaft  abwendig  machen,  halten  die  Parteigenossen  der 
Ortsgruppe  Geithain  eine  solche  Maßregel  für  notwendig  und  versprechen 
sich  davon  einen  großen  Erfolg  unserer  Presse.  Die  Versicherung  soll, 
wenn  möglich,  in  der  Weise  geschehen,  daß  Verträge  mit  Versicherungs- 
gesellschaften nicht  geschlossen  werden,  sondern  die  Versicherungen  von 
der  Parteipresse  übernommen  hat.“  Der  Antrag  wurde  zwar  wieder 
zurückgezogen,  es  bleibt  aber  doch  bezeichnend,  daß  er  bei  der  mehr  als 
einmal  an  den  Tag  gelegten  prinzipiellen  Gegnerschaft  der  Partei  zur 
Frage  der  Abonnenten-Versicherung  überhaupt  gestellt  werden  konnte. 
Indessen  wird  gerade  die  sozialdemokratische  Presse  im  Interesse  der 
Parteikasse  gut  daran  tun,  sich  von  der  Einführung  der  Abonnenten-Ver- 
sicherung nach  Möglichkeit  fernzuhalten,  da  sich  ihre  Leserschaft  zum 
weitaus  überwiegenden  Teil  aus  Angehörigen  gefährdeter  Berufe  zusam- 
mensetzt, sodaß  man  mit  der  Annahme  nicht  fehlgehen  dürfte,  daß  sie 
größere  Schadenzahlungen  zu  leisten  hätte  als  etwa  ein  bürgerliches  Blatt. 
Wesentlich  anders  ist  es,  wenn  sie  die  Abonnenten-Versicherung  einführeii 
will,  um  ihrer  Leserschaft  die  soziale  Wohltat  einer  billigen  Unfallversiche- 
rung zu  bieten.  Offenbar  war  bis  heute  die  erstere  Ueberlegung  ausschlag- 
gebend, wenn  auch  zugegeben  sein  soll,  daß  eine  sozialdemokratische 
Zeitung  und  nicht  die  unbedeutendste  seit  dem  Jahre  1914  den  Betrieb  der 
Abonnenten-Versicherung  übernommen  hat,  nämlich  die  „Münchner  Post“. 

Den  wiederholt  gestellten  Anträgen  von  Seiten  der  Sozialdemokratie 
und  des  Zentrums,  ein  striktes  Verbot  gegen  die  Abonnenten-Versicherung 
zu  erlassen,  treten  folgende  Ueberlegungen  gegenüber: 

Wer  soll  die  Verantwortung  für  die  Folgen  eines  solchen  Vorgehens 
übernehmen,  welches  einen  Versicherungszweig  vernichten  würde,  der 
bereits  eine  solche  Entwicklung  aufzuweisen  hat  wie  die  Abonnenten-Ver- 
sicherung? Abgesehen  von  den  Riesenbetrieben  einzelner  Verlage,  die 
Zeitschriften  mit  Abonnenten-Versicherung  herausgeben,  bietet  der  loh- 
nende Vertrieb  dieser  Schriften  über  75%  des  gesamten  Reisebuchhandels 
in  Deutschland  eine  auskömmliche  Existenz.  Neben  den  in  diesen  Be- 
trieben tätigen  Angestellten  finden  noch  zahllose  Boten  und  Reisende 
ihren  Unterhalt.  Ein  Verbot  würde  diese  Tausende  von  mühsam  er- 
kämpften Existenzen  mit  einem  Schlage  vernichten. 

Vor  allem  aber,  und  das  ist  der  vordringlichere  Einwand,  was  soll  aus 
den  nach  Millionen  zählenden  Versicherten  werden,  die  heute  den  Schutz 
der  Abonnenten-Versicherung  genießen,  vor  allem  denjenigen,  die  sich 
durch  jahrelange  Prämienzahlung  neben  der  Unfallversicherung  auch  noch 
eine  Sterbegeldversicherung  gesichert  haben,  im  Vertrauen  darauf,  daß 
sie  die  versprochenen  Leistungen  gegebenenfalls  auch  erhalten?  Diese 
Ueberlegung  ist  allein  schon  hinreichend,  um  ein  solches  Vorgehen  gegen 
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wohlerworbene  Rechte  als  unmöglich  zu  bezeichnen.  Die  Regierung  hat 
denn  auch  diesen  Wünschen  sich  verschlossen. 

In  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  20.  März  1911  erklärte  Ministerial- 
direktor Caspar^),  daß  sich  nennenswerte  Mißstände  bei  der  Abonnenten- 
Versicherung  bisher  nicht  ergeben  hätten,  daß  sie  vielmehr  für  Kreise  der 
Bevölkerung  große  Bedeutung  habe,  die  sonst  von  der  Versicherung  keinen 
Gebrauch  machen  könnten,  daß  die  vom  Abgeordneten  Marcour^)  ge- 
äußerten Mißstände  nicht  drückend  seien  und  bei  der  Abonnenten-Ver- 
sicherung  nicht  schärfer  hervorträten,  als  bei  anderen  Versicherungen 
auch,  daß  die  anscheinend  rigorosen  Bestimmungen  für  die  Privatversiche- 
rung ebenso  gälten  v/ie  für  die  Abonnenten-Versicherung. 

In  derselben  Sitzung  wurde  eine  Resolution  betreffend  Vorlage  einer 
Denkschrift  über  die  Abonnenten-Versicherung,  welche  von  Bassermann 
und  Genossen  eingebracht  worden  war,  angenommen.  Am  11.  Januar 
1913  wurde  diese  dem  Reichskanzler  vorgelegt.  Da  diese  Denkschrift  das 
Ressort  des  K.  A.  A.  berührt,  wird  man  nicht  fehlgehen  in  der  Annahme, 
daß  dieses  die  Denkschrift  verfaßt  hat.  Durch  sie  ist  die  große  Unsicher- 
heit, die  allenthalben  über  die  Bedeutung  der  Abonnenten-Versicherung 
herrschte,  behoben  worden  und  den  gröbsten  Irrtümern  und  gegen  sie  vor- 
gebrachten Vorwürfen  der  Boden  entzogen  worden.  Sie  ist  ferner  wohl 
geeignet,  ein  Bild  zu  geben,  welches  der  Stand  der  Abonnenten-Versiche- 
rung ist.  Leider  unterläßt  sie  es  jedoch,  Gesichtspunkten  Raum  zu  geben, 
die  erkennen  lassen,  auf  welche  Weise  die  Abonnenten-Versicherung  sich 
ausgestalten  ließe  und  auf  welchem  Wege  eine  neue  Ausgestaltung  am 
besten  erreicht  werden  könnte.  Auch  eine  gewisse  Inkonsequenz  kann 
ihr  nicht  abgesprochen  werden,  insofern  sie  eines  Teils  erklärt,  daß  das 
K.  A.  A.  die  Abonnenten-Versicherung  als  eine  unerfreuliche  Erscheinung 
betrachten  müsse,  während  in  der  Folge  die  große  Bedeutung  und  der 
wirtschaftliche  Nutzen  der  Abonnenten-Versicherung  für  die  unbemittel- 
teren Volkskreise  mehr  als  einmal  unterstrichen  wird. 

Nicht  übersehen  darf  eine  Resolution  des  Verbandes  deutscher  Lebens- 
versicherungsgesellschaften werden,  die  dieser  nach  eingehender  Bespre- 
chung der  Abonnenten-Versicherung  gefaßt  hat  und  die  dahin  lautete^) 
daß  der  Verband  die  Verquickung  von  Versicherungsgeschäften  mit  an- 
deren gewerblichen  Unternehmungen  für  gefährlich  halte,  sowohl  wegen 
der  dabei  fehlenden  versicherungstechnischen  Rechnungslegung  und 
staatl.  Beaufsichtigung  als  auch  wegen  der  damit  verknüpften  Gefahr  der 
Irreleitung  des  Publikums  über  die  Art  der  ihm  angebotenen  Versicherung. 

Der  Verband  sieht  insbesondere  in  der  neuerdings  versuchten  Ver- 
quickung einer  Risikoversicherung  von  Sterbegeld  mit  dem  Zeitungs- 
abonnement die  Gefahr,  daß  das  Publikum  glaubt,  eine  eigentliche  Lebens- 
versicherung (Volks-  oder  Stcrbegeldversicherung)  zu  erhalten.  Die 
Gründe,  die  der  Verband  für  seine  ablehnende  Stellungnahme  anführt,  sind 


1)  Sienopr.  Bericht  der  R.V.  20.  3.  1911. 

2)  ebenda. 

3)  Annalen  d.  r.  V.W.  1907,  S.  498;  Zeitschr.  f.  V.W.  1907.  S.  333. 
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durch  den  Gang  der  Ereignisse  außer  Gewicht  gesetzt  worden,  da  nach 
dem  heutigen  Stand  bei  der  Abonnenten-Sterbegeldversicherung  versiche- 
rungstechnische Rechnungslegung  sowie  Beaufsichtigung  stattfindet. 

2.  Die  Stellung  des  K.  Aufsichtsamtes  zur  Abonnenten-Verslcherung.^) 

Bereits  im  ersten  Jahre  seiner  Tätigkeit  hat  das  KAA.  f.  P.  Gelegenheit 
genommen,  sich  zu  dieser  Trage  folgendermaßen  zu  äußern:  , Soweit  dies- 
seits bekannt,  wird  die  Versicherung  durch  Zeitungsabonnement  auf 
zweierlei  Weise  betrieben.  Entweder  gewährt  der  Verlag  die  Versiche- 
rung auf  eigenen  Namen  und  eigenes  Risiko  oder  er  bewirkt  oder  ver- 
mittelt die  Versicherung  seiner  Abonnenten  bei  einer  Versicherungs- 
gesellschaft. Was  zunächst  den  letzteren  Fall  anlangt,  bei  welchem  der 
Verlag  durch  einen  Vertrag  mit  einer  Versicherungsgesellschaft  diese  beim 
Eintritt  des  Versicherungsfalles  zur  Entschädigungsleistung  an  den  Abon- 
nenten verpflichtet,  sodaß  also  die  Gesellschaft  das  Risiko  trägt  und  ihrer- 
seits die  Verpflichtungen  des  Versicherers  übernimmt,  so  ist  hiergegen 
vom  Standpunkt  des  Privatversicherungsgesetzes  nichts  zu  erinnern,  so- 
fern die  Versicherungsgesellschaft  in  denjenigen  Bundesstaaten  zum  Ge- 
schäftsbetriebe befugt  ist,  in  welchen  mit  den  Abonnementsverträgen 
zugleich  Versicherungsverträge  abgeschlossen  werden.  Auch  ist  kein 
Bedenken  geltend  zu  machen,  wenn  nach  dem  mit  der  Versicherungs- 
gesellschaft abgeschlossenen  Vertrage  dem  Verleger  eine  gewisse  Ver- 
mittlerrolle in  dem  Verkehr  mit  den  versicherten  Abonnenten  und  eine  Mit- 
wirkung bei  der  Regulierung  der  Schäden  eingeräumt  wird.  Wenn  anderer- 
seits der  Verlag  die  Versicherung  auf  eigenen  Namen  und  auf  eigenes 
Risiko  gewährt,  nimmt  das  K.  A.  A,  f.  P.  das  Vorliegen  eines  vom  Zeitungs- 
verleger betriebenen  Versicherungsgeschäftes  im  Sinne  des  § 1 VAG.  vom 
12.  Mai  1901  und  nicht  etwa  nur  eine  Nebenverabredung  mit  versiche- 
rungsähnlicher Wirkung  an.  Nach  den  Materialien  zum  Privatversiche- 
rungsgesetz kann  nämlich  die  Uebernahme  gewisser  Haftpflichtverbind- 
lichkeiten je  nach  den  Umständen  den  Gegenstand  eines  besonderen  Ver- 
sicherungsgeschäftes bilden  oder  in  so  engen  Zusammenhang  mit  einem 
anderen  Geschäfte  stehen,  daß  sie  lediglich  als  ein  Bestandteil  oder  Neben- 
verabredung des  letzteren  erscheint.  Nur  wenn  der  letztere  Fall  anzu- 
nehmen wäre,  würde  die  durch  einen  Zeitungsverleger  gewährte  Unfall- 
versicherung nicht  als  der  Betrieb  eines  Versicherungsgeschäftes  anzu- 
sehen sein.  Ein  solcher  innerer  und  enger  Zusammenhang  zwischen  einem 
Abonnementsvertrag  und  der  Zusicherung  einer  Unfallentschädigung  kann 
aber  hier  nicht  angenommen  werden.  Die  Gewährung  der  Unfallver- 
sicherung ist  keineswegs  als  ein  aus  dem  Wesen  des  Abonnementsver- 
trages sich  erklärender  Ausfluß  des  letzteren,  als  eine  dem  natürlichen  Ver- 
kehrsbedürfnis entsprechende  Ausgestaltung  des  Abonnementsvertrages 
und  daher  lediglich  als  Bestandteil  des  letzeren  aufzufassen.  Vielmehr 
sind  hier  völlig  verschiedenartige,  einander  fremde  Dinge  willkürlich  und 


1)  Veröffentl.  d.  A.A.  f.  P.V.  Jahrg.  1912,  S.  15. 
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künstlich  miteinander  verknüpft,  ohne  dass  dabei  die  Gewährung  einer 
Unfallversicherung  ihre  selbständige  Bedeutung  verloren  hätte  und  in 
dem  Abonnementsvertrage  als  dessen  Bestandteil  aufgegangen  wäre. 
Wenn  die  Prämie  für  die  Unfallversicherung  nicht  ziffernmäßig  m einem 
besonderen  Betrage  ausgeschieden  ist,  so  ist  sie  doch  in  dem  Äbonne- 
mentspreis  enthalten  und  bildet  in  derartigen  Fällen  erfahrungsgemäß 
entsprechend  der  durch  Gewährung  einer  Unfallversicherung  bedingten 
keineswegs  geringfügigen  Belastung  einen  nennenswerten  Teil  des  Abon- 
nementspreises. 

Ist  aber  die  Gewährung  einer  Versicherung  an  die  Zeitungsabonnen- 
ten in  dem  zuletzt  erörterten  Falle  als  der  Betrieb  von  Versicherungs- 
geschäften im  Sinne  des  § 1 VAG.  zu  erachten,  so  darf  ein  solcher  Be- 
trieb, insoweit  die  in  § 6 Abs.  2 a.  a.  O.  genannten  Versicherungs- 
zweige, nämlich  die  Lebens-,  Unfall-,  Haftpflicht-,  Feuer-  und  Hagel- 
versicherung in  Frage  kommen,  Zeitungsverlegern  als  Einzelperson  nicht 
neu  gestattet  werden,  da  zum  Betriebe  dieser  Versicherungszweige  die 
Erlaubnis  außer  Versicherungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  nur  Aktien- 
gesellschaften erteilt  werden  kann.“ 

Es  kann  nicht  bestritten  werden,  daß  diese  Auffassung  nahezu  in 
allen  Teilen  das  Richtige  trifft.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  die 
Abonnenten-Versicherung  von  der  staatlichen  Aiifsidht  befreit  bleiben 
soll,  nachdem  nun  einmal  das  deutsche  Versicherungswesen  der  behörcL 
liehen  Aufsicht  unterstellt  v/orden  ist.  Insbesondere  ist  dieser  Auf- 
fassung der  kompetenten  Behörde  in  dem  Punkte  beizupflichten,  daß 
die  Gewährung  einer  Unfallversicherung  keinesfalls  einen  Bestandteil 
des  Abonnementsvertrages  bilde.  Darin  kann  jedoch  der  Auffassung  des 
Amtes  nicht  beigepflichtet  werden,  daß  im  Abonnementspreis  notwendig 
und  in  allen  Fällen  eine  Prämie  mit  einkalkuliert  sei.  Es  ist  bereits 
an  anderer  Stelle  darauf  hingewiesen  worden,  daß  es  eine  Anzahl  von 
Verlagsunternehmungen  gibt,  die  eine  irgendwie  geartete  materielle 
Entschädigung  in  Form  einer  Prämie  nicht  erhalten,  sondern  die  Ver- 
sicherung aus  eigenen  Mitteln  gewähren.  Indessen  ist  die  Auffassung 
des  Amtes  in  der  Literatur  zu  dieser  Frage  ziemlich  unbestritten,  ein- 
hellig ist  man  der  Ansicht,  daß  die  Abonnenten-Versicherung,  wenn 
überhaupt  ihr  Betrieb  gestattet  werde,  der  Aufsicht  des  Kaiserlichen 
Aufsichtsamtes  unterliegen  müsse. 

Auffallenderweise  haben  sich  jedoch  die  Gerichte  dieser  Auffassung 
nicht  angeschlossen.  Das  Reichsgericht  verneinte  die  Anwendbarkeit 
der  §§  4 und  108^),  indem  es  sich  auf  den  Standpunkt  stellte,  daß  die 
in  der  Begründung  des  VAG.  anerkannte  Möglichkeit  eines  Versiche- 
rungsabkommens, das  im  Zusammenhänge  eines  anderen  Geschäftes  als 
bloße  Nebenabrede  erscheint,  gerade  dadurch  bedingt  sei,  daß  die  Ver- 
sicherung nicht  zum  Wesen  dieses  Geschäftes  gehöre,  vielmehr  mit 
letzterem  durch  den  Willen  der  Beteiligten  und  in  diesem  (Sinne  willkür- 


1)  s.  Entscheid^,  in  Strafsachen  Bd.  G.')  S.  3G4  ff. 
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lieh  verbunden  sei.  Nur  dann  könne  bei  der  Zeitungsabonnenten-Ver- 
sicherung  das  Vorliegen  eines  der  behördlichen  Aufsicht  unterstehenden 
Versicherungsunternehmens  angenommen  werden,  wenn  das  Versiche- 
rungsunternehmen einen  selbständigen  Betrieb  darstelle,  was  das  Hin- 
zutreten weiterer  Momente  erfordere,  z.  B.  daß  das  Unternehmen  zwei 
Geschäfte  betreibe,  von  denen  das  eine  als  Zeitungs-,  das  andere  als 
Versicherungsgeschäft  aufzufassen  sei,  oder  daß  das  Versicherungs- 
geschäft nach  der  gewerblichen  Tendenz  und  Organisation  des  Unter- 
nehmens die  Hauptsache  und  die  Zeitung  Hilfsorgan  im  Dienste  dieses 
Betriebes  sei.^) 

Diese  Stellungnahme  des  obersten  Gerichtshofes  machte  es  dem 
Aufsichtsam^te  für  Privatversicherung  unmöglich,  über  die  Versiche- 
rungsbetriebe der  Zeitungsverleger  eine  wirksame  Aufsichtstätigkeit 
auszuüben^),  was  dazu  führte,  daß  allenthalben  Abonnenten-Versiche- 
rungsbetriebe  sich  entwickelten  von  der  fragwürdigsten  Art.  Indessen 
hielt  das  AAfP.  seinen  bereits  erwähnten  Standpunkt  aufrecht  und 
führte  im  Schlußsatz  eines  in  dieser  Sache  gerichteten  Berichtes  an  den 
Minister  des  Innern  vom  27.  März  1904^)  folgendes  aus: 

• „Wenn  auch  eine  tatsächliche  Schädigung  von  Versicherten  durch 
den  Betrieb  der  Zeitungsversicherung  noch  nicht  zur  diesseitigen  Kennt- 
nis gelangt  ist,  so  wird  doch  jedenfalls  der  Standpunkt  auf  die  Dauer 
nicht  haltbar  sein,  auf  dem  das  Reichsgericht  nach  dem  Urteil  vom 
23.  Sept.  02  zu“  stehen  scheint,  daß  nämlich  bei  der  Zeitungsversiche- 
rung  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  öffentlich  rechtliche  Garantien 
für  die  dauernde  Erfüllbarkeit  der  künftigen  Verpflichtungen  nicht  am 
Platze  seien.  Diese  Garantien  sind  bei  den  Zeitungsversicherungen  so 
gut  wie  bei  jeder  anderen  zu  verlangen.  In  hohem  Grade  bedenklich 
erscheint  ferner,  daß  bei  dem  gegenwärtigen  Zustand  keine  Möglichkeit 
besteht,  unbilligen  oder  gar  schikanösen  Bedingungen  entgegenzutreten, 
unter  denen  die  Zeitungsversicherung  nach  den  von  uns  gemachten  Er- 
fahrungen hie  und  da  betrieben  wird.  Aus  dem  Gesichtspunkt  des 
öffentlichen  Interesses  ergeben  sich  erhebliche  Bedenken  gegen  die 
unbeaufsichtigte  Abonnenten-Versicherung,  auch  insofern,  als  durch  sie 
zahlreiche  Personen  in  den  Glauben  eingewiegt  werden,  gegen  gewisse 
Gefahren  versichert  zu  sein  und  sich  daher  von  einer  anderweitigen 
Versicherung  bei  einer  soliden  und  leistungsfähigen  Versicherungsanstalt 
abhalten  lassen,  während  sich  beim  Eintritt  des  Versicherungsfalles  die 
Abonnenten-Versicherung  vermöge  der  von  vornherein  schwer  zu  über- 
sehenden Einschränkungen  und  Verklausulierungen  in  vielen  Fällen  als 
wertlos  erweisen  kann.“ 

Diesen  Ausführungen  kann  soweit  beigepflichtet  werden,  als  sie  es 
für  erforderlich  bezeichnen,  die  Abonnenten-Versicherung  der  Aufsichts- 
tätigkeit des  K.  A.A.fP.  zu  unterstellen.  Man  dürfte  jedoch  die  tatsäch- 


])  s.  Ent'^cheidungen  in  Strafsachen  Bd.  36  S.  127  ff. 

2)  s.  D<^nkschr  ft  S.  8. 

3)  s.  Denkschrift  S.  8. 
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liehen  Verhältnisse  verkennen,  wenn  behauptet  wird,  die  Abonnenten- 
Versicherung  hindere  zahlreiche  Personen  an  der  Benützung  einer  von 
einer  soliden  und  leistungsfähigen  Versicherungsanstalt  gebotenen  Ver- 
sicherung. Es  handelt  sich  bei  der  Abonnenten-Versicherung  um  so 
geringfügige  Versicherungssummen,  daß  Personen,  die  ein  Bedürfnis  nach 
besserem  Versicherungsschutz  haben,  sich  durch  sie  keineswegs  abhal- 
ten lassen,  eine  Sonderversicherung  mit  einer  Gesellschaft  abzuschließen. 
Eher  das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Die  Gesellschaften  könnten  aus  dem 
reichen  Schatz  ihrer  Erfahrungen  Beweise  in  Fülle  bringen,  wie 
wenig  Verständnis  der  Versicherungsgedanke  in  den  breiteren  Massen 
des  Volkes  Wurzel  gefaßt  hat.  Von  einem  Bedürfnis  nach  einer  aus- 
reichenden Privatversicherung  kann  in  den  seltensten  Fällen  gesprochen 
werden.  Wenn  nun  die  Abonnenten-Versicherung  die  Versicherungsidee 
in  weitere  Kreise  des  Volkes  dringen  läßt,  so  wird  auch  das  Verständnis 
dafür  wachsen  und  in  manchen  Versicherten  wird  der  Wunsch  aufkeimen, 
doch  etwas  höher  versichert  zu  sein,  als  dies  durch  die  Abonnenten- 
Versicherung  der  Fall  ist.  Den  Agenten  der  Gesellschaften  wird  auf  diese 
Weise  die  Aquisition  nur  erleichtert.  Demgegenüber  bilden  diejenigen 
Personen,  die  sich  durch  die  Abonnenten-Versicherung  hinreichend 
gedeckt  halten,  ja  sowieso  für  die  Versicherungsgesellschaften  ungeeignete 
Objekte,  da  sie  den  Betrieb  nicht  lohnend  gestalten.  Es  bildet  eine  der 
unerfreulichsten  Erscheinungen  auf  dem  Gebiet  der  Versicherungspraxis, 
daß  viele  Personen,  durch  gewissenlose  Agenten  verleitet,  sich  bei  Ab- 
schluß einer  Versicherung  finanziell  übernehmen,  sodaß  sie  später  bei  der 
Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  in  Schwierigkeiten  geraten.  Daraus  ent- 
stehen Unzuträglichkeiten  sowohl  für  den  Versicherer  als  in  noch  be- 
deutend größerem  Maße  für  den  Versicherungsnehmer.  Dieser  fühlt  sich 
betrogen  und  ausgebeutet  und  pflegt  sich  bei  der  Kritik  darüber  keine  Re- 
serve aufzuerlegen.  Darin  liegt  wohl  ein  Hauptgrund,  daß  das  Versiche- 
rungswesen, dessen  Träger  mit  Recht  soviel  auf  sein  Ansehen  halten,  in 
den  breiteren  Bevölkerungsschichten  so  wenig  Ansehen  und  was  be- 
dauerlicher ist,  relativ  wenig  Vertrauen  genießt.  Es  liegt  also  im 
eigensten  Interesse  der  Versicherungsgesellschaften,  sich  diese  Tatsachen 
vor  Augen  zu  halten  und  bei  der  Auswahl  von  Risiken,  noch  besser  aber 
bei  der  Anstellung  von  Agenten  möglichste  Vorsicht  walten  zu  lassen. 
Zum  mindesten  liegt  im  letzteren  Punkte  noch  vieles  im  Argen.  Auch 
bei  der  Abonnenten-Versicherung.  Wenn  die  Gesellschaft  schwache 
Existenzen  der  Versicherung  sich  vom  Leibe  halten,  schaden  sie  sich 
selbst  am  allerwenigsten,  zumal  sic  ja  in  der  Regel  auch  in  ihren  Agenten- 
instruktionen darauf  hinzuweisen  pflegen,  daß  nach  Möglichkeit  nur  zah- 
lungsfähige und  bessere  Kreise  zur  Versicherung  veranlaßt  werden 
sollen.  Es  wurde  aber  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  diese  sich  der 
Abonnenten-Versicherung  nicht  oder  nur  sehr  wenig  zu  bedienen  pflegen. 
Eine  Konkurrenz  kommt  demnach  für  die  Gesellschaften  eigentlich  über- 
haupt nicht  in  Frage. 
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Es  ist  auch  angeregt  und  versucht  worden^),  der  Abonnenten-Ver- 
sicherung  auf  Grundlage  des  § 563  der  Gewerbeordnung^)  zu  Leibe  zu 
gehen.  Allein  ohne  besonderen  Erfolg.  Wenn  auch  auf  Grund  dieser  Vor- 
schrift durch  Erkenntnis  des  Schöffengerichts  in  Gladenbach  vom  7.  2.  06 
eine  Verurteilung  erfolgte,  die  auch  durch  Revisionsentscheidung  des 
Landgerichtes  Marbach  vom  5.  3.  07  sowie  des  Kammergerichts  vom 
23.  7.  07  bestätigt  wurde^),  so  war  dem  Aufsichtsamt  doch  wenig  damit 
gedient.  Denn  „die  Entscheidung  richtet  sich  nicht  gegen  die  Abonnenten- 
Versicherung  schlechthin,  sondern  nur  insoweit,  als  der  Vertrieb  der  be- 
treffenden Druckschriften  auf  dem  Wege  der  Kolportage  erfolgt  und  zwar 
wenn  das  Tatbestandmerkmal  des  Umherziehens  gegeben  sein  soll,  in  der 
Weise,  daß  die  Kolporteure  außerhalb  ihres  Gemeindebezirkes  die  An- 
werbung von  Abonnenten  betreiben.  Auch  droht,  wenn  dies  zutrifft,  nicht 
etwa  dem  Unternehmer  Strafe,  sondern  lediglich  dem  Kolportagebuch- 
händler und  den  Kolporteuren.  Zudem  hat  sich  gezeigt,  daß  sich  die  Be- 
strafung ohne  Schwierigkeit  vermeiden  läßt,  indem  zahlreiche  nur  inner- 
halb ihres  Gemeindebezirkes  bestellte  Ortsvertreter  angestellt  werden.“ 

3.  Ausgestaltungsmöglichkeiten  für  die  Abonnenten- Versicherung. 

Es  kann  nach  den  bisherigen  Darlegungen  nicht  geleugnet  werden, 
daß  die  Abonnenten-Versicherung  so  wie  sie  heute  ist,  viele  Mängel  auf- 
weist, die  die  gegen  sie  erhobenen  Angriffe  erklärlich  erscheinen  lassen. 
Indessen  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  sie  eine  verhältnismäßig  sehr 
junge  volkswirtschaftliche  Erscheinung  bildet  mit  allen  Vorzügen  und 
Mängeln,  die  einer  solchen  notwendigerweise  anhaften  müsse.  Mit  Recht 
äußerte  der  Reichstagsabgeordnete  Bassermann^)  gelegentlich  einer 
Zentrumsresolution  von  Hompesch  und  Genossen  (Nr.  1093  d.  Druck- 
sachen d.  Reichstages  1909),  welche  die  Abonnenten-Versicherung  in 
jeder  Form  verboten  wissen  wollte,  daß  diese  Forderung  zu  v/eit  gehe, 
da  die  Abonnenten-Versicherung  in  einer  ganzen  Reihe  von  Fällen  die 
einzige  Versicherung  sei,  die  der  Mann  überhaupt  im  Leben  nimmt  und 
die  wirtschaftlich  für  ihn  sehr  nützlich  sein  könne.  Ferner  äußerte  er: 
„Solche  neuen  wirtschaftlichen  Anforderungen,  die  sich  auch  im  Auslande 
gut  bewährt  haben,  sollte  man  nicht  ohne  weiteres  durch  die  Gesetz- 
gebung erschlagen.“ 

Man  hat  die  verschiedensten  Versuche  gemacht,  die  gesamte  Abon- 
nenten-Versicherung zu  verbieten.  So  bezeichnete  man  sie  schon  als 
„Lotterie“  oder  als  „Unlauterer  Wettbewerb“,  um  sie  auf  Grund  des 
§ 286  STGB,  und  des  Gesetzes  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  vom 
7.  Juni  1909  verbieten  zu  können.  Wenn  auch  beim  Geschäftsbetrieb  der 
Abonnenten-Versicherung  wohl  die  Möglichkeit  besteht,  daß  Verstöße 

1)  Veröffentl.  d.  K.  A.  A.  f.  P.  1913.  S.  98. 

2)  Vgl.  Manes,  Masius-Rundschau  1908.  S.  18.  Die  erwähnte  Vorschrift  lautet:  „Ausgeschlossen 
vom  Feilbieten  und  Aufsuchen  von  Bestellungen  sind  ferner:  . . . , 12.  Druckschriften,  andere  Schriften 
und  Bildwerke  sofern  sie  in  sittlicher  oder  religiöser  Beziehung  Aergernis  zu  geben  geeignet  sind  oder 
mittels  Zusichernug  von  Prämien  oder  Gewinnen  vertrieben  werden  oder  in  Lieferungen  erscheinen 
wenn  nicht  der  Gesamtpreis  auf  jeder  einzelnen  Lieferung  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  be- 
stimmt verzeichnet  wird. 

.3)  Veröffentl.  des  K.  A.  A.  f.  P.  1908.  Anhang  S.  4. 

4)  Stenograph.  Bericht  4.  2.  1909  der  Relchstags-Verh. 
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gegen  die  genannten  Gesetze  sich  ereignen,  so  müssen  doch  alle  Versuclie, 
die  Abonnenten-Versicherung  auf  Grund  dieser  Gesetze  zu  verbieten,  als 
verfehlt  bezeichnet  werden. 

Der  Vorschlag  von  Prof.  Manes,  die  Abonnenten-Versicherung  auf 
Grund  des  § 56  Abs.  3 Ziff.  12  GO.  zu  verbieten,  ist  auch  als  unausführbar 
zu  bezeichnen,  wie  bereits  auf  Seite  47  d.  A.  ausgeführt  ist. 

Wiederholte  Versuche,  die  gesamte  Abonnenten-Versicherung  zu  ver- 
bieten, wurden  von  der  Zentrumspartei  und  der  Sozialdemokratie  ge- 
macht. Die  Gründe,  welche  die  genannten  Parteien  zu  ihrer  Stellung- 
nahme veranlassen,  wurden  bereits  im  Kap.  1)  dieses  Abschnittes  be- 
sprochen. Indessen  sind  alle  dahin  zielenden  Bestrebungen  an  der  ab- 
lehnenden Haltung  der  liberalen  Partei  gescheitert.  Insbesondere  hat  die 
Regierung  einen  auffallenden  Wandel  in  den  Ansichten  über  die  Abon- 
nenten-Versicheruiig  an  den  Tag  gelegt.  In  der  Sitzung  vom  1.  5.  1908  er- 
klärte der  Vertreter  der  Regierung  Dr.  Nieberding,  daß  ein  anständiges 
literarisches  Unternehmen  sich  mit  solchen  Sachen  nicht  beschäftigen 
könne.  Indessen  in  der  Denkschrift  verläßt  sie  diesen  Standpunkt  völlig 
und  erklärt,  die  Abonnenten-Versicherung  habe  sich  in  manchen  Be- 
ziehungen als  ein  wirksames  Mittel  bewiesen,  den  breiten  Schichten  des 
Volkes  bis  zu  einem  gewissen  Grad  die  Segnungen  des  Versicherungs- 
schutzes zugänglich  zu  machen  und  somit  zur  Festigung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  im  Arbeiter-  und  Handwerkerstand  beigetragen. 

Will  man  eine  Aenderuiig  der  bestehenden  Verhältnisse  herbeiführen, 
so  kann  diese  infolge  des  Zwiespaltes  in  den  Auffassungen  der  Gerichte 
und  des  K.  AA.  nur  auf  dem  Wege  einer  Aenderung  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung stattfinden.  Wie  die  Dinge  heute  liegen,  ist  es  lediglich  Tat- 
frage, ob  ein  aufsichtspflichtiger  Versicherungsbetrieb  vorliegt  oder  nicht. 
Zur  Beurteilung  dieser  Frage  ist  nötige  zu  wissen,  ob  der  Verlagsbetrieb 
den  Versicherungsbetrieb  oder  der  Versicherungsbetrieb  den  Verlags- 
betrieb in  einer  Weise  überragt,  daß  einer  von  beiden  nur  als  Neben- 
betricb  bezeichnet  werden  kann. 

Fine  Aenderung  der  Gesetzgebung  ließe  sich  wohl  in  der  Weise 
denken,  wie  sie  Hagen  empfiehlt^,  der  folgende  Fassung  des  § 1 VAG. 
vorschlägt:  „Privatunternehmungen,  welche  den  Betrieb  von  Versichc- 
rungsgeschäften  als  Haupt-  oder  Nebenbetrieb  zum  Gegenstand  haben, 
unterliegen  vorbehaltlich  der  in  den  Paragraphen  116,  117,  122  gegebenen 
Vorschriften  der  Beaufsichtigung  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes“. 

Indessen  käme  auch  dieser  Vorschlag  darauf  hinaus,  die  Abonnenten- 
Versicherung  in  der  Hand  der  Gesellschaften  zu  monopolisieren,  was  die 
in  Frage  kommenden  Verleger  aus  begreiflichen  Gründen  vermieden 
wissen  wollen.  Es  wäre  freilich  möglich,  daß  bei  einer  solchen  Fassung 
ein  Verlag  in  Form  einer  AG.  die  Abonnenten-Versicherung  auf  eigene 
Rechnung  betriebe  (§  6 Abs.  2 VAG). 


1)  ZS  f.  V.Wiss.  Bei.  10  S.  284 


49 


Voraussetzung  hierfür  ist  natürlich  die  Genehmigung  des  K.  A.  A. 
Nach  § 7 Ziif.  3 darf  die  Erlaubnis  nur  versagt  werden,  „wenn  Tatsachen 
vorliegen,  welche  die  Annahme  rechtfertigen,  daß  ein  den  Gesetzen  oder 
den  guten  Sitten  entsprechender  Geschäftsbetrieb  nicht  stattfinden  werde. 
Es  ist  sehr  zu  bezweifeln,  ob  die  Ansicht  Parisers  in  seiner  Arbeit:  „Die 
rechtliche  und  wirtschaftliche  Natur  der  Abonnenten-Versicherung“  zu- 
treffend ist,  daß  in  einem  solchen  Falle  die  Aufsichtsbehörde  die  Erlaub- 
nis zum  Geschäftsbetrieb  versagen  müsse.  Er  führt  zur  Bekräftigung 
seiner  Ansicht  den  schweizerischen  Bundesratsbeschluß^)  an,  der  dahin 
lautet  daß  es  vom  Standpunkt  der  Staatsaufsicht,  d.  h.  nach  dem  Ge- 
sichtspunkt der  Solidität  und  der  Vertrauenswürdigkeit  nicht  zulässig  sei, 
daß  ein  Versicherungsiinternehmen  nur  nebenbei  als  Anhängsel  eines  ihm 
fremden  Unternehmens  und  zur  Erreichung  fremder  Zwecke  betrieben 
werde.  Die  Bedeutung  der  mit  der  Versicherung  verbundenen  Ver- 
mögenswerten Interessen  fordere  eine  ernsthafte  Gestaltung  des  Ge- 
schäftsbetriebes. Es  sei  auch  notwendig,  daß  er  mit  einer  fachmännischen 
Sachkenntnis  gehandhabt  werde,  was  bei  einem  Zeitungsverlag  nicht 
vorausgesetzt  werden  kann. 

Dieser  Bundesratsbeschluß  kann  meines  Erachtens  nur  herangezogen 
werden,  wenn  das  Versicherungsunternehmen  ein  Anhängsel  des 
Zeitungsbetriebes  darstellt.  Dies  aber  ist  bei  einer  großen  Zahl  von 
Abonnenten-Versicherungsbetrieben  nicht  der  Fall,  sondern  gerade  das 
Gegenteil,  insofern  nämlich  die  Zeitung  bezw.  die  Zeitschrift  nicht  Selbst- 
zweck, sondern  nur  das  Mittel  zur  Erreichung  eines  großen  Versiche- 
rungsbestandes  ist.  Wenn  sich  dieses  Mittel  als  geeignet  erweist,  der 
Versicherung  größere  Verbreitung  zu  verschaffen,  so  ist  nicht  einzusehen, 
warum  die  Behörde  dessen  Ausübung  verbieten  sollte.  Es  ist  nicht  damit 
gedient,  daß  man  neuartige,  für  manche  Kreise  aber  unbequeme  Aequisi- 
tionsmethoden  totschlägt,  sondern  es  ist  im  Gegenteil  zu  fordern,  daß 
diese,  sofern  sie  einer  gedeihlichen  Entwicklung  des  Versicherungswesens 
nicht  hinderlich  sind,  möglichste  Bewegungsfreiheit  genießen.  Wenn 
Pariser  meint,  daß  für  die  meisten  Verleger  die  Abonnenten-Versicherung 
nicht  Selbstzweck,  sondern  nur  Mittel  zum  Zwecke  sei,  vergißt  er  dabei 
völlig,  daß  gerade  die  Unternehmungen  weitaus  den  größten  Versiche- 
rungs-  und  Abonnentenstand  aufweisen,  bei  denen  die  Versicherung 
Selbstzweck  ist.  Die  Betriebe,  welche  die  Zeitschrift  „Nach  Feierabend“, 
„Für  die  Familie“  ii.  a.  aufweisen,  übertreffen  an  Umfang  manche  Aktien- 
Gesellschaft  und  stellen  die  Abonnenten-Versicherung  in  ihrem  eigent- 
lichen Kerne  dar.  Solche  große  Unternehmungen  sollten  der  direkten 
Staatsaufsicht  unterstellt  werden,  während  die  übrigen,  für  welche  die 
AbonnentenWersicherung  nicht  eigentlicher  Oeschäftszweck  ist.  einer 
gemilderten  Staatsaufsicht  unterstellt  werden  könnten.  Eine  Grenzlinie 
ließe  sich  sehr  leicht  durch  die  Feststellung  ziehen,  ob  eine  Prämie  er- 
hoben wird  oder  nicht.  Um  anzudeuten,  in  welcher  Weise  die  gemildert^ 

1)  Atogedr.  i.  d.  Schweiz.  Buchdruckerzeitung  1913.  No.  'H,  45. 
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Staatsaufsicht  etwa  geregelt  werden  könnte,  schlug  Kommerzienrat  Leon- 
hard auf  der  Konferenz  im  Reichsamt  des  Innern  vom  21.  Juni  1913  fol- 
gende Bedingungen  vor,  von  deren  Erfüllung  die  Konzessionserteilung 
zum  Betrieb  der  Abonnenten-Versicherung  abhängig  zu  machen  sei. 

1.  Die  Bestimmungen  für  Abonnenten-Fürsorgeeinrichtungen  unter- 
liegen der  behördlichen  Genehmigung. 

2.  Für  alle  Fälle  einer  Abonnenten-Fürsorgeeinrichtung  ist  dem  Abon- 
nenten ein  Rechtsanspruch  einzuräumen,  ein  bloßes  Versprechen  wird 
nicht  anerkannt. 

3.  Die  Bestimmungen  über  die  Abonnenten-Fürsorgeeinrichtungen 
sind  monatlich  mindestens  einmal  im  Blatte  in  vollem  Wortlaute  zu  ver- 
öffentlichen. 

' 4.  Es  ist  eine  Sicherung  zu  schaffen,  daß  die  Erfüllung  der  Fürsorge- 

ansprüche der  Abonnenten  ganz  unabhängig  von  der  Vermögenslage  des 
Verlags  tatsächlich  erfolgt. 

5.  Die  Aufhebung  der  Abonnenten-Fürsorgeeinrichtungen  darf  bei 
Weitererscheinen  des  Blattes  nur  am  Schlüsse  eines  Quartals  erfolgen. 

6.  Bei  einer  eventl.  Unterstellung  der  gesamten  Abonnentenfürsorge 
unter  das  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  ist  den  Tageszeitungen  mit 
Abonnentenfürsorge  in  dem  Aufsichtsamt  für  Privatversicherungen  eine 
Vertretung  einzuräumen,  genau  der  gleichen  Art,  wie  sie  bereits  heute 
den  Versicherungsgesellschaften  zusteht.Q 

Dieses  Programm  zeigt  das  anerkennenswerte  Streben  der  Ver- 
leger, allen  unberechtigten  Angriffen  gegen  die  von  ihnen  gewährte  beauf- 
sichtigte Abonnenten-Versicherung  den  Boden  zu  entziehen.  Die  wichtig- 
sten Punkte  stellen  zweifellos  1.  und  4.  dar.  Bei  ihrer  Durchführung 
wären  die  Fälle,  die  in  der  Denkschrift  aufgeführt  werden  und  zeigen,  daß 
sich  übelbeleumundete  und  vorbestrafte  Personen  aus  der  Abonnenten- 
Versicherung  eine  Gewinnquelle  gemacht  haben,  unmöglich.  Diese  Miß- 
stände liegen  jedoch  in  keiner  Weise  in  der  Natur  der  Abonnenten-Ver- 
sicherung, sondern  haben  ihre  Ursache  in  dem  bedauerlichen  Zwiespalt, 
der  zwischen  der  Auffassung  der  Gerichte  und  der  des  K.  A.  A.  besteht. 
Durch  die  vorgeschlagene  Regelung  wären  solche  Vorkommnisse  unmög- 
lich gemacht. 

1)  Pariser  nimmt  an  dem  von  Komerzienrat  Leonliaid  gewählten  Ausdrucke:  ,,.\bonnenteiifürsorgc“ 
aus  juristischen  Gründen  Anstoß.  Daß  der  Ausdruck  unglücklich  gewählt  ist,  sei  ohne  weiteres  zugestanden, 
da  die  soziale  Fürsorge  nicht  .Aufgabe  der  Zeitungsverleger  ist.  'ndessen  sollte  mit  dieser  Bezeichnung 
nur  angedeutet  werden,  daß  die  in  Betracht  kommenden  Verleger  ihre  Zuwendungen  nicht  als  eine  Ver- 
sicherung angesehen  wissen  wollten,  da  das  Hauptmerkmal  tür  diesen  Begriff:  die  effektive  Gegenleistung 
fehle.  Sie  wollten  ferner  durch  diese  Bezeichnung  nur  von  denjenigen  ihrer  Kollegen  abrücken,  die  aus 
der  Abonnenten-Versicherung  ein  Geschäft  machen.  Von  Interesse  sind  in  diesem  Zusammenhänge  die 
Ausführungen,  die  der  Verein  der  Zeitungsverleger  für  Abonnentenfürsorge  in  einer  Eingabe  vom  2r>. 
November  1913  an  den  hohen  Bundesrat  zur  Frage  der  Abonnenten-Versicherung  machte;  sie  lauten: 
„Wenn  eine  Ware  unter  dem  Herstellungspreis  abgegeben  wird,  so  erfolgt  der  überschießende  Teil  der 
Leistung  gegenwertsfrei.  In  allen  l allen,  in  denen  ein  Verlag  an  Hand  seiner  Gescliäftsbücher  nachzu- 
weisen vermag,  und  solches  ist  jederzeit  ohne  weiteres  möglich,  daß  der  Herstellungspreis  der  Zeitung 
den  Abonnementspreis  übersteigt,  ist  deshalb  die  Behauptung,  daß  der  Abonnent  für  die  aus  der  Neben- 
verabredung ensfehenden  zu  dem  Herstellungspreis  nicht  liinzutretenden  Kosten  irgendwelchen  Beitrag 
leiste,  unhaltbar.  Von  einer  „verkappten  Prämie“  kann  in  all  den  Fällen  des  buchmäßigen  Nachweises 
keine  Rede  sein,  ebensowenig  also  dann  auch  von  einer  Versicherung,  da  das  Wesen  einer  Versicherung  im 
allgemeinen  untrennbar  verbunden  ist  mit  einer  Prämienleistung.  Sollte  infolge  einer  Aenderung  der 
Entsch.  d.  RG.  die  Frage  der  Beltragsleistung  für  die  richterliche  Entscheidung  ein  ausschlaggeböiidei 
Moment  werden,  so  ist  eine  gerechte  Lösung  der  Frage  nur  darin  gegeben,  dass  alle  Verlage,  die  den 
buchmäßigen  Nachweis  der  Beitragsfreiheit  erbringen,  die  also  nicht  Abonnenten-Versicherung,  sondern 
Abonnentenfürsorge  betreiben,  nicht  als  Versicherungsbetriebe  betrachtet  werden.” 
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Pariser  spricht  bei  der  Besprechung  der  zuküultigeii  Ausgestaituag 
der  Abonnenten- Versicherung  einem  Vorschlag  des  Präsidenten  des 
K.  A.  A.  Dr.  üruner  das  Wort,  der  darauf  hinausging,  die  Verleger  soll- 
ten selbst  eine  Versicherungsgesellschaft  gründen  gemäß  § 6 VAG.;  er 
meint,  der  Verein  deutscher  Zeitungsverleger  könnte  in  Wahrung  der 
Standesinteressen  der  Presse  die  Gründung  einer  derartigen  Gesellschaft 
übernehmen  und  hebt  folgende  Vorteile  hervor: 

1.  sachverständige  Kontrollinstanz  besonders  gegenüber  unlauteren 
Konkurrenzmanipulationen, 

2.  büliger  Verwaltungsapparat,  deshalb  billigere  Prämie  für  die  Ver- 
leger, zirka  10  Pfg.  pro  Abonnent  und  Monat, 

3.  auch  mittlere  und  kleinere  Blätter  seien  dadurch  befähigt,  ihren 
Abonnenten  einen  wirklichen  Versicherungsschutz  zu  gewähren, 

4.  eventuelle  Ueberschüsse  könnten  im  Interesse  der  Verleger  ver- 
wendet werden. 

Der  Nachteil,  daß  dann  ein  Wettrennen  nach  möglichst  hohen  Ver- 
sicherungssummen einsetzen  würde,  könne  dadurch  behoben  werden,  daß 
deren  obere  Grenze  etwa  auf  1000  Mark  festgesetzt  würde. 

Dazu  wäre  folgendes  zu  bemerken: 

Der  Verein  deutscher  Zeitungsverleger  wird  es  bestimmt  ablehnen, 
sich  zum  Träger  einer  Organisation  zu  machen,  deren  Gegenstand  die 
Abonnenten-Versicherung  bildet,  die  er  bis  heute  so  scharf  bekämpft  hat. 
Nach  seiner  Auffassung  stellt  die  Abonnenten-Versicherung  ein  sehr  un- 
erwünschtes preßgewerbliches  Propagandamittel  dar,  dessen  sich  einige 
seiner  Mitglieder  bedienen.  Es  würde  auch  den  Rahmen  der  Ziele,  die 
sich  dieser  Verein  gesteckt  hat,  überschreiten,  wollte  er  sich  in  solche 
gewagte  Unternehmungen  einlassen.  Daß  ein  solches  Unternehmen  etwa 
Aussichten  haben  soll  aut  eine  einigermaßen  gedeihliche  Entwicklung, 
kann  schwerlich  angenommen  werden.  Es  wird  stets  unmöglich  sein,  das 
differenzierte  Risiko,  das  jeder  die  Abonnenten-Versicherung  gewährende 
Verlag  in  Gestalt  seines  aus  den  verschiedensten  Bevölkerungsschichten 
zusammengesetzten  Leserkreises  darstellt,  nach  den  jeweils  in  Betracht 
kommenden  Gefahrenklassen  und  sonstigen  Nebenumständen,  die  für  die 
Berechnung  der  Prämie  ausschlaggebend  sind,  so  genau  abzuschätzen, 
daß  Härten  vermieden  werden.  Es  kann  fernerhin  als  ausgeschlossen 
gelten,  daß  ein  Verlag  gegenüber  einer  Berufsorganisation,  wie  der  ange- 
nommenen, seine  internen  Geschäftsangelegenheiten  so  offen  bloslegt, 
wie  es  im  Interesse  einer  gerechten  Abschätzung  des  Risikos  als  erfor- 
derlich bezeichnet  werden  muß.  Könnte  aber  eine  solche  nicht  vorge- 
nommen werden,  so  ist  ziemlich  sicher,  daß  die  Mehrzahl  auf  eine  Ge- 
schäftsverbindung verzichten  würde.  Diejenigen  Verleger,  die  bereits 
bei  einer  Versicherungsgesellschaft  ihre  Abonnenten  versichert  haben, 
würden  keine  Veranlassung  sehen,  diese  Verbindung  aufzugeben,  zumal, 
wenn  die  neue  Gesellschaft  nicht  in  der  Lage  wäre,  zu  billigeren  Prämien 
zu  arbeiten.  Inwiefern  aber  eine  solche  neuzugründende  Gesellschaft, 
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die  auch  noch  die  üründungskosteii  zu  bestreiten  hätte,  einen  biliigereii 
Verwaltiingsapparat  aurvveisen  soll,  wie  etwa  eine  schon  bestehende,  ein- 
gefüiirte  Versicherimgsgeselischait,  die  in  der  Regel  ihr  Abonnenteii- 
Versicherungsgeschäft  im  Rahmen  des  Unfallbetriebes  abwickelt,  ist  nicht 
einzuschcii.  Wenn  Rarisei  den  Rräinieiibetrag  von  10  Pfg.  wegen  seiner 
Billigkeit  besonders  rühmend  hervorhebt,  so  kann  dazu  gesagt  werden, 
daß  sich  ein  Verlag  bei  einigermaßen  normaler  Zusammensetzung  seines 
Leserkreises  zum  mindesten  ebenso  billig  bei  einer  Gesellschaft 
versichern  kann.  Das  Unternehmen  würde  mit  ziemlicher  Sicherheit 
an  mangelnder  Lebensfähigkeit  zu  Grunde  gehen  und  es  ergibt  sich  die 
Frage,  wer  in  diesem  Falle  der  Leidtragende  wäre  und  ob  nicht  der  Teufel 
mit  Beelzebub  ausgetrieben  wurde.  Als  Form  für  die  zu  gründende  Ge- 
sellschaft käme  nur  der  Verein  auf  Gegenseitigkeit  in  Betracht  (§  6 Abs.  2 
\ AG.),  da  die  Lasten  sich  am  besten  im  Wege  des  Umlage  Verfahrens  ver- 
teilen ließen,  während  Ueberschüsse  auch  wieder  den  Verlegern  zugute 
kämen.  Pariser  meint,  die  Form  der  Gegenseitigkeitsgesellschaft  käme 
deshalb  nicht  in  Betracht,  weil  bei  diesen  Personenvereinigungen  der 
Versicherte  Versicherer  sein  müsse^),  was  bei  der  Abonnenten-Ver- 
sicherung  nicht  der  Fall  sei,  da  nicht  die  Verleger  versichert  seien,  son- 
dern die  Abonnerilen.  Das  ist  jedoch  ein  Streit  um  Worte,  da  die  zu  grün- 
dende Gesellschaft  ja  ohnehin  den  Charakter  einer  Rückversicherung 
haben  würde,  bei  der  ja  die  Versicherer  wieder  Versicherte  sind.  Die 
Form  des  Vereins  auf  Gegenseitigkeit  ist  deshalb  nicht  ausgeschlossen. 
Zeigt  sich  nunmehr  auch  dieser  Vorschlag  als  unausführiich,  so  bleibt  nur 
noch  eine  neue  Regelung  übrig,  die  den  Konzessionszwang  für  Neberiab- 
reden  versicherungsähnlicher  Art  bringt  und  die  Erteilung  der  Erlaubnis 
zum  Geschäftsbetrieb  der  Abonnenten-Versicherung  von  der  Hinterlegung 
einer  Sicherheit  abhängig  macht.  Irn  übrigen  könnte  die  Kontrolle  über 
diese  Abonnenten-Versicherung  einer  untergeordneten  Verwaltungs- 
behörde überlassen  werden.  Zu  diesem  Zwecke  könnte  etwa  die  Füh- 
rung eines  Versicherungsregisters  gefordert  werden,  in  welches  alle 
Schadenmeldimgen  und  ihre  jeweilige  Erledigung  einziitragen  wären. 

Für  diejenigen  Verlage  dagegen,  die  die  Abonnenten-Versicherung 
als  Geschäftszweck  betreiben,  ist  die  Möglichkeit  zu  schaffen,  daß  sie  der 
direkten  Aufsicht  des  Aufsichtsamtes  unterstellt  werden  und  ihnen  eine 
Vertretung  in  diesem  eingeräumt  wird. 

Durch  eine  derartige  Regelung  wäre  den  die  Abonnenten-Versiche- 
rung als  Propagandamittcl  betreibenden  Verlegern  ebensosehr  gedient 
wie  den  die  Abonnenten-Versicherung  als  Teil  des  Geschäftsplaiies  betrei- 
iieiiden  Versicherungsgesellschaften,  da  ein  wirtschaftlicher  Nachteil 
kaum  oder  nur  in  geringem  Maße  entstehen  dürfte. 

Die  Abonnenten-Versicherung  aber  wäre  in  die  Lage  versetzt,  die 
Segnungen  eines  wirklichen  Versicherungsschutzes,  wenn  auch  in  beschei- 
denem Maße,  denen  zukommen  zu  lassen,  die  seiner  am  meisten  bedürfen. 
Es  wäre  das  ein  sozialer  Fortschritt. 
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Zusammenstellung  der  ihre  Abonnenten 

versichernden  Zeitungen  und  Zeitschriften. 

f ~ unbeaufsichtigt.  H = Haftpfliditversicherung. 

U — Unfallversicherung.  St  — Sterbegeldversscherung. 


Alkohol-  und  Süddeutsche  Brennerei- 
leitung,  Berlin  U. 

Allgemeiner  Anzeiger,  Großmoyeuvre.  U, 
Allgemeiner  Falkenberger  Anzeiger  ü. 
Allgemeine  Hotelrundsdiau,  Neusatz  a,  O.  U. 
Amberger  Tageblatt  Ü. 

Am  stillen  Herd,  Dresden  ü. 

Amtsblatt  für  das  kgL  Bezirksamt  Aichadi  U. 
t Anzeiger  fürs  Ornetal,  Gr.  Moyeuvre  U. 
t Artländer  Anzeiger,  Quadcenbrüdc  ü. 
Arzberger  Zeitung  U. 

Badisdie  Gewerbe-  und  Handwerker- 
zeitung, Rastatt  i.  B.  U. 

t Bahn  frei,  Berlin  U. 

t BambergerNeueste  Nachrichten,  Bam berg  U. 
Bayerisdbe  Baugewerkszeitung,  München  U. 
Bayerische  Beamtenzeitung,  Nürnberg  U. 
Bayerische  Gebirgs-  und  Volkstrachteu- 
zeitung,  München  ü. 

Bayerischer  Volksfreund,  München  ü. 

Bayerische  Zeitung,  Mündien  U. 

Benrather  Zeitung  U. 

i*  Berliner  Allgemeine  Zeitung,  Berlin  U. 
t Berliner  Blatt  U. 

i*  Bersenbrücker  Kreisblatt,  Quackenbrüdk  U. 
t Beuthener  Volkszeitung,  Gleiwitz  ü. 
Bitterfelder  Tageblatt  U. 

t Blies-  und  Osterzeitung,  Wiebelskirchen  U. 
t Bochumer  Anzeiger  und  General- 
anzeiger, Bochum  U. 

t Bochumer  Zeitung-Märkischer  Sprecher, 
Bodium  U. 

t Bonner  Stadtanzeiger,  Bonn  U. 

Bote  vom  bayer.  Wald,  Regen  U. 

Bote  vom  Höcherberg,  Waldmohr  [Pfalz]  U. 
t Bote  vom  Niederrheioj  Emmeridi  U. 
t Braunschweiger  Allgemeiner  Anzeiger, 
Braunschweig  U. 

t Braunschweiger  Neueste  Nachrichten, 
Braunschweig  U. 

t Breisgauer  Nachrichten,  Emmendingen  U. 
Breisgauer  Zeitung,  Freiburg  U. 

Bremer  Tagblatt  U. 

Bremer  Tagblalt  Beilage  U. 

Binger  Zeitung  U. 

Brokauer  Anzeiger  U. 

t Buersche  Zeitung,  Buer  U. 

t Chemnitzer  Allgemeine  Zeitung  U. 

t Chemnitzer  Neueste  Nadbrichten  U. 
Chiemgau-Zeitung,  Prien  U. 


Cöthener  Tageblatt,  Cothen  U. 

Cöthensche  Zeitung,  Cöthen  ü. 

Das  Bier,  München  U. 

Das  Blatt  für  Alle,  Berlin  U. 

Das  Haus,  Berlin  H. 

Das  neue  Blatt,  Leipzig  U. 

Das  neue  Blatt,  Leipzig  5t. 

Dattelner  Anzeiger,  Datteln  i.  Westf.  Ü. 

t Delitzscher  Zeitung,  Delitzsch  Ü. 

i*  Der  Bote  aus  dem  Ruhrtal,  Hattingen  ü. 

Der  deutsche  Sdiiffseigner,  Colditz  U. 

Der  deutsche  Schmiedemeister  H. 

■f  Der  Eisenbahnfahrbeamle  Berlin  U. 

Der  Eisenbahnweichensteller,  Berlin  U. 

t Der  Gebirgsbote,  Glatz  U. 

f Der  Hausfreund,  Neuerode  ü. 

t Der  Hausfreund,  Speyer  ü. 


t Der  Hausfreund  für  Stadt  u Land,  Hamm  U. 
f Der  praktische  Landwirt,  Halle  St,  u,  U. 


Der  süddeutsche  Möbel-  und  Bau- 
schreiner, Suttgart  LJ. 

Der  süddeutsdie  Schmied-  und  Wagner- 
meister, Stuttgart  H. 

Der  süddeutsche  Tapezier  u.  Dekorateur, 
Stuttgart  U, 

Der  Waldler,  Regen  U. 

DerWerratal"  u,der  Riiiggaubote.Wanfried  U. 
Deubener  Tageblatt  Ü. 

t Deutsclier  Eisenbahn-Kurier,  Berlin  Ü. 
•f*  Deutsche  Eisenbahn-Zeitung,  Berlin  ö. 
f Deutscher  Eisenbahn-Zugführer,  Berlin  U. 
f Deutscher  Zugführeranwärter,  Berlin  U. 
Deutsche  Fieischerzeitung,  Berlin  ü. 

DeutscherHandels-  u.Verkehrsbote,GörIitz  U. 
Deutsche  Schlosser-  und  Schmiedezeitung. 

Nürnberg  H. 

Deutsche  Schmiedezeitung  Ausgabe  A, 
Berlin  H. 

Die  Fürsorge,  Leipig  ü. 

Die  Fundgrube,  Nürnberg  U. 

Die  Irrenpflege,  Halle  a.  S,  ü. 

Die  Konditorei,  Berlin  U. 

Dittersbadier  Zeitung  U. 

Die  Volkswohlfahrt,  Stuttgart  U. 

Dorf  und  Stadt,  Heübronn  ^ U. 

Dudweiler  Bürgerzeitung  U. 

Dudweiler  Zeitung  C. 

t Dziennik  Bydgoski,  Bromberg  U. 

Eckernförder  Zeitung 

*f"  Eilenburger  Zeitung  U. 


V Eisanberger  Neuste  Nachrichten, 

Grünstadt  U. 

Elbinger  Neueste  Nachrichten  U. 

t Essener  Generalanzeiger  U. 

t Essener  Volkszeitung  ü. 

Fachzeitung  Deutscher  Kellnei  vereine, 

Berlin  U. 

Fachzeitung  für  Blechbearbeitung  und 
Installation,  Mannhe  m U. 

Fachzeitung  für  Drechsler  und  Tischler, 
Mannheim  U. 

Feierstunden,  Berlin  U. 

Flöhaer  Tageblatt  U. 

Führer  Lokalanzeiger,  Wyk  U. 

i'Freiberger  Neueste  Nadmchten,  Freiberg  LL 
t Freiburger  Bote,  Freiburg  U. 

t Freiburger  Tagespost,  Freiburg  U. 

t Freiburger  Zeitung,  Freiburg  U. 

Friedenauer  Tageszeitung  U. 

Friedrichstal-Bildstocker-Generalanzeiger, 
Friedrichstal,  Saar  U. 

Für  die  Familie,  Charlottenburg  U.  u.  St. 
Fürther  Tagblatt  U. 

t Gazeta  Codzionna,  Thorn  U. 

t Gazeta  Grudziadzka,  Graudenz  U. 

t Gazeta  Torunska,  Thorn  U. 

t Gelsenkirchner  Allgemeine  Zeitung  U, 

t Gelsenkirchner  Zeitung  U. 

t Generalanzeiger,  Neumünster  U. 

Generalanzeiger  für  die  Bürgermeisterei 
Sulzbadi  und  Umgegend,  Friedrichstal  U. 
t Generalanzeiger  für  Dortmund  und  die 
Provinz  Westfalen,  Dormund  U. 

t Generalanzeiger  für  Oberhausen,  Sterkrade, 
Osterfeld,  Bottrop,  Oberhausen  U. 

t Generalanzeiger  für  den  Stadtkreis  Mül- 
heim und  Umgegend,  Mülheim  U. 

t Generalanzeiger  für  Duisburg,  Duisburg  U. 
Generalanzeiger  und  Nachrichten  für  das 
Havelland,  l’otsdam  U. 

Generalanzeiger  für  Wanne  und  Eickel, 
Wanne  i.  Westf.  U. 

t Generalanzeiger,  Herne  U. 

t Gerther  Zeitung,  Herne  U. 

t Glatzer  Zeitung,  Glatz  U. 

Glems-  und  Wurmgauzeitung,  Leonberg  U. 

Glos  Polski,  Graudenz  U. 

t Gornos  Slazak,  Beuthen  U. 

*}*  Goslarsche  Zeitung,  Goslar  Uo. 

Goßlershausener  Zeitung  U. 

Große  Offerten-Zeitung,  Waldhausen, 
Hannover  U. 

T Grünstadter  Neueste  Nachrichten  U. 

Grunewalder  Tageblatt  U. 

t Hamborner  Gene»*alanzeiger,  Hamborn  U. 
t Hamborner  Volkszeitung,  Hamborn  U. 

T Hamburger  Neueste  Nachrichten, 

Hamburg  U. 


■f*  Hannoverscher  Anzeiger,  Hannover  U. 

t Hannoversches  Tagblatt,  Hannover  U. 

t Hannoversche  Abendpost,  Hannover  U. 

Hattinger  Volkszeitung  U. 

t Hattinger  Zeitung,  Hattingen  U. 

Häuslidier  Ratgeber,  Berlin  U. 

t Heidelberger  Neueste  Nachrichten, 

Heidelberg  U. 

Heitere  Blätter,  }-jameln  U. 

i*  Hellweger  Anzeiger  und  Bote,  Unna  U. 

t Herner  Anzeiger,  Herne  U. 

t Herner  Zeitung,  Herne  U. 

i'  Hettenleidelheimer  Neueste  Nachrichten, 
Grünstadt  U. 

Hildesheimer  Tagblatt  U. 

Hilfsbereit,  Charlottenburg  U. 

t Homburger,  Bexbacher  und  Lands- 

stulzer  Tagblatt,  Homburg  i Pf.  U. 

t Homburger  und  Bexbacher  Zeitung  U. 

t Holsteiner  Kurier,  Neumünster  U. 

Holz-  und  Baufach-Zeitung,  Straßburg  U. 

■f  Hörder  Familienblatt,  Hörde  U. 

i"  Hörder  Volksblatt,  Hörde  U. 

i*  Illustrierte  Romanzeitung  des  Volks- 
ga>tens,  Dortmund  U. 

Im  sichern  Heim,  Dortmund  U. 

Interessante  Blätter  für  alle,  Stuttgart  U. 

t Katholik,  Beuthen  U. 

t Kattowitzer  Volkszeitung,  Gleiwitz  U. 

Kartellkorrespondenz,  Homburg  i.  Pf.  U. 

Kieler  Neueste  Nachrichten,  Kiel  U. 

Königshütter  Tagblatt  U. 

“1*  Königssleeler  Zeitung,  Hattingen  U. 

Küche  und  Keller,  Hamburg  U. 

f Kuryler  Naski,  Beuthen  U. 

f Kraj,  Graudenz  U. 

Ladenburger  Tagblatt  U. 

f Langendreer  Zeitung,  Langendreer  U. 

Lausitzer  Hausfreund,  Senftenberg  U. 

Lausitzer  Zeitung,  Senftenberg  U 

Leipziger  Abendzeitung  U. 

t Leipziger  Allgemeine  Zeitung  Stadt- 
und  Dorf-Anzeiger,  Leipzig  U. 

i*  Leipziger  Gerichtszeitung,  Leipzig  U. 

t Linden-DahlhauserTageblatt,  Hattingen  U. 
Linden-DahIhauserVoIkszeitung,HattingenU. 
Lothringer  Post,  Algringen  U. 

t Lübecker  General-Anzeiger,  Lübeck  U. 

Lübecker  Nachrichten  U. 

'j*  Markgräfler  Nachrichten  zugl.  Kanderner 
Tagblatt  U. 

Markneukirchner  Anzeiger  U. 

Marktredwitzer  Tageblatt  U. 

Meine  Selbsthilfe,  Berlin  ^ St. 

Mündener  Tageblatt,  Hamm  Münden  U. 


t MitteldeutscherVolksfreund,  Schweidnitz  U 
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Mündiener  Tageblatt  U, 

Mündiener  Zeitung  U. 

t Mülheimer  Zeitung,  Kreisblatt,  Mülheim  U. 
Nach  der  Arbeit,  Charlottenburg  ö. 

Nach  der  Schicht,  Wiebelskirchen  U- 

Nach  Feierabend,  Leipzig  LJ. 

Nach  Feierabend,  Leipzig  St. 

Narodowiec,  Herne  i.  W.  LJ. 

Neue  freie  Volkszeitung,  München  U, 

Neue  Pelzwarenzeitung,  Berlin  U. 

t Oberhauseiier  Zeitung,  amtliches  Kreis- 
blatt, Oberhausen  LJ. 

t Neueste  Nachrichten  HirEIberfeid-Barmen 
u.  d.  bergische  Land,  Elberfeld  ü. 

tNeue  Voigtländische  Zeitung,  Plauen  i.V.  U. 
t Neukirchener  Volkszeitung,  Neukirch^en  U. 
tNeukirchener  Zeitung  und  Klingerzeitung, 
Neukirclien  U. 


Neusser Zeitung,  amtiichesKreisblatt,  Neuß  U. 
Nicderbarnimer  Anzeiger,  Alt  Landsberg-  U. 
tNiederhermsdorfer  Bote, Niederhermsdorf  ü. 
■fNiederlausitzer  Generalanzeiger.  Kottbus  ü. 


t Niederschles.  Zeitung',  Görlitz  IJ, 

t Nordbayerische  Zeitung,  Nürnberg  U. 

t Nürnberger  Vol^cszeitung  IJ. 

t Nürnberger  Zeitung  U. 


Oberrheinischer  Anzeiger,  Mühlheim  LJ. 
i'  Oberschlesischer  Kurier,  Königshütte  U. 
t Oberschlesische  Volksstimme,  Gieiwitz  U. 
t Oberschlesischer  Wanderer,  Gieiwitz  ü. 


Obersdilesische  Zeitung,  Beuthen  U. 

Ojczyzna,  Bochum  U. 

Onkel  Jean,  Neustadt  a.  H U. 

Ornes  Fentchtaler  Volkszeitung,  Groß- 
Moyeuvre  ü. 

t Peiner  Tagespost  U. 

Pfälzischer  Merkur,  Zweibrücken  ü. 

Pforzheimer  Generalanzeiger  U. 

t Pielgrzym,  Pelplin  ü* 

t Polak,  Beuthen  ü. 

Priener  Zeitung,  Prien  ü. 

t Przy|äsiel-Ludu,  Graudenz  TJ. 

Reddinghäuser  Allgemeine  Zeitung  ü. 

Recklinghäuser  Volkszeitung  II. 

t Rheinisch-Westfälischer  Anzeiger.  Essen  Ü. 
t Rheinischer  Kladderadatsch,  Köln  St. 

■('  Rheinische  Volksblätter,  Worms  IT. 

t Ruhrorter  Voikszeitung  U. 

t Ruhr-  und  Möhnezeitung,  Neheim  U. 

Saarbrücker  Lokalanzeiger  ü* 

t Saarbrücker  Neueste  Nachrichten  IJ* 

f Saarbrücker  Volkszeitung  IJ' 

f Saarpost,  Saarbrücken  ü. 

t Saar-  und  Blieszeitung,  Neunkirchen  ü. 
Sächsische  Beamtenzeitimg,  Leipzig  Ik 

t Schaumburger  Zeitung,  Rinteler  Tagblatt, 
Rinteln  U. 

Schkeuditzer  Wochenblatt  V. 

t Schlesische  Brandenburger-Lausitzer- 
Pommersche  Gerichtszeitung,  Breslau  V, 
Schmargendorf  er  Tageblatt  !J. 

Sdiöneberger  Tageblatt  ü. 

Schongauer  Nachrichten  P. 
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Scliwandorfer  Tageblatt  undVolkszeitung  t). 
Schwäbisdies  Sonntagsblatt  und  praktischer  ^ 


Ratgeber,  Oberndorf  a.  N.  ü. 

I Schwerter  Tageblatt,  Sdiwerte  T. 

t Schwerter  Zeitung,  Schwerte  ü. 

Somitagsblattfürdiekath.Fami!ie,München  ü. 
Sport,  München  ' ü. 

■■|*SprocklöveIer  Zeitung,  Niedersprocklövel  XL 
Steglitzer  Anzeiger  L. 

SiCgHtzer  Tageszeitung,  Berlin  L . 

Steglitzer  Zeitung’  X . 

Stettiner  Abendpost  1 . 

t St.  Ingbert  Anzeiger,  St.  Ingbert  I . 

t Striegauer  Anzeiger,  Striegau  l'. 

Tagblatt  für  den  Amtsgerichlsbezirk 

Mensel wi  z a.  H.  • XJ. 

Täglicher  Anzeiger  Holminden  L. 

Tägliche  Rundschau,  Schlesien  und  Posen, 
Schweidnitz 

Tilsiter  Zeitung  I • 

Tygodnik-Maryanski,  Bochum  Xi. 

t Tübinger  Chronik  XL 

Tübinger  Tageblatt  XL 

t Tremonia,  Dortmund  U. 

t Ünterweser-Zeitung,  Lehe  II. 

Vogelsanger  Zeitung  X . 

Völklinger  Zeitung,  Saarbrücken  II. 

t Volksblatt,  Neurode  XJ. 

t Volksgarten,  Dortmund  IL 

Volkshort.  Leipzig  XJ. 

Volkszeitung  für  Mark- u.Sauerland, gen  IL 
Wacht  am  Niederrhein,  MarxlohHa  LL 

Wage  und  Schwert,  Berlin  XJ. 

Wanner  und  Eickeier  Zeitung,  Wanne  i.W.  IJ. 
Wannenseerzeitung  U- 

Wattenscheider  Voikszeitung  V. 

f Wattenscheider  Zeitung  L. 

Wegweiser  tür  Bauhandwerke,  Uim  l . 

t Westdeutscher  Herold,  Wanne  IL 

Westdeutscher  Herold,  Wanne  IL 

Westdeutsche  Tagespost,  Bad  Kreuznach  i . 
■i-Westfalia,Bei!agederTremonia,Dortmund  U. 
Welt  im  Bild,  Beilage  zum  Boclnimer 
Anzeiger,  Bochum  V. 

t Westfälischer  Anzeiger,  Hamm  I’. 

I t Westfälisches  Tageblatt,  Hagen  XI. 

t Westfälischer  Volksfreund,  Hamm  XJ- 

f W^estpfälzische  Zeitung,  St.  Ingbert  XI* 
Wiarüs  Polski,  Bochum  XL 

Wilmersdorfer  Tageblatt  XL 

Wlilriemsliavener  Tageblatt  XJ- 

Wirtschaflsnachrichten,  Leipzig  XI* 

Wiesbadener  Generalanzeiger  P' 

I Wittener  Tagblatt  XL 

t Wittener  Voikszeitung  XL 

t Woifenbütteler  Kreisblatt  P. 

Württemberg  er  Zeitung,  Stuttgart  P. 

Zabrzer  Anzeiger  P- 

t Zeitschrift  für  das  gesamte  Eisenbahn- 
Sicherungswesen,  Berlin  P. 

t Zeitschrift  für  Rottenführer, 

Charlottenburg  1 • 

1 Zoosener  Allgemeiner  Anzeiger  I . 


Lebenslauf. 

Ich,  Erwin  Waldemar  Friedrich  Fink,  bin  geboren  am  7.  März  1892 
in  München  als  Sohn  des  Oberlehrers  Johann  Fink  und  seiner  Gemahlin 
Johanna,  geb.  Blaufuß.  Nach  Besuch  der  Volksschule  und  Absolvierung 
des  hum.  Gymnasiums  zu  Reutlingen  bezog  ich  die  Universität  Erlangen, 
der  ich  seit  1912  ununterbrochen  angehörte.  Ich  widmete  mich  dem 
Studium  der  Staats-  und  Versicherungswissenschaften  und  erwarb  mir  im 
Sommer  1915  das  bayer.  Diplom  für  Versicherungsverständige. 


